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Der Landesbeauftragte für den Datenschutz 
Nr. DSB/1 - 510-5 

München, den 4. Mai 1982 

An den 
Herrn Präsidenten 
des Bayerischen Landtags 
München 

Betigff: Vierter Bericht über die Tätigkeit des Lan- 
desbeauftragten für den Datenschutz 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! 

Anliegend übersende ich gemäß Art. 28 Abs. 4 des 
Bayerıschen Gesetzes zum Schutz vor Mißbrauch 
personenbezogener Daten beı der Datenverarbeitung 
vom 28. April 1978 den vierten Tätigkeitsbericht fur 
den Zeitraum vom 1. Januar bis 31. Dezember 1981. 

Der Beırat hat den Entwurf in seiner Sıtzung am 
20 Aprıl 1982 vorberaten 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Dr. Stollreither 

  

04.05.82 

Vierter Tätigkeitsbericht 

des Landesbeauftragten für den 
Datenschutz 

Berichtszeitraum: 1. Januar bis 31. Dezember 1981 
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1. Vorbemerkungen r 

1.1 Zur Lage 

Der nach Art 28 Abs 4 BayDSG alljahrlıch dem Land- 
tag und der Staatsregierung vom Landesbeauftragten 
für den Datenschutz zu erstattende Bericht uber 
seine Tätigkeit zwingt nıcht nur dazu, uber die ım ab- 
gelaufenen Jahr geleistete Arbeit Rechenschaft abzu- 
legen, sondern auch die eigene Position zu überden- 
ken. Dies ist um so bedeutsamer, als der Daten- 
schutz noch ımmer eine relatıv „neue Einrichtung‘ 
ist. also weder im Bewußtsein der Öffentlichkeit noch 
in der Verwaltung zur Selbstverstandlichkeit gewor- 
den ist. Immerhin ist er — das stelle ich gerne fest - 
keine Modeerscheinung mehr, ım Gegenteil, manche 
Kritik der Presse, der Verwaltung und in einigen Bun- 
desländern auch der Parlamente hat deutlichere For- 
men angenommen. Dies ist, wie ich glaube, beı einer 
nüchternen Betrachtung der Aufgabe und Stellung 
des Datenschutzes im Staate auch verständlich, legt 
aber dennoch die Frage nahe, ob das Verhalten von 
„Datenschützern‘ ımmer sachgerecht genug und für 
„Nichtdatenschützer“ auch verständlich war. 

Wie wenig der Bürger noch immer mit den Daten- 
schutzgesetzen „zurechtkommt‘, erlebe ıch taglıch 
Doch wird aus dıesen Anfragen und Beschwerden ern 
wachsendes Datenschutzbewußtsein deutlich. Ein 
Teil unserer Mitbürger vermag dem Datenschutz al- 
lerdings nach wie vor keine nützliche Seite abzuge- 
winnen. Mancher meint, daß er ja „nichts zu verber- 
gen‘ habe und „seine Daten jeder kennen‘ dürfe. Eın 
Verständnis für den Sınn des Datenschutzes entwik- 
kelt der Einzelne vielfach erst dann, wenn er sich zum 
Beispiel im Zuge einer Rasterfahndung in den Daten- 
sammlungen der Polizei gespeichert weiß, weil er 

etwa einen Pkw eines bestimmten Fabrikats und eı- 
ner bestimmten Farbe fährt und ın einer Gegend 
wohnt, ın der ein Kapitalverbrechen aufzuklären ıst 

Unbehagen überkommt den Bürger aber auch dann, 
wenn er eine Flut von Werbesendungen erhält und 
sich nicht erklären kann, „woher die Firmen seine 
Adresse haben“. Hier fällt der Verdacht einer unzu- 
lässigen Datenweitergabe meist zunächst auf eine öf- 
fentliche Stelle, die aber in der Regel nicht die Quelie 
ist
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Mıßmut der Verwaltung rührt wohl gelegentlich daher, | 
daß sıe sich ın Datenschutzfragen zu Unrecht ver- 
dächtigt fühlt. Datenschutz erscheint ihr oftmals 
überflusstg, da mit Akten von jeher ordnungsgemaß 
umgegangen werde und der Zugriff zu automatisıert 

gespeicherten Daten schon rein technisch nur einem 
begrenzten und dienstlich verpflichteten Personen- 
kreis möglıch seı. 

Im Berichtsjahr festgesteilte Verstöße gegen Bestim- 
mungen des Datenschutzes beruhten durchwegs auf 
Unbedachtheit, Gutgläubigkeit oder Unkenntnis Es 
ist auch darauf hinzuweisen, daß ın aller Regel nıcht 
bekannt ist, an welchen Stellen, aus welchen Grün- 
den und mit welchen Mitteln irgend jemand rechts- 
widrig von öffentlichen Dienststellen gespeicherte 
Daten in Erfahrung bringen will. Die mögliche Ein- 
bruchstelle ıst nicht vorherzusehen. Daher müssen 
Schutzmaßnahmen „rundum“ wırksam sein, um jeder 
Moglighkeit eines rechtswidrigen Eingriffs begegnen 
zu konnen 

Daraus ergeben sich als vereinfachte Grundregeln 

— Nur was fur die Arbeit der Verwaltung wirklich er- 
forderlich ist, darf sie erfassen, speichern und 
übermitteln. 

- Zugang zu Daten darf nur erhalten, wer diese Da- 
ten zu seiner rechtmäßigen Arbeit braucht. 

- Für den Bürger muß erkennbar sein, was mit seı- 
nen Daten geschieht 

Die Presse ıst sicher ein wichtiger Verbündeter des 
Datenschutzes, da sıe auf Probleme und Gefahren 
hınweist, freilich mit dem Ergebnis, daß ıhre Veröf- 
fentlichungen sich häufig nur mit den aufgetretenen 
Fehlern und Mißständen befassen, was zu Veralige- 
meinerungen fuhren kann. So entsteht nıcht selten in 
der Öffentlichkeit ein schiefes Bild. 

Häufig überschatzt die Öffentlichkeit auch die Gefah- 
ren, die sich aus der Automatisierung von Daten- 
sammlungen ergeben. Es ist daher auch Aufgabe des 
Datenschutzes, übertriebenen Ängsten entgegenzu- 
treten. 

Ein weiterer Faktor, der für den Datenschutz zuneh- 
mend spurbar wird, ist der in der Öffentlichkeit her- 
vorgerufene Eindruck, Datenschutz behindere die Ar- 
beit der für die offentliche Sicherheit verantwortlichen 
Organe. Dem trete ıch entschieden entgegen. Auch 
die Sicherheitsbehörden haben die Grundsätze der 
Verfassung, alle übrıgen Gesetze, und nicht zuletzt 
die Strafprozeßordnung zu beachten. Gerade die 
Strafprozeßordnung setzt hier hinsichtlich der Samm- 
lung und Verwertung von Daten durch die Strafver- 
folgungsbehörden deutliche Grenzen. Eine wesentli- 
che Änderung dieses in seinen Kernbestimmungen 
aus dem letzten Jahrhundert stammenden, also vom 
modernen Datenschutz noch unberührten Gesetzes, 
werden auch dıe Kritiker des Datenschutzes in Si- 
cherheitsfragen nicht ernsthaft wünschen. 

Ich habe, und das ist auch anı dieser Stelle zu beto- 
nen, von den Sicherheitsorganen bisher Unterstüt-   zung und auch Verständnis erfahren. Zu den Begren- 

zungen, die sıch die Sicherheitsorgane ın Bayern be- 

züglıch ihrer Sammlungen auferlegt haben, verweise 
ich auf Abschnitt 3.2. 

Datenschutz, wıe er sıch mır heute darstellt, steht ın- 
mitten von Spannungsfeldern und damıt Bewahrungs- 
proben, dıe sich nur durch ıntensiven Dialog mıt Bur- 
gern und Verwaltung bewältigen lassen 

1.2 Behandlung des 3. Tätigkeitsberichts ın Parla- 
ment, Presse und Öffentlichkeit 

Der von mir für das Jahr 1980 erstattete Tätigkeitsbe- 
richt wurde ım Ausschuß für Verfassungs-, Rechts- 
und Kommunalfragen des Landtags und ım Rechts- 
und Verfassungsausschuß des Senats eingehend und 
zustimmend erortert. Auch die Aufnahme ın der 
Presse war durchwegs positiv, wenngleich sıch hıer 
auch kritische Stimmen fanden. Von Bürgern erhielt 
ich eine Reihe von Zuschriften Die Aufnahme des Ta- 
tigkeitsberichts — wie alle Kritik am Datenschutz - sb 
Anlaß zu ernster Prüfung und Überlegungen, ıst doch 
der eigene Lernprozeß ein wesentlicher Faktor beı 

der Weiterentwicklung des Datenschutzes 

1.3 Aufbau des vierten Tätigkeitsberichts 

Der vorlıegende Tätigkeitsbericht hebt als besonde- 
ren Schwerpunkt „Technische und organısatorısche 
Datenschutzfragen‘‘ hervor, denen für die Verwal- 
tungspraxis große, bei den Datenschutzdiskussionen 
haufig nicht genügend gewürdigte Bedeutung zu- 
kommt. Daneben wırd auch über die „Neuen Medien" 
verhältnismäßig ausfuhrlich berichtet. 

Im dritten Abschnitt des Tätıgkeitsberichts werden ın 
großem Umfang Einzelfälle erörtert. Ihre Behandlung 
in dieser Form rechtfertigt sich m. E. dadurch, daß 
aus ihnen Rückschlüsse für die Verwaltung aus den 
praktischen datenschutzrechtlichen Problemstellun- 
gen möglıch sind und die Verwaltung gerade die ein- 
zelnen Lösungsfälle heranziehen kann, um ähnliche 
Probleme zu lösen. Aus der Gesamtschau ergıbt 
sıch, wie ich glaube, ein anschauliches Bıld über dıe 
aktuellen Fragen und die Reaktion der Verwaltung auf 
meine Vorstellungen zum Datenschutz. 

1.4 Die Geschäftsstelle 

Unterbringung r 

Im Berichtsjahr befand sıch die Geschäftsstelle noch 
in den gleichen Räumen, die sie bei der Aufnahme ıh- 

rer Tätigkeit im Sommer 1978 bezogen hatte. Wenn 
sich auch der Personalstand nur in bescheidenem 
Maße erweiterte — siehe unten - so ergab sich doch 
1981 eine ımmer spürbarer werdende bedrangende 
Enge, dıe dıe Arbeitsbedingungen der Mitarbeiter zu- 
nehmend in Mitleidenschaft zog. So mußten Geräte 
und Maschinen, z.B. der Drucker zum Schreibauto- 
maten, in Arbeitsräumen untergebracht werden. Ge- 
gen Ende des Jahres mußte daher der Umzug in an- 
dere Räume vorbereitet werden, da sıch im Gebäude 
Königinstraße 11 keine Erweiterungsmöglichkeit bot. 
Die Verlegung in die Wagmüllerstraße 18, die eine ge- 
schlossene Unterbringung in einem Stockwerk er- 
möglichte, erfolgte gleich zu Beginn des Jahres 1982
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Haushalt — Personal 

Der Staatshaushalt 1981/82 sah für die Geschafts- 
stelle des Landesbeauftragten für das Haushaltsjahr 
1981 eine Erweiterung um 3 Stellen des höheren 
Dienstes, 2 Stellen des gehobenen Dienstes, 1 Stelle 
des mittleren Dienstes und 1 Angestelitenstelle vor, 
von denen jedoch zwei Stellen meiner Dienststelle 
bereits leıhweise zur Verfügung gestellt und besetzt 
worden waren (siehe Tätigkeitsbericht 1980 unter 
1.2.2) 

Da die für das Haushaltsjahr 1981 ausgebrachten 
neuen Stellen aufgrund des Haushaltsgesetzes erst 
ab Mitte 1982 besetzbar sınd, konnte die Geschäfts- 
stelle ım Jahre 1981 nur durch eınen Beamten des ge- 
hobenen Dienstes verstärkt werden Auch bei der Be- 
setzung dieser Stelle war ich darauf bedacht, einen 
Mitarbeiter zu gewinnen, der dıe Gegebenheiten und 
Erfordernisse der Verwaltungspraxis durch Tätigkeit 
in„der bayerischen Verwaltung kennt. Auch nach Be- 
setzung der ım Haushalt 1981/82 neu ausgebrachten 
Stellen wird die Personalausstattung meiner Dienst- 
stelle vergleichsweise bescheiden seın. Eine weitere 
Personalvermehrung wird, sofern sich die Arbeıtsan- 
forderungen nıcht wesentlich andern, zunächst nicht 
angestrebt. 

Insgesamt ergab sich auch 1981 wıe ın den Vorjahren 
eıne über das normale Maß erheblich hinausgehende 
Belastung meiner Mitarbeiter, die zudem - wie darge- 
legt - unter teilweise räumlich ungünstigen Verhält- 
nissen erbracht wurde. Sie konnte dank der Einsatz- 
bereitschaft meiner Mitarbeiter durch dauernde Lei- 
stung erheblicher Überstunden und Wochenendar- 
beit durchgestanden werden. Die Besetzung der 
noch offenen Stellen durch qualifiziertes, praxiserfah- 
renes Personal ist dringend geboten. Die für das 
Haushaltsjahr 1981 veranschlagten Sachmittel ent- 
sprechen dank der weitgehenden gegenseitigen Dek- 
kungsfähigkeit den Anforderungen 

An Informationsmaterial wurden 1981 über 2600 Bro- 
schüren „Der Bürger und seine Daten“, über 500 
Übersichten über das Datenschutzregister, fast 4000 
Tätigkeitsberichte von 1979 und 1980 und über 2200 
Textsammlungen „Bayerisches Datenschutzgesetz, 
Datenschutzregisterverordnung und Bundesdaten- 
schutzgesetz“ versandt. 
“ 

Datenschutzregister 

im Berichtszeitraum wurde der Aufbau des Daten- 
schutzregisters weitergeführt. Bei Redaktionsschluß 
der als Beilage zum Bayerischen Staatsanzeiger 
Nr. 47/1981 am 20. November 1981 erschienenen 
„Übersicht'‘ waren zum Datenschutzregister 11318 
Dateien von insgesamt 3383 speichernden Stellen ge- 
meldet. Gegenüber der Veröffentlichung des Vorjahrs 
bedeutet dies eine Zunahme bei den Dateien um 12 
Prozent und bei den speichernden Stellen um 11 Pro- 
zent. Beim Vergleich mit den Zahlen für 1979 ist eıne 
Zunahme der gemeldeten Dateien um insgesamt 36 
Prozent festzustellen. Besonders auffallend war die 
Zunahme der Dateien und speichernden Stellen im 
kommunalen Bereich. Auch aus dem Bereich der 
nichtstaatlichen öffentlichen Stellen, insbesondere 
der Allgemeinen Ortskrankenkassen und der Indu-   

strie- und Handelskammern, gıngen zahlreiche Mel- 
dungen eın. Weniger zahlreich waren dıe Zugange 
aus dem staatlıchen Bereich 

Beı den im Berichtszeitraum erstmals gemeldeten au- 
tomatısierten Verfahren war wieder eine betrachtliche 
Anzahl von Verfahren, die bereits seit eınıgen Jahren 
eingesetzt sind und schon früher hätten gemeldet 
werden müssen. Die Zunahme der Meldungen kann 
deshalb nicht einer Zunahme des Automatısıerungs- 
grades gleichgesetzt werden 

1.5 Der Beirat 

In der Besetzung des Beirats beim Landesbeauftrag- 
ten für den Datenschutz trat folgende Änderung eın. 

Der Bayerısche Senat wählte anstelle des aus dem 
Senat ausgeschiedenene Senators Dr Friedrich Wil- 
helm zum Mitglied des Beirats beim Landesbeauf- 
tragten für den Datenschutz Senator Wolfgang Burn- 
hauser und als dessen Stellvertreter Senator ‚Otto 
Neukum. \ 

Da der bisherige Vertreter der Staatsregierung ım 
Beirat beim Landesbeauftragten fur den Datenschutz, 
Ministerialdirıgent Dr. Hubert Mennacher aus dem 
Beirat ausschied, hat dıe Bayerısche Staatsregierung 
Ministerialdirrgent Hubert Kranz vom Bayerıschen 
Staatsministerium der Fınanzen als Mitglied des Beı- 
rats bestellt. 

Danach sind gegenwärtig Mitglieder des Beirats und 
deren Stellvertreter: 

Die Landtagsabgeordneten: 

Hermann Regensburger 
Hans Spitzner 
Hermann Leeb 
Eduard Hartmann 
Klaus Warnecke 
Dr. Gerhard Zech 

Die Senatoren: 

Wolfgang Burnhauser 

Dr. Paul Wilhelm 
Manfred Humbs 
Johann Böhm 
Alfred Sommer 
Rolf Langenberger 
Peter Hürner 

Otto Neukum 

Für die Staatsregierung: 

Ministerialdirigent 
Hubert Kranz 
Bayer. Staatsministerium 

der Finanzen 

Ministerialdirigent 
Joachim Schweinoch 
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’ 
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Präsident des Verbandes Prasıdumsmitglied des 

Freier Berufe ın Bayene V Verbandes Freier Berufe 

ın Bayerne V
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Der Beirat tagte ım Berichtsjahr funfmal am 27. Ja- 

nuar, 10. Marz, 19. Maı, 14. Juli und 3. November 
1981. Dabeı befaßte er sich im wesentlichen mit fol- 
genden Fragen. 

- Unterrichtung über Beanstandungen unzureichen- 
der technısch-organisatorıscher Datensicherungs- 
maßnahmen, 

- Unterrichtung über Wirkungsweise und Anwen- 
dungsfälle neuer Medien, wie Videotext, Bild- 
schirmtext, Kabeltext, Kabelfernsehen, Satelliten- 
fernsehen, Ruckkanal und die Forderungen, die 
aus der Sıcht des Datenschutzes ın Anbetracht der 
neuen Möglichkeiten, beispielsweise Interessen- 
profile uber die Benutzer zu speichern und zu ver- 
werten, aufgestellt werden müssen, 

- Personalhaushalt der Geschäftsstelle, vor allem 
Forderungen zum Haushaltsplan 1981/82, 

- Übessrbeitung der Vorschriften uber die „Mittei- 
lung ın Strafsachen — MiStra —“ und der Richtlinien 
über Kriminalpolizeiliche Sammlungen (KpS), 

- Unterrichtung durch den Technischen Überwa- 
chungsverein Bayern e V. (TÜV), über dessen Vor- 

gehensweise und bisherige Erfahrungen beı der 
Prüfung von Datensicherungsmaßnahmen im Auf- 
trag der Datenschutzaufsichtsbehörden für den 
nıchtöffentlichen Bereich, sowie zu Überlegungen 
über dıe Typ-Prüfung von DV-Systemen aus der 
Sicht des BDSG, 

- Vorberatung des 3. Tätıgkeitsberichts des Landes- 
beauftragten für den Datenschutz gemäß Art. 28 
Abs 4 und 6 BayDSG, 

- Unterrichtung über datenschutzrechtliche Prüfun- 
gen im Krankenhausbereich, beı Polizei und 
Staatsanwaltschaften sowie bei Gemeinden und 
Landratsämtern, 

- Unterrichtung zur Handhabung der „Schulerge- 
sundheitsbogen‘ in einigen Gymnasıen, 

- Unterrichtung durch das Bayerische Staatsministe- 
rium des Innern zur internen Überprüfung der 
Sammlung personenbezogener Daten beı der 
bayerischen Polizei, 

- Überprüfung der Praxis der Datenübermittiung aus 
poliz%ilichen Unterlagen an die Staatsanwaltschaft 
und aus Akten der Staatsanwaltschaft an Rechts- 
anwalte, Versicherungen u ä. (Auftrag des Beirats 
an den Landesbeauftragten), 

- Unterrichtung über Fernwartung von DV-Anlagen 
aus der Sicht des Datenschutzes, 

- Vorstellung der Grundzüge des künftigen Melde- 
rechts durch das Bayerische Staatsministerium 
des Innern, 

— Bekanntgabe von Angaben über Prüflınge der Aka- 
demie der bildenden Künste an einen Ausschuß 
des Bayerischen Landtags, 

- neutrale Gestaltung von Schulausweisen für Son- 
derschüler, 

- Unterrichtung zur Übergangsfrist gemäß Art. 37 
Abs. 3 Satz 1 BayDSG.   

In seiner Sitzung am 10 März 1981 beschloß der Beı- 
rat auf Antrag des Vertreters der Staatsregierung, 
daß jeweils nach Erstellung des Beıratsprotokolls der 
Vorsitzende zusammen mıt dem Landesbeauftragten 
fur den Datenschutz festlegt und kenntlich macht, 
weiche Teile des Beıratsprotokolls von den Beırats- 
mitgliedern an die verschiedenen Bereiche ihrer ent- 
sendenden Stellen weitergegeben werden dürfen, 
und über welche gem. Art. 29 Abs 6 BayDSG Ver- 
schwiegenheit zu bewahren ıst. 

Zum Beirat siehe ım übrigen ın den Tätıgkeitsberich- 
ten I unter 1.4, Il unter 1.3 und Iil unter 1.2.1. 

1.6 Zusammenarbeit mit anderen Stellen, Teilnahme 
an Kongressen und Seminaren 

Konferenz der Datenschutzbeauftragten 

Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten der Län- 
der und des Bundes, die ım Jahre 1980 in Munchen 
getagt hat, beriet ım Berichtsjahr in Berlin. In den Ta-” 
gungen am 2. April, 28./29. September und 14. De- 
zember 1981 wurden alle wesentlichen gemeinsam 
ınteressierenden Fragen erörtert. Beispielhaft zu nen- 
nen sind die gemeinsam erarbeiteten Stellungnah- 
men zum „Formulierungsvorschlag fur ein Landes- 
meldegesetz‘', zum Musterentwurf für eın Krebsregı- 
ster sowie zur Auslegung des SGB X und zu technı- 
schen und organisatorıschen Fragen. 

Die Landesbeauftragten haben sich auch mıt dem Pro- 
blem befaßt, daß dıe zum Teil schon seıt Jahren be- 
stehenden On-line-Anschlüsse anderer Behorden an 
automatisierte Einwohnermelderegister oder Kfz-Zu- 
lassungsdateien mit Regelungen der Datenschutzge- 
setze formal schwer zu vereinbaren sind. Sie haben 
einen Vorschlag zur Neufassung der entsprechenden 
Vorschriften des Datenschutzrechts entwickelt, der 
dıe Notwendigkeit solcher Anschlusse ım Grund- 
satz anerkennt und andere materıelle und verfahrens- 
maßige Kriterien für ıhre Zulassung enthält (s. An- 
hang 1). 

Kongresse und Seminare 

Die Teilnahme an allgemeinen Kongressen uber den 
Datenschutz wurde auf die wesentlichsten Veranstal- 
tungen begrenzt, an denen, je nach Themenstellung 
ich selbst und Mitarbeiter meiner Dienststelle teilnah-” 
men Wie in den letzten Jahren wurden dabei auch 
Fragen des Datenschutzes im nichtöffentlichen Be- 
reich berücksichtigt, da die Probleme da wıe dort 

sehr ähnlich sind. 

Besonderes Augenmerk legte ich auf dıe Beteiligung 
an den Arbeitsgruppen „Datenschutz“ in den Anwen- 
dervereinigungen SCOUT (Siemens Computer User 
Team) und GUIDE (Guidance for’ Users Integrated 
Dataprocessing Equipment, hauptsächlich IBM-An- 
wender) und an Veranstaltungen von Computer-Her- 
stellern. Wirksamer Datenschutz und Datensicherung 
setzen bezüglich technischer und organisatorischer 
Maßnahmen umfassende Kenntnisse von Hardware 
und Software der EDV-Produzenten voraus. Zuverläs- 
siges Wissen meiner Mitarbeiter auf diesem Gebiet 
scheint mir daher unabdingbare Voraussetzung für
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sınnvolle Beratungs- und Kontrolitatigkeit ım techni- 
schen und organisatorischen Bereich. 

2. Grundsätzliche Fragen 

21 Entwicklung des Datenschutzrechts 

Eine Anderung des Bayerischen Datenschutzgeset- 
zes erfolgte im Berichtsjahr ebensowenig wıe die seit 
Jahren diskutierte Novellierung des Bundesdaten- 
schutzgesetzes. Wenn auch bezüglich des Bayeri- 
schen Datenschutzgesetzes Vorstellungen bestehen, 
in welchen Fragen eine Änderung des geltenden Ge- 
setzeswortlauts erwogen werden konnte, so besteht 
doch kein Zweifel, daß an eıne solche erst nach einer 
Novellierung des Bundesdatenschutzgesetzes ge- 
dacht werden kann. 

An der Diskussion über eine Änderung und Ergän- 
zung des Bundesdatenschutzgesetzes habe ich mich 
bisher wenıg beteiligt, einige Gedanken finden sıch ın 
seinem letzten Tätigkeitsbericht (S. 5ff.). Nach wie 
vor halte ıch es für geboten, die Novellierung ohne 
Zeitdruck und nach reiflichen Überlegungen zu dısku- 
tieren; ıch halte sie nıcht für vordringlich und glaube, 
daß der Vollzug der bisherigen Gesetzesfassung 
noch nıcht genügend zufriedenstellt und noch nıcht 
genügend Erfahrungen gebracht hat, um eine grund- 
legende Überarbeitung ın Angriff nehmen zu können. 
Auch sollte dıe Verwaltung, in die das geltende Da- 
tenschutzrecht (BDSG und BayDSG) noch nicht ge- 

nugend Eingang gefunden hat, nicht allzubald mit eı- 
ner neuen Rechtslage konfrontiert werden. Ein war- 
nendes Beispiel sind meines Erachtens dıe neuen 
dem Datenschutz gewidmeten Abschnitte des Sozial- 
gesetzbuches X, die zwar eine an sich durchaus be- 
grüßenswerte bereichsspezifische Regelung ge- 
bracht haben, in denen andererseits die Eile des Ge- 
setzgebungsverfahrens doch deutliche Spuren hin- 
terlassen hat. 

Als recht bedenklich empfinde ich es, wenn der Bun- 
desgesetzgeber im Gesetz zur Bekämpfung der ille- 
galen Beschäftigung (BillBG) eine datenschutzrele- 

vante Bestimmung des Sozialgesetzbuches {$ 71 Nr. 
3 SGB X) in der Weise abgeändert hat, daß über die 

Bekämpfung der illegalen Beschäftigung hinaus die 
Offenbarung von Sozialdaten gegenüber Finanzäm- 
tern auch ın anderen Fällen erweitert wird, ohne daß 
diese Auswirkung ın der Entstehungsphase des Än- 
derungsgesetzes deutlich gemacht worden wäre 

(siehe dazu unter 3.4.1). Sicher ist Datenschutz kein 

Tabu, aber der Gesetzgeber sollte sıch offen zu einer 
solchen Einschränkung des Datenschutzes beken- 
nen. 

2.2 Zur Tätigkeit des Bayerischen Landesbeauftrag- 
ten für den Datenschutz 

2.2.1 Beratung und Informationen 

Grundsätzlich läßt sich zu meiner und meiner Ge- 
schäftsstelle Tätigkeit wenıg Neues sagen. Den ho- 
hen Stellenwert der Beratungs- und Informationsar- 
beit habe ich oben „zur Lage‘ bereits betont. Um 
mein Ziel zu erreichen, Datenschutz zum Allgemein- 
gut und zur Selbstverständlichkeit in alten Teilen des   

öffentlichen Dienstes werden zu lassen, und nıcht zu- 
letzt dem Bürger dıe Aufgaben. Möglichkeiten (und 
Grenzen) des Datenschutzes erkennbar zu machen - 
er ıst ein entscheidender Helfer bet meiner Kontrollta- 
tigkeit - sehe ıch ein unermudliches Wirken als Bera- 
ter und Helfer als überzeugendstes Mittel an. Daten- 
schutz kann, das steht außer Zweifel, nıcht selten zu 
einem Abgehen von altgewohnten Verfahren führen 
und verlangt neue Überlegungen, ın der Regel ıst es 
aber vermeidbar, daß die Anpassung der Verwal- 
tungspraxts an Datenschutzbestimmungen den Ver- 
waltungsablauf erschwert. Gleichwohl vermag der 
Datenschutzgedanke nur dann Verwaltung und Of- 
fentlichkeit zu durchdringen. wenn der Sinn des Da- 
tenschutzes verstandlich wird. Hier machte sıch auch 
im Jahre 1981 bemerkbar, wie kurz noch die Erfah- 
rungen auch der Datenschutzbeauftragten und ıhrer 
Mitarbeiter sind und wıe wenig sie seibst ın allen Fäl- 
len mit fertigen Rezepten aufwarten können. So setzt 
eın nützliches Handeln des Datenschutzbeauftg@gten 
das positive Mitwirken aller beteiligten Behorden vor- 
aus. Die Bereitschaft der bayerischen Verwaltung zu 

eınem solchen Verhalten kann ıch auch für das Be- 
richtsjahr nur bestatigen 

2.22 Kontrollzustandigkeit des Landesbeauftragten 
für den Datenschutz 

Eın Streit über den Umfang der Kontrollzuständigkeit 
des Datenschutzbeauftragten in einigen anderen 
Bundesländern gıbt Anlaß festzustellen, daß die Da- 
tenschutzkontrolipraxis in Bayern bisher nıcht zu der- 
artigen Schwierigkeiten gefuhrt hat. Meinen rechtlı- 
chen Standpunkt hierzu habe ıch ım dritten Tatıg- 
keitsbericht (Nr 2.2, Seite 7) dargelegt Er hat sıch 
seitdem nicht geändert. Meine Kontrollzuständigkeit 
umfaßt danach auch die Kontrolle der Einhaltung spe- 
zialrechtlicher Datenschutzvorschriften. Solche sınd 
in der Regel Vorschriften über die Zulässigkeit der 
Weitergabe von personenbezogenen Angaben wıe 
z.B. das Sozialgeheimnis ($ 35 SGB I), die ärztliche 
und sonstige Schweigepflichten nach $ 203 StGB, 
oder das Steuergeheimnis ($ 30 der Abgabenord- 
nung). 

In anderen Bundesländern ist dıe Frage erörtert wor- 
den, inwieweit die Einhaltung solcher außerhalb der 
eigentlichen Datenschutzgesetze festgelegten” spe- 
zialrechtlichen Datenschutzbestimmungen auch beı 
der Verarbeitung von personenbezogenen Angaben 
in Aktenunterlagen zu kontrollieren sei. Ich halte 
diese Erörterung schon deshalb für wenig fruchtbar, 
weıl dem Datenschutzbeauftragten ın seiner Ge- 
schäftsstelle ohnehin nur eine beschränkte Kontroll- 
kapazıtät zur Verfügung steht, so daß neben der Kon- 
trolle automatisıerter und nicht automatisıerter Da- 
teıen keine umfangreiche Prüfungstätigkeit ım Be- 
reich der Verarbeitung personenbezogener Angaben 
in Akten entfaltet werden kann. 

Im übrigen finden in der Praxis wegen dieser be- 
schränkten Kapazität immer wieder Abstimmungen 
über Kontrollen zwischen der Geschäftsstelle des 
Landesbeauftragten für den Datenschutz und allge- 
meınen Aufsichtsbehörden statt, um zu vermeiden.
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daß Aufsichtsbehorden und Datenschutzbeauftragter 
ohne besonderen Grund unmittelbar nacheinander 
dasselbe prufen (z.B. mit dem Landesprüfungsamt 
für Sozialversicherung im Bayer Staatsministerıum 
für Arbeit und Sozialordnung oder mit dem Staatsmi- 
nisterium des Innern oder Regierungen im Bereich 
der Kommunalaufsicht). 

Andererseits ıst aber, wie ich meine, auch ein öffentli- 
ches Interesse daran festzustellen, daß der Landes- 
beauftragte für den Datenschutz beispielsweise die 
Zulässigkeit einer Datenweitergabe auch aus Akten 
überprüfen kann (s a den ın meinem zweiten Tätig- 

keitsbericht unter Nr. 2.2 geschilderten Fall). Weitere 
Beispielsfälle ließen sich anführen. 

Aber auch im Interesse der betroffenen Bürger ist es 
zu begrüßen, daß der Datenschutzbeauftragte — im- 
mer im Rahmen seiner beschränkten Kontrollkapazi- 
tät - grundsätzlich z.B. auch 

- df® Einhaltung der ärztlichen Schweigepflicht an ei- 
ner Klinik überprüfen kann, unabhängig davon ob 
die betreffenden hochsensiblen Daten (z.B. Ver- 
dachtsdiagnosen, deren Bekanntwerden oft eıne 
berufliche Existenz ungerechtfertigterweise ver- 
nichten kann) zufällig in einer Akte registriert wa- 
ren, 

- die Einhaltung des Steuergeheimnisses bei Anga- 
ben zur Grund- oder Gewerbesteuer in Gemeinden 
überprüfen kann, unabhängig davon ob die Ge- 
meinde dıe Angaben aus ökonomischen Gründen 
in manuellen oder automatisierten Dateien, oder 
noch ausschließlich in Akten fuhrt, 

- die Einhaltung des Sozialgeheimnisses z.B. beı 
Krankheitsdaten oder Angaben über Suchtmittel- 
abhängigkeit kontrollieren kann, die bei Soziallei- 
stungsträgern, wie z.B. Krankenkassen oder So- 
zıalhilfeverwaltungen teils ın Dateien, teils in Akten 
registriert sein können, 

— die Einhaltung der Amtsverschwiegenheit bei Ver- 
fassungsschutz oder Polizeibehörden prüfen kann, 
unabhängıg davon, ob bei der Kontrolle festgestellt 
wird, daß dıe Daten, deren Weitergabe zu kontrol- 
heren ist, nıcht ın sortierbarer (Datei-)Form vorlie- 
gen. 

Meirtes Erachtens würde es der Bürger nicht verste- 
hen, wenn die Kontrolltätigkeit des Datenschutzbe- 
auftragten am Aktenschrank enden würde. In vielen 
Fällen wäre überdies ohne Eınsicht auch in die Akten 
eıne sachgerechte Nachprüfung nicht möglich. 

Eine irgendwie fühlbare Belastung der zu prüfenden 
Behörden kann sich aus der Kontrolle der Weiter- 
gabe sensibler personenbezogener Daten aus Akten 
angesichts der beschränkten Kontrollkapazıtät des 
Landesbeauftragten für den Datenschutz nicht erge- 
ben. 

2.2.3 Kontrolltätigkeit 

Art. 28 Abs. i Satz 1 Bayer Datenschutzgesetz weist 
dem Landesbeauftragten für den Datenschutz die 
Überwachung der Einhaltung des Datenschutzes bei 
allen öffentlichen Stellen als wesentliche Aufgabe zu.   

Im Rahmen meiner diesbezüglichen Kontrolltätigkeit 

haben meine Mitarbeiter geprüft, inwieweit die not- 
wendigen technischen und organısatorıschen Maß- 
nahmen beachtet werden, die erforderlich sind, um 
den Datenschutz zu gewährleisten. Außerdem wurde 
überwacht, ob die Bestimmungen eingehalten sınd 
die die Zulässigkeit der Verarbeitung von personen- 
bezogenen Daten regeln 

Die Vorgehensweise ım technisch-organısatorıschen 
Bereich unterscheidet sich von den rechtlichen Über- 
prufungen. Während die Kontrolle der Einhaltung der 
technıschen und organisatorischen Maßnahmen ım 
Wege der umfassenden Überprüfung eıner Reihe von 
öffentlichen Stellen vorgenommen worden ist, war fur 
die Überprüfung der Beachtung der rechtlichen Vor- 
aussetzungen zulässıger Datenverarbeitung wegen 
der Vielzahl der Anfragen von Bürgern und Behörden 
regelmäßig ein Einzelfall Anlaß für das Tätigwerden 
Meıst wurde allerdıngs über die Einzelfallprufung hin- 
aus die Einhaltung der Rechtsvorschriften des Datert- 
schutzes bei der aufgesuchten Stelle geprüft. Inzwı- 
schen war es moglich, auch im rechtlichen Bereich 
beı Behörden generell und ohne besonderen Anlaß 
die Einhaltung der Datenschutzvorschriften zu prü- 
fen 

2.3 Technische und organisatorische Grundfragen 

231 Datensicherung bei zentralen und dezentralen 
Systemen 

In den vergangenen Jahren wurde wiederholt dıe An- 
sicht vertreten, daß zentrale Rechner zunehmend von 
dezentralen Rechnern abgelost würden. Andere sa- 
hen und sehen den zentralen Rechner nach wie vor 
als die beste Losung an, automatisiert Daten zu ver- 
arbeiten. Häufig war auch das Argument zu hören. 
daß Datenschutz am dezentralen Rechner leichter zu 
gewährleisten sei als am zentralen Rechner, ın dem 
viele Aufgaben parallel ablaufen. 

Ohne für eine bestimmte Meinung Partei zu ergreifen. 
seien an dieser Stelle einige Anmerkungen gemacht. 
die erkennen lassen sollen, daß der Datenschutz hıer 
wie dort gewährleistet werden kann: 

Für zentrale Rechner sprechen in erster Linie wirt- 
schaftliche Gesichtspunkte: Das Preis-Leistungs-Ver- 
hältnıs bei Hardware verbesserte sıch ständig zugun- 
sten des Anwenders und auch bei der Software spie- 
len Kostengesichtspunkte zunehmend eine bedeu- 
tende Rolle, da am Großrechner für die Abwicklung 
vieler gleichartiger Verfahren kostenaufwendige Pro- 
gramme nur einmal beschafft oder erstellt werden 
müssen. Schließlich bringt das Angebot leıstungsfähi- 
ger Datenkommunikations-Software auch beı Einsatz 
eines zentralen Rechners die Rechnerleistung direkt 
an den Arbeitsplatz ın der Fachabteilung. Im Bereich 
der Datensicherung (Recovery) und des Datenschut- 
zes wird gegenwärtig vermehrt Software angeboten, 
die durch ihre Automatik die Rechnersysteme siche- 
rer gegenüber Ausfall und Mißbrauch macht. Auf der 
anderen Seite erfordert das Arbeiten in einem Re- 
chenzentrum, das viele Benutzer bedient, die strikte 
Einhaltung von vorgegebenen Organisationsrichtli- 
nıen. Durch den Umfang und die Komplexität der Auf-
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gaben steigt — wie die Erfahrung immer wieder zeigt — 
die Fehleranfällıgkeit des Systems. Beı zentralen Sy- 
stemen wiegt eın Ausfall oder eine Katastrophe 
schwerer als beı sogenannten autonom arbeitenden 
dezentralen Systemen, dte nur für die maschrnelle 

Abwicklung eines engbegrenzten Bereiches zustän- 
dig sind. 

Dezentrale Systeme bringen - über dıe Gesamtheit 
aller Systeme gesehen — eine höhere Einzelverfug- 
barkeıt Automatische Datensicherungsfunktionen 
(wıe eıne Protokollierung der Dateibenützung) gehö- 
ren jedoch nur in den seltensten Fällen zum angebo- 
tenen Standard. Für den Anwender ist es beı dezen- 
tralen Systemen häufig unmoglich für Zwecke des 
Datenschutzes eigene Software zu erstellen, weil de- 
zentrale Systeme aus Kostengründen ohne eigenes 
Fachpersonal (Programmierer) betrieben werden. 
Aus der Sıcht des Datenschutzes kann man auf der 
einen Seite in einem dezentralen System ein geringe- 
res Gefährdungspotential vermuten, auf der anderen 
Seite könnte aber gerade die fest umrissene, haufig 
beı allen Bediensteten bekannte gespeicherte Daten- 
menge die Begehrlichkeit in Bezug auf Datenmiß- 
brauch durch Insıder steigern Ein weıterer Gesichts- 
punkt, der fur dezentrale Systeme sprechen könnte, 
ist, wıe die Erfahrung zeigt, daß dort organısatorısche 
Datensicherungsmaßnahmen schneller und wirksa- 
mer einzuführen sınd als bei Stellen, die Großrechner 
betreiben. 

2.3.2 Wirkung der technischen Prüfungen 

Entwicklung von datenschutzunterstützender Soft- 
ware durch den Anwender. 

Bei einer uberprüften Behörde, dıe ım Rechenzen- 
trum ein umfangreiches Magnetbandarchiv unterhält, 
wurden Maßnahmen zur Abgangskontrolle gefordert. 
Am geeignetsten erscheint hier der Einsatz eines au- 
tomatisierten Magnetbandverwaltungssystems. 
Nachdem die Hersteller für diese Zwecke keine ge- 
etgnete Software anbieten, beabsichtigt nun die be- 
treffende Behörde ein eigenes automatisiertes Ver- 
fahren zu entwickeln. Das System wird bildschirmun- 
terstützt arbeiten. Es soll den Anwender bei der Ent- 
scheidung über Aufbewahrungsort und -dauer, Verar- 
beitungstermin und Versand von Datenträgern unter- 
stützen: zusätzlich sollen Angaben über den Dateiin- 
halt samt Versionsnummer und Generation der Da- 
tentrager gespeichert werden. 

Häufig lassen sich Testdatenbestände, die alle denk- 
baren Fälle abdecken, nur unter großem Aufwand er- 
stellen. Eine überprüfte Behörde hat für diesen 
Zweck ein sogenanntes Verfremdungsprogramm ent- 
wickelt, das es gestattet, aus dem echten Produk- 
tionsdatenbestand über einen Algorithmus die identi- 
fiziıerenden personenbezogenen Merkmale in der Da- 
teı ırreversibel zu verschlüsseln. Auf diese Weise 
kann mit „echten Daten‘ getestet werden, ohne daß 
einem Programmierer Merkmale offenbart werden, 
die eınen direkten Bezug zu einer bestimmbaren Per- 
son zulassen. Die dort geleisteten Vorarbeiten lassen 
sich möglicherweise auch von anderen Stellen über- 
nehmen. 

I} 

  

Bauliche Datensıcherungsmaßnahmen‘ 

Werden in Rechenzentren wırksame Maßnahmen zur 
Zugangskontrolle gefordert, so handelt es sich dabeı 
meist um Rechenzentren. dıe zu eıner Zeit geplant 
wurden, als der Ciosed-Shop-Betrieb noch unublich 
war und die Benutzer hautnah an der Anlage arbeiten 
mußten. Diese Zeiten gehoren aber nıcht erst seıt In- 
krafttreten der Datenschutzgesetze der Vergangen- 
heit an. Vielmehr machte der zunehmende Komfort 
bei den Betriebssystemen und dıe enorme Sterge- 
rung der Verarbeitungsgeschwindigkeiten heutiger 
Anlagen eine Anwesenheit von Programmierern an 
der Konsole uberflussig. 

Der datenschutzgerechte Umbau solcher Rechen- 
zentren wirft häufig finanzielle Probleme auf. Sıe hät- 
ten aber vermieden werden konnen, wenn schon beı 
Einrichtung dieser Rechenzentren Datensicherungs- 
maßnahmen berücksichtigt worden wären. Sıe sınd 
bei rechtzeitiger Planung stets kostengünstiger zu 
realisieren. Im Berichtszeitraum waren meine Mitar- 
beiter deshalb bei einer Reihe von Neubaumaßnah- 
men beratend tätig. Grundsätzlich ıst zu diesem Fra- 
genkomplex zu sagen, daß es zwar allgemeine Leıt- 
sätze etwa fur Maßnahmen der Zugangskontrolie ge- 
ben mag (vergleiche „Datensicherungskatalog‘‘ des 
Koordinierungsausschusses Datenverarbeitung vom 

30. Juli 1980), dıe optimale und angemessene Losung 
allerdings immer erst am konkreten Eınzelfall zu fin- 
den ıst. Bei rechtzeitiger Einschaltung meiner Dienst- 
stelle lassen sich daher aufwendige Nacharbeiten er- 
sparen. 

Dieses Angebot gılt selbstverständlich auch für sol- 
che Behörden, dıe keine Großrechenanlagen einzu- 
setzen beabsichtigen, sondern nur eın dezentrales 
System betreiben oder überhaupt keine personenbe- 
zogenen Daten automatisiert verarbeiten, da auch für 
kleinere Einheiten und beı manueller Datenverarbei- 
tung Datensicherungsmaßnahmen zu beachten sınd 
Der Besuch einer Behörde, dıe kurz zuvor einen Neu- 
bau bezogen hatte, zeigte, welche Mängel baulicher 
Art bezüglich der Datensicherung bei rechtzeitiger In- 
anspruchnahme meiner Dienststelle hätten vermie- 
den werden können. 

Übertragbarkeit von Datensicherungsmaßnahmen 

In einer Zuschrift wurde dıe Befurchtung ausgespro- 
chen, daß die anläßlich der Prüfung einer Verwal- 

tungsbehörde gemachten Vorschläge bei ıhrer Über- 
tragung auf eine andere Stelle zu Schwierigkeiten im 
Geschaftsablauf führen könnten. 

Hierzu darf ıch bemerken, daß ıch stets darauf be- 
dacht bırn, keine den Verwaltungsablauf hemmenden 
Forderungen zu stellen. Die jeweilige Problemlösung 
baut stets auf den konkreten Gegebenheiten des 
Verwaltungsablaufes auf. Was für dıe eine Behörde 
praktikabel erscheint, kann für die andere unzweck- 
mäßig sein, wenn dort andere Grundvoraussetzungen 
vorherrschen. 

Trotz dieser beschränkten Übertragbarkeit von Erfah- 
rungen halte ich es aber für sinnvoll, über konkrete
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Kontrollen und Verbesserungsmaßnahmen auch an 
dieser Stelle zu berichten, um eınen Anstoß zu eigen- 
ständigen Überprüfungen zu geben 

2.4 Neue Medien 

Die beabsichtigte Einfuhrung neuer Medientechnolo- 
gien ruckt zunehmend ın das Bewußtsein der breite- 
ren Öffentlichkeit. Zwar werden hierbei ın erster Linie 
Fragen einer Reizüberflutung durch zuviel Angebote 
diskutiert, doch hoffe ich, daß wachsende Bereit- 
schaft besteht, auch Datenschutzfragen zu erörtern. 

im Hinblick auf dıe anstehenden Termine in diesem 
Bereich dürfte dies auch dringend geboten sein 

2.4.1 Einführung der Neuen Medien 

2411 Bildschirmtext 

Ab Herbst 1983 wird schrittweise die bundesweite 
Einfukgyng des Dienstes „Bildschirmtext'' beginnen 
Voraussichtlich im Februar 1984 wird die Bildschirm- 
textzentrale München (als sog. A-Zentrale) errichtet. 

Im darauffolgenden Monat soll Nurnberg eıne ent- 
sprechende Einrichtung erhalten. Derzeit wird davon 
ausgegangen, daß bis Ende 1985 etwa 78% aller 
Fernsprechteilnehmer so an eıne Bıldschirmtextzen- 
trale angeschlossen seın werden, daß sie Bildschirm- 
text über dıe Fernsprechleitungen zu Nahbereichsge- 
bühren nutzen können. Ich habe den Eindruck, daß 
dıe Dt Bundespost über den Aufbau der technischen 

Einrichtungen auch für deren Nutzung - ein Bereich 
der für den Datenschutz wesentlich ist -— Fakten 
schafft, die eine Ausnützung der Landeskompetenz 
einschränken können. 

2.4.1.2 Kabelpilotprojekt 

Der Start des Kabelpilotprojektes München steht nun 
ebenfalls kurz bevor. Die hierzu eingesetzte Projekt- 
kommission geht davon aus, daß Anfang 1983 mıt 
dem gleitenden Start des Pilotprojekts begonnen wer- 
den kann. Ein Jahr später sollen voraussichtlich die 
neu errichteten Teile des umfassenden Breitbandka- 
beinetzes und damit auch der Rückkanal ihren vollen 
Ausbauzustand erreicht haben. Um die technischen 
Möglichkeiten der Neuen Medien umfassend zu te- 
sten, soll die zu errichtende „Technische Zentrale‘ 
sowohkzur Einspeisung von Hörfunk- und Fernseh- 
programmen geeignet sein, als auch die Abonne- 
ment- und Abrufdienste sowie die Zweiwegkommuni- 
katıon technisch bewältigen. Bei dem vorgesehenen 
gleitenden Start des Pilotprojektes wurde zunächst 
mit der Nutzung der vorhandenen und zusammenzu- 
schließenden Inselnetze begonnen; ım vorgesehenen 
Stadtgebiet München existieren bereits jetzt Großge- 
meinschaftsanlagen, die zu einem Verteilnetz für ca. 
11000 Wohnungen zusammengeschlossen werden 
könnten. Da in dieser Phase des Projekts ein Rückka- 
nal fehlt, können zunächst lediglich Verteildienste mit 
einer Verteilkapazität bıs zu maximal 12 Kanälen ver- 
wirklicht werden. Das Angebot soll neben den üblı- 
chen empfangbaren Programmen (ARD, ZDF, Bayer. 
Regional-Fernsehen sowie ORF 1 und ORF 2) aus 
weiteren, allerdings mit zusätzlichen Kosten verbun- 
denen Hörfunk- und Fernsehprogrammen bestehen.   

Daneben wırd noch an dıe Heranführung weiterer 

Fernsehprogramme und unter anderem an die Eınbe- 

ziehung des von der Deutschen Bundespost angebo- 
tenen Dienstes „Bildschirmtext‘‘ gedacht. 

Sobald dıe vorgesehenen zwei Koaxıalkabel zur Ver- 
fügung stehen und damit auch der Ruckkanal nutzbar 
ist, soll das volle Spektrum des Nutzungsangebots im 
Pilotprojekt verwirklicht werden. Beı dıesem Vollaus- 
bau werden neben den bereits für dıe Startphase ge- 
nannten 12 Kanälen noch weitere 20 Kanäle belegt 
Der weiteste Ausbauschritt des Pilotprojekts soll den 
Abruf von Spielfiimen und ähnlichem erlauben. Damit 
würde der Teilnehmer ın die Lage versetzt, uber den 
Rückkanal die von ıhm gewünschte Abrufung zu be- 
stimmen. 

2.4.1 3 Datenschutzprobleme 

Wie ıch bereits in meinem 3. Tätıgkeitsbericht (S. 
25ff.) aufgeführt habe, sehe ich datenschutzrechti-, 
che Probleme ın erster Linie ın der technisch grund- 
sätzlich möglıchen umfassenden Sammlung perso- 
nenbezogener Daten ın den Betriebszentralen Über 
die Betriebszentralen wırd die vollständige Kommunı- 
kation zwischen den Anbietern und den Anwendern 
der Neuen Medien abgewickelt. Über die Betriebs- 
zentralen werden also alle Programmanforderungen 
gehen, werden alle ausgetauschten Daten fließen und 
wird die Gebührenabrechnung abgewickelt. Damit ıst 
jedenfalls theoretisch möglich, daß aus den bei den 
Betriebszentralen angefallenen Daten Ruckschlüsse 
auf das Lebensverhalten des einzelnen gezogen wer- 
den: Seine Anwesenheitszeiten zu Hause, die bevor- 
zugt abgerufenen Bildschirmtextseiten, Konsumge- 
wohnheiten, Geldgeschäfte, Absender und Empfän- 
ger von BTX-Briefen, besondere Hobbys und vieles 
mehr. 

Wenn Ziele der Einführung der Neuen Medıen haupt- 
sächlich eın erweitertes Programmangebot und mehr 
Komfort für den Bürger sind, vermag ich nicht einzu- 
sehen, weshalb die Anforderungen des Datenschut- 
zes nicht umgesetzt werden konnen; zumal durch 
den Datenschutz nur den Gefahren begegnet werden 
soll. 

2.4.2 Regelungsbedarf 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner jüngsten 
Rundfunkentscheidung (16. Juni 1981) auch Rechts- 
fragen der neuen Medienentwicklung erörtert. Das 

Gericht fordert, daß zur Gewährleistung der Rund- 
funkfreiheit gesetzlich sichergestellt werde, daß dıe 
Vielfalt der bestehenden Meinungen im Rundfunk in 
möglichster Breite und Vollständigkeit Ausdruck fin- 
den und daß auf diese Weise umfassende Information 
geboten wird. Dabei habe der Gesetzgeber ınsbeson- 
dere Vorkehrungen zu treffen, die sicherstellen, daß 
der Rundfunk nicht einer oder einzelnen geselischaft- 
lichen Gruppen ausgeliefert wird, daß dıe in Betracht 
kommenden gesellschaftlichen Kräfte im Gesamtpro- 
gramm zu Wort kommen und daß die Freiheit der Be- 
richterstattung unangetastet bleibt. Im Hinblick auf 
die neue Medientechnologie führt das Bundesver- 
fassungsgericht aus, daß diese Notwendigkeit ausge-
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staltender gesetzlicher Regelung auch dann besteht, 
wenn dıe durch Knappheit der Sendefrequenzen und 
den hohen finanziellen Aufwand fur die Veranstaltung 
von Rundfunkdarbietungen bedingte Sondersituation 

des Rundfunks ım Zuge der modernen Entwicklung 
entfällt Von dieser Sondersituation des Rundfunks — 
namlich insbesondere der Knappheit der Frequenzen 
- war das Bundesverfassungsgericht in seinen frühe- 
ren Rundfunkentscheidungen ausgegangen (E 12, $. 
205/261, E 31, S 314/326). Auch bei Wegfall dieser 
Sondersituation bleibe es bet der Notwendigkeit, 
durch gesetzliche Vorkehrungen für die Gewährlei- 
stung der Freiheit des Rundfunks Sorge zu tragen. 
Denn auch bei einem Fortfall der bisherigen Be- 
schrankungen könne nicht mit hinreichender Sıcher- 
heit erwartet werden, daß das Programmangebot in 
seiner Gesamtheit kraft der Eigengesetzlichkeit des 
Wettbewerbs den Anforderungen der Rundfunkfrei- 
heit entsprechen werde. 

zur Einführung privaten Rundfunks bedürfe es einer 
gesetzlichen Grundlage. Dies gelte — das ist für dıe 
Projekte im Bereich der Neuen Medien von besonde- 
rem Interesse — auch für zeitlich und örtlich be- 
grenzte Versuche, weil diese den gleichen Grund- 
rechtsbezug haben wıe eıne endgültige Regelung. 
Allerdings komme dem Gesetzgeber ınsoweit eine er- 
hebliche größere Gestaltungsfreiheit zu, weıl solche 
Versuche gerade der Aufgabe dienten, Erfahrungen 
zu gewinnen. Das Bundesverfassungsgericht hat ım 
ubrigen wiederholt ausgesprochen, daß dem Gesetz- 
geber bei komplexen, in der Entwicklung begriffenen 
Sachverhalten ein zeitlicher Anpassungsspielraum 
gebührt und daß seine Regelungen erst dann verfas- 
sungsrechtlich zu beanstanden sind, wenn der Ge- 
setzgeber trotz ausreichender Erfahrungen und Er- 
kenntnisse eine sachgerechte Lösung unterlaßt (E 
54/5 173/202). 

2 4.3 Datenschutzforderungen 

Aus den eingangs und bereits im 3. Tatıgkeitsbericht 
dargelegten Gefahren für den Datenschutz aus dem 
Einsatz Neuer Medien lassen sich die generellen Da- 
tenschutzanforderungen ableiten. Weil die größten 
Gefahren von der Möglichkeit der Erstellung von Per- 
sonlichkeitsprofilen ausgehen, gilt es diese zu verhin- 
derft. Dies kann nıcht allein durch ein Verbot erreicht 
werden. Wunschenswert wäre es, bereits die Voraus- 
setzungen zu der Anlegung derartiger Profile - näm- 
lich die Speicherung großer personenbezogener Da- 
tenmengen in den Betriebszentralen oder bei den An- 
bietern - möglichst zu verhindern. Das Bundesverfas- 
sungsgericht hat frühzeitig festgestellt, daß es verbo- 
ten sei. den Menschen in seiner ganzen Persönlich- 
keit zu registrieren und zu katalogısıeren (E 27, S 
1/6). Auch dürfen seine personlichen Verhältnisse 

nicht schrankenlos durchleuchtet werden (Bundes- 

verwaltungsgericht NJW 1956, S 393} Aber gerade 
dies würde mit der Bildung von solchen Profilen ge- 
schehen. Soweit offentliche Stellen an derartigen 
Maßnahmen beteiligt wären, müßte sich dieses Verar- 
beiten von umfassenden Datenmengen auch am Ver- 
hältnısmäßigkeitsgrundsatz messen lassen. Weiterhin 
müßte das Übermaßverbot beachtet werden.   

Zwischenzeitlich steht, wie oben bemerkt, die bun- 
desweite Einführung von Bildschirmtext bevor. Den 
Auftrag für die technische Ausgestaltung der Be- 
triebszentralen - je nach Funktion Leit-, A- oder B- 

Zentrale genannt - hat dıe Bundespost bereits verge- 

ben. Nach meinen Informationen wird in den Zentra- 
len der Abruf von kostenlosen Seiten ohne Zuord- 
nung auf den einzelnen Teilnehmer, also anonym ge- 
zählt. Beim Abruf einer kostenpflichtigen Seite hınge- 
gen ist vorgesehen, auf dem ın der Zentrale befındlı- 
chen dem einzelnen Teilnehmer zugeordneten Zahler 
aufzulisten, an wen der Teilnehmer Gebühren zu zah- 
len hat. Damit erfolgt die Speicherung des gezielten 
Abrufs der einzelnen Bildschirmtextseiten und ge- 
gebenenfalls des Anschlusses an bestimmte Anbıe- 
terdatenverarbeitungsanlagen ın der Zentrale, jedoch 
nıcht beim Anbieter. Diese gespeicherten Informatıo- 

nen konnen Rückschlüsse auf die Interessengebiete 
der einzeinen Teilnehmer zulassen. Die Notwendig- 
keit der Speicherung der einzeinen Abrufe wırd ‚nit 
der verbraucherfreundlichen Offenlegung der GeBuh- 
renabrechnung begrundet, die von der Zentrale er- 
stellt und für den Anbieter eingezogen wırd 

Unter Bezugnahme auf die im 3 Tätıgkeitsbericht ver- 
offentlichten Datenschutzgrundsätze beı den Neuen 
Medien fordere ich grundsätzlich, daß dıe Erhebung 
und die Speicherung von personenbezogenen Daten 
bei den Betriebszentralen und durch die Anbieter nur 
ım unbedingt notwendigen Umfang erfolgen dürfen 
Die notwendige Abrechnung für den Abruf kosten- 
pflichtiger Informationen darf nıcht als Begründung 
herangezogen werden, bei den Betriebszentralen die 
einzelnen Abrufvorgange auf den Teilnehmer bezo- 
gen zu speichern. Die angefallenen Benutzerdaten 
sind im übrigen weitestgehend zu anonymisieren. Die 
rechtmäßig gespeicherten personenbezogenen Teil- 
nehmerdaten sind frühzeitig zu loschen. Die Betriebs- 
zentralen sollen grundsätzlich keine personenbezo- 
genen Daten der Teilnehmer an dıe Anbieter weıter- 
geben. Daten, dıe Rückschlüsse auf ein bestimmtes 
Benutzerverhalten zulassen, dürfen den Anbietern 
nicht zugänglich werden, auch wenn diese Daten fur 
Werbezwecke von Interesse seın könnten. 

Eine Speicherung der bei Benützung des Rückkanals 
angefallenen personenbezogenen Daten, ınsbeson- 
dere soweit sie eine Meinungsäußerung darstellen 
oder Rückschlüsse auf persönliche Gegebenheiten 
zulassen, muß ausdrücklich eingeschränkt werden. 

Auch wissenschaftliche Begleituntersuchungen dur- 
fen nicht zu einer Aufweichung des Datenschutzes 
fuhren 

2.4.4 Durchsetzung der datenschutzrechtlichen For- 
derungen 

Bei der Frage nach der möglichen Durchsetzung der 
datenschutzrechtlichen Forderungen ist zu prüfen, in- 
wieweit bestehende Datenschutzvorschriften oder 
andere Gesetze den Datenschutzanforderungen ge- 
nügen. Sofern diese Frage verneint wird, ıst für dıe 
Schaffung neuer gesetzlicher Regelungen die Kom- 
petenz festzustellen. Diese Klärung ist auch aus der 
Sicht des Datenschutzes dringend erforderlich, weil 
von der Kompetenz für die Gesetzgebung bei den
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Neuen Medien ınsgesamt auch dte Annexkompetenz 

für Regelungen zum Datenschutz abhangt 

Für dıese Prüfung ıst zwischen Netz- und Nutzungs- 

bereich zu unterscheiden. 

2.4.4 1 Netzbereich 

Fur das Fernmeldenetz ist grundsätzlich dıe aus- 
schließliche Zuständigkeit des Bundes nach Art. 73 
Nr. 7 GG gegeben. Allerdings ıst fur dıe Neuen Me- 
dien noch nicht abschließend geklärt, wer Träger des 
künftigen Kabelnetzes sein soll und ob das Fernmel- 
demonopol der Dt. Bundespost insoweit einge- 
schränkt werden müßte. 

Entscheidend für die Kompetenz ist dıe Frage, ob dıe 
aus datenschutzrechtlicher Sıcht bedeutsamen „Be- 
triebszentralen‘ dem Netzbereich und damit eventu- 
ell der Kompetenz des Bundes zuzuordnen sind 
Hiervgp hängt im ubrıgen auch ab, wıe weit das Fern- 
meldeanlagengesetz i V m Art 10 Grundgesetz dıe 
Funktion eines bereits bestehenden bereichsspezifı- 

schen Datenschutzes erfüllen kann. 

Entscheidend ıst, ob dıe Betriebszentrale als Fern- 
meldeanlage im Sinne des & 1 Fernmeldeanlagenge- 
setzes gesehen werden kann. Unter Fernmeldean- 
lage wird herkömmlich eıne Anlage für die Fernüber- 
mittlung verstanden, die der Übermittlung durch 
Nachbildung der Übermittiungszeichen ohne körperli- 
che Übersendung des Trägers des zu Übermittelnden 
dient (BVerfGE 46, S. 120/140). Das Bundesverfas- 
sungsgericht geht somit davon aus, daß Fernmelde- 
anlagen nur solche Anlagen sind, die ausschließlich 
der Übermittlung dienen. Das bedeutet, daß Anlagen 
zur Speicherung von Nachrichten nicht dem Begriff 
der Fernmeldeanlagen untergeordnet werden kön- 
nen Da aber gerade eine nıcht unwesentliche Auf- 
gabe der Betriebszentralen bei den Neuen Medien, 
ınsbesondere aber beı Bildschirmtext, die Speiche- 
rung der über dıese Medien abrufbaren Informationen 
und der angefallenen Teilnehmerdaten ist, können die 
Betriebszentralen nicht als Fernmeldeanlagen im 
Sinne des Fernmeldeanlagengesetzes angesehen 
werden Jedenfalls soweit die Betriebszentralen über 
die reine Vermittlungsfunktion hinaus Aufgaben wahr- 
nehmen, unterliegen sie nicht der Gesetzgebungszu- 
ständigkeit des Bundes; insoweit ıst auch das Fern- 
meldeanlagengesetz nicht anwendbar. 

Generell kann festgestellt werden, daß die Daten- 
schutzgesetze die beı den Neuen Medien anfallende 
Datenverarbeitung nur bedingt regeln. So dürfte es 
zweifelhaft sein, ob die bei den Betriebszentralen an- 
fallenden Prozeßdaten uneingeschränkt den Dateibe- 
griff erfüllen. Außerdem ist auch die Verantwortung 
für die Speicherung, dıe die Datenschutzgesetze der 
speichernden Stelle zuweisen, bei den Neuen Medien 
nıcht eindeutig, da zwischen Anbietern und Betriebs- 
zentrale eine Gemengelage besteht. Regelungen zur 
Auftragsdatenverarbeitung versagen jedenfalls, wenn 
wie kunftig bei Bildschirmtext Tausende von Anbie- 
tern als Auftraggeber gegenüber den Betriebszentra- 
len auftreten. Deshalb kann meines Erachtens den in- 
soweit anfallenden Problemen nur durch spezialge- 
setzliche Datenschutzregelungen begegnet werden.   

2.4.4.2 Nutzungsbereich 

Die Nutzung der Neuen Medien ıst als Rundfunk zu 
werten, soweıt uber die neuen Einrichtungen Rund- 

funk- und Fernsehprogramme verteilt werden (z.B. 

Kabelfernsehen). Sofern Zeitschrrften- und Zeitungs- 
verleger ihre Informationen auf einem der Neuen Me- 
dıen verbreiten, ıst diese Nutzung der .‚Presse‘ zuzu- 
ordnen. Der beispielsweise beı Bıldschirmtext mogli- 
che Einzelabruf von Informationen durch einzelne 
Teilnehmer und der unter Ausnützung des Rückka- 

nals geführte Dialog sınd kein dem Rundfunk ver- 
gleichbarer Verteildienst, sondern als Individualkom- 
munikation zu werten. Während Rundfunk und 
Presse (beı letzterer hat der Bund nur Rahmenkom- 

petenz) der ausdrücklichen Gesetzgebungskompe- 
tenz der Länder unterliegen, fehlt es an einer beson- 
deren Regelung für dıe neu eröffnete Individualkom- 
munıkation. Damit fällt nach Art. 30 und Art. 70 
Grundgesetz die Regelung auch dieser Individual» 
kommunikation den Ländern zu \ 

Aus der Sıcht des Datenschutzes wurde ıch es be- 
grüßen, wenn der Landesgesetzgeber ın Ausübung 

seiner Kompetenz eine offentlich-rechtlich verfaßte 
Landesanstalt mit der Verantwortung für die Nutzung 
der Neuen Medıen betrauen würde Dies sollte ınsbe- 
sondere für dıe ın Kürze bevorstehende Einführung 
von Bildschirmtext erwogen werden. Die Daten- 
schutzkontrolle könnte dann entsprechend der der- 

zeitigen Regelung im Bayer. Datenschutzgesetz vom 
Datenschutzbeauftragten beim Bayer. Rundfunk und 
vom Landesbeauftragten für den Datenschutz wahr- 

genommen werden. 

Sofern statt einer der öffentlichen Aufsicht unterlie- 
genden Anstalt mıt der Verteilung der über die Neuen 
Medıen verbreiteten Dienste eine privatrechtlich or- 
ganisierte Einrichtung betraut wırd, sollte zumindest 
die Datenschutzkontrolle eindeutig und ausdrücklich 
geregelt werden. Letzteres gılt insbesondere, wenn 
außer dem Rundfunk zuzuordnenden Sendungen 
noch andere Nutzungsinhalte über die Medien ver- 
breitet werden sollen 

Soweit die geltenden Datenschutzgesetze auf den 
Nutzungsbereich der Neuen Medien angewendet 
werden konnten, würden deren Regelungen den sper+ 
zıeilen Gefahren der Neuen Medien vielfach nıcht ge- 
recht. So enthalten sie beispielsweise kein Verbot der 
Erhebung personenbezogener Daten durch den An- 

bieter. Die aus der Sicht des Datenschutzes uner- 
wünschte Datenspeicherung beı den Anbietern 
könnte vielfach als ım Rahmen vertraglicher Verhält- 
nisse gelegen und somit als zulässig angesehen wer- 
den. Auch die Übermittlung von Daten, dıe hier we- 
gen der möglichen Rückschlüsse auf das Lebensver- 
halten des einzelnen problematisch sein kann, wırd 

durch die Datenschutzgesetze nicht generell ausge- 
schlossen. Schließlich wäre auch die Überwachung 
der privatwırtschaftliichen Anbieter vielfach nur ım 
Rahmen der sogenannten Anlaßaufsicht möglıch. 

Das bedeutet, daß auch für den Nutzungsbereich 
spezielle Datenschutzregelungen notwendig sind
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3. Einzelfragen 

3.1 Allgemeine Innere Verwaltung, Kommunalbereich 

311 Entwurf eines Bayerıschen Landesmeldegeset- 
zes 

Im Berichtszeitraum lag eın Regierungsentwurf für eın 
neues Bayerisches Landesmeldegesetz noch nıcht 
vor Der Bayerische Landesbeauftragte für den Da- 
tenschutz war jedoch vom Bayerischen Staatsminı- 
sterıum des Innern in Vorüberlegungen eingeschaltet 
und hatte einen von eıner Arbeitsgruppe der Innenmı- 
nisterıen der Länder vorgelegten „Formulierungsvor- 
schlag für ein Landesmeldegesetz‘ erhalten. 

Die Datenschutzbeauftragten der Länder und des 
Bundes und die Datenschutzkommission ın Rheın- 
land-Pfalz haben zu dem vorgelegten „Formulie- 
rungsvorschlag für eın Landesmeldegesetz'' am 
2. Aprıl 1981 eine Stellungnahme beschlossen. Sie 
bafjelten sich dabei vor, zu den jeweiligen Landes- 
meldegesetzentwürfen, die in Ausfüllung des Bun- 
des-Melderechts-Rahmengesetzes (MRRG) ergehen, 

im einzeinen Stellung zu nehmen. 

Es ist anzuerkennen, daß der genannte ‚„Formulie- 
rungsvorschlag‘ aus der Sicht des Datenschutzes eı- 
nige erhebliche Verbesserungen enthält (z.B. gebüh- 
renfreie Auskunft aus dem Melderegıster). 

Die Datenschutzbeauftragten und dıe Datenschutz- 
kommission haben aber grundsätzlich ihrer Sorge 
darüber Ausdruck gegeben, daß in Landesmeldege- 
setzen von datenschutzgerechten Begrenzungen ım 
Melderechtsrahmengesetz zugunsten umfassender 
Erhebungen und Datenflüsse abgegangen werden 
könnte. Sie haben dazu aufgefordert, bei Novellierung 
des Melderechts in den Ländern an der Entscheidung 
des Melderechtsrahmengesetzes für ein begrenztes 
Einwohnermeldewesen i S. des bereichsspezifischen 
Datenschutzes und gegen eın umfassendes Ein- 
wohnerinformationssystem festzuhalten. 

Aus der Stellungnahme zum Formulierungsentwurf 
seı hervorgehoben: 

- Die Datenschutzbeauftragten und die Daten- 
schutzkommission unterstrichen, daß die Meldebe- 
hörden unabhängig von ihrer organisatorıschen 
Einbindung, funktional eigene Stellen sind (s. auch 
& 18 Abs 6 MRRG) 

- Die Datenschutzbeauftragten und die Daten- 
schutzkommission gehen davon aus, daß die in & 1 
Abs. 1 MRRG genannten Aufgaben der Meldebe- 
hörden, die Identität der Einwohner und ihre Woh- 
nungen festzustellen und nachzuweisen, eine be- 
wußte Beschränkung darstellen und eine Abkehr 
von dem in früheren Entwürfen zu einem Bundes- 
meldegesetz vorgesehenen umfassenden Eın- 
wohnerinformationssystem festlegen. Sie gehen 
davon aus, daß eine Erhebung von Daten nur in 
dem gesetzlich zugelassenen Rahmen zulässig ıst 
und eıne Erweiterung dıeses Rahmens durch ge- 
meindliche Satzung nıcht möglich ist. 

- Die Aufgaben, an denen die Meldebehörden mıtzu- 
wirken haben, sınd im Landesmeldegesetz ab-   

schließend festzulegen. Es darf sıch dabeı nur um 
solche Aufgaben handeln, dıe ım engen Zusam- 
menhang mit dem gesetzlich festgelegten Melde- 
zweck stehen. 

Es bestehen Zweifel an der Erforderlichkeit der 
Speicherung von Angaben uber Aufenthaltsanfra- 
gen anderer Behorden Die Datenschutzbeauftrag- 
ten regen an, die Erforderlichkeit dıeser Datenspeı- 
cherungen zu uberprüfen und ggf dıe Zwecke dar- 
zulegen, für deren Erfullung dıe Angaben bestimmt 
wären. Die Speicherung der Seriennummer des 
Passes oder Personalauswetses ıst ım Meide- 
rechtsrahmengesetz zum Zwecke der Feststellung 
der Identität nıcht vorgesehen worden. Sollte dıe 
Speicherung der Seriennummer für andere Zwecke 
als dıe Feststellung der Identität für erforderlich 
gehalten werden, so sollte dieser andere Zweck of- 
fengelegt werden. 

Zur Einfuhrung eines Ordnungsmerkmals siehe yn- 
ter Nr 31.2 h 

Solange noch keıne Archıvgesetze erlassen wor- 
den sınd, halten es dıe Datenschutzbeauftragten 
und die Datenschutzkommission für erforderlich. 
ım Landesmeldegesetz festzulegen, daß Daten, dıe 
dem Archiv übergeben wurden, dort nıcht mehr 
verarbeitet oder sonst genutzt werden, es seı 
denn, daß dıes zu wıssenschaftlichen Zwecken 
oder zur Behebung eıner bestehenden Beweisnot 
unerlaßlich ist, oder der Betroffene schriftlich eın- 

gewilligt hat. Der Schutz der Meldedaten darf 
durch die Übergabe ans Archiv nicht gegenuber 
dem Schutz der Daten im Meldeamt selbst ver- 
schlechtert werden Eın ausreichender Schutz der 
Meldedaten muß daher durch das Meldegesetz 
selbst sichergestellt werden. 

Die Datenschutzbeauftragten bezweifeln dıe Er- 
forderlichkeit der Nebenmeldepflicht des Woh- 
nungsgebers, denn eine wirksame Verbesserung 
der Qualität des Melderegisters ist durch die Eın- 
führung der Nebenmeldepflicht kaum zu erwarten 
Ste führt aber dazu, daß der Wohnungsgeber Mel- 
dedaten des Wohnungsnehmers zur Kenntnis neh- 
men und prüfen muß. Aus der Sıcht des Daten- 
schutzes müßte daher zumindest sichergestellt 
werden, daß der Wohnungsgeber möglichst wepig 
Daten des Wohnungsnehmers erfahrt. 

Bei Datenübermittlungen an Sıcherheitsbehorden, 

die nach dem Bundes-Melderechtsranmengesetz 
unter erleichterten Voraussetzungen zulässig sınd, 
sollte, um eine Überprüfung durch den Daten- 
schutzbeauftragten auch beı den Meldebehörden 
und nıcht nur bei den Sicherheitsbehörden anset- 
zen zu können, beı der Meldebehorde dıe Abfrage 
der Sicherheitsbehorde registriert werden. Es ıst 
im Einzelfall sonst nicht offenbar, welche Behörde 
bei der Meldebehorde angerufen oder vorgespro- 
chen hat. Die Regıstrierung sollte allerdıngs nıcht 
personenbezogen vorgenommen werden. 

Die Datenschutzbeauftragten gehen davon aus, 
daß On-line-Anschlüsse von Terminals dritter Stel- 
len an das Melderegister wie regelmäßige Daten-
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übermittlungen nur durch Rechtsvorschrift zuge- 
lassen werden dürfen 

—- Nachdem fast kein Jahr ohne eıne Wahl vergeht, 
fur deren Zwecke nach dem Formulierungsvor- 
schlag Wähleranschriften übermittelt werden dür- 
fen, besteht zumindest theoretisch die Möglichkeit. 
daß Parteien, Träger von Wahlvorschlägen oder 
Wählergruppen fur sıch Anschriftenverzeichnisse, 
die praktısch Duplikate der Melderegister darstel- 
len wurden, anlegen konnten — obwohl dıes dem 
Zweck der jeweiligen Datenübermittlung wiıder- 
sprechen würde. Die Datenschutzbeauftragten und 
dıe Datenschutzkommission fordern deshalb, auch 
für die Übermittlung von Wahleranschriften wenıg- 
stens ein gleiches Widerspruchsrecht des Betrof- 

fenen einzuführen, wıe es für die Bekanntgabe von 
Jubiläumsdaten und die Übermittlung von Daten an 
Adreßbuchvertage bereits vorgesehen ist. 

Der„Beirat beim Landesbeauftragten fur den Da- 
tenschutz hat vorgesehen, den Regierungsentwurf 
für ein Bayerısches Landesmeldegesetz, sobald er 
vorliegt, mit dem Landesbeauftragten für den Da- 
tenschutz und dem Bayerischen Staatsministerium 
des Innern zu erörtern 

3.1.2 Einführung eines Ordnungsmerkmals (OM} 

Der „Formulierungsvorschlag für eın Landesmelde- 
gesetz“ (s. 3.1.1) sieht die Einführung eines Ord- 
nungsmerkmals (OM) fur die Verwaltung von Daten- 
beständen der Meldebehörden vor Gegenwärtig ver- 
wendet in Bayern die AKDB ein solches OM für die 
mit dem Aufgabengebiet Meldewesen bei ihr ange- 
schlossenen Gemeinden. Das OM dient für den Be- 
reich der Meldebehörden innerhalb des jeweiligen 
Regierungsbezirks als eindeutiges Merkmal fur dıe 
einzelnen Bürger. Damit wird beispielsweise zu einer 
Person, die zwei Wohnsitze ınnerhalb eınes Regıe- 
rungsbezirks hat, nur ein OM geführt. Nach dem Ent- 
wurf zum Landesmeldegesetz soll nun zugelassen 
werden, die Verwendung eines eindeutigen Merkmals 
auf den gesamten AKDB-Bereich und damit grund- 
satzlıch auf das ganze Land auszudehnen. 

Für die Behorden und öffentlichen Religionsgesell- 
schaften, die das OM nach dem Entwurf übermittelt 
erhalten sollen, ist eine beschränkte Nutzung vorge- 
sehen’ Sıe sollen zwar das OM erhalten. jedoch nur 
für den Datenaustausch mit der Meldebehörde. Sie 
dürfen es anderen Stellen nicht weiterübermitteln 
Von dieser Beschränkung bleibt dıe Offenbarung des 
OM durch die verschiedenen Behörden gegenüber 
dem Betroffenen selbst unberührt. Es ist daher nicht 
ausgeschlossen, daß das OM über den Betroffenen 
allgemein in Verkehr gebracht werden wird. 

Somit besteht Anlaß zur Sorge, daß der Betroffene 
sein OM auch im Privatrechtsverkehr nicht wird für 
sich behalten können. Private Stellen, wie Banken, 
Versicherungen, Versandhäuser und andere Vertrags- 
partner des Betroffenen konnten vom einzelnen 
Bürger die Mitteilung seines OM verlangen und es im 
Laufe der Zeit auch ım privaten Bereich zur Identifi- 
zierung des Betroffenen verwenden Auf diese Weise 
könnte auch in nichtöffentlichen Dateien das OM als   

Identifizierungs- und Erschließungsmerkmal Eingang 
finden. Bisher erforderlicher technischer und organı- 
satorischer Aufwand beim Abgleıch von Dateien aus 
den verschiedenen Bereichen von Wirtschaft und 
Verwaltung und für deren Verknupfung wurde damit 
entfallen. Noch etwa bestehende rechtliche Hurden 
gegenüber der tatsächlichen Zusammenfassung von 
Angaben verschiedener privater Stellen ließen sıch 
möglicherweise ım Laufe der Zeit durch entspre- 

chende „Vertragsgestaltung‘‘ mit dem Betroffenen 
überwinden. Ein gesetzliches Verbot, das vom Be- 
troffenen erhaltene OM zu nutzen - wıe etwa das Ver- 
bot ın $4 des Bundespersonalausweisgesetzes, dıe 
Seriennummer des Personalausweiıses im nıchtöf- 
fentlichen Bereich zur Einrichtung oder Erschließung 
von Dateien zu nutzen - fehlt. 

Es wırd aufmerksam zu beobachten seın, ob später 
eıne Änderung des Landesmelderechts angeregt 
werden wird, um die bisher im offentlichen Bereich 
noch vorgesehenen Hemmnisse fur die Nutzung des” 
OM zu Verknüpfungen zwischen verschiedenen öf- 
fentlıchen Stellen zu beseitigen 

Es ıst zu befürchten, daß eine allgemeine Verbreitung 
eines landesweit eindeutigen OM ım öffentlichen wie 
ım privatwirtschaftlichen Bereich - neben dem Vorteil 
der Vermeidung von Verwechslungen - folgende aus 
der Sıcht des Datenschutzes bedenkliche Wirkung 
hatte 

Die Herstellung der eindeutigen Verknupfungs- 
moglichkeit der im privaten und öffentlichen Be- 
reich verstreut gespeicherten Daten wurde deren 
Zusammenführung (ohne Mitwirkung und Kenntnis 

des Betroffenen) technisch bzw. organisatorisch 
stark erleichtern. Die Infrastruktur für ein bedenkli- 
ches Entstehen von Persönlichkeitsprofiien wurde 
im Laufe der Zeit geschaffen. 

Die allgemeinen Datenschutzgesetze des Bundes 
und der Länder setzen zwar bisher ın erheblichem 
Maße auch auf die Selbstverantwortung des Be- 
troffenen: Nach Art. 16 Abs. 2 BayDSG bzw 89 
Abs. 2 BDSG muß sich jede Behörde, die beim Be- 
troffenen Daten erhebt, ihm gegenüber rechtfertt- 
gen, zu welchem Zweck die Daten erhoben wer- 
den, und klarstellen ob zur Angabe der Daten eine 
Verpflichtung besteht oder ob diese im freien Ber 
lieben des Betroffenen legt. Der Betroffene kann 
sich bei der Angabe von Daten daran orientieren. 

Diese Sachlage, von der dıe Datenschutzgesetze 
ausgehen, könnte sich durch dıe Verbreitung des 
OM jedoch erheblich ändern, denn die Anforderun- 
gen der Datenschutzgesetze an Datenübermittlun- 
gen zwischen Behörden oder auch zwischen prıva- 
ten Stellen, die dann in erheblichem Maße anstelle 
von Datenerhebungen beim Betroffenen treten 
konnten, sind im Ergebnis weitaus geringer als dıe 
Einwirkungsmöglichkeit des Betroffenen, wenn er 
selbst als Datenlieferant in Anspruch genommen 
wırd. Zwar findet auch bei der Datenübermittlung 
zwischen Behörden eine gewisse Rechtfertigung 
des Übermittlungsersuchens statt, doch genügt 
eine generelle Prufung der abgebenden Stelle
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(siehe zB Nr. 14.4 VollzBek BayDSG), wahrend 

der Betroffene, bei dem Daten erhoben werden, 
aus der konkreten Sicht seines Falles heraus beur- 
teilt, klärende Fragen stellt und notfalls zu Recht 
Angaben verweigert. 

In dem Maße, ın dem nun künftig mehr Daten über- 
mittelt und weniger Daten beim Betroffenen erho- 
ben würden, wird außerdem dem Einzelnen dıe 
Kontrolle darüber entzogen, bei welchen Stellen 
sich Angaben über ihn konzentrieren, wo er seine 

Datenschutzrechte geltend machen kann, von wel- 
chen Stellen besondere Mißbrauchsgefahren aus- 
gehen Diese Aussage gilt für den offentlichen wıe 
den privaten Bereich. Im offentlichen Bereich 
würde die Transparenz durch dıe beı den Daten- 
schutzbeauftragten geführten Datenschutzregister 
noch bis zu einem gewissen Grade gewahrt. Die 
Aussagekraft von Datenschutzregistern würde je- 
ach ın gleichem Maße sinken, da sıe nur Daten- 
speicherungen und regelmäßige Datenübermittiun- 
gen ausweisen, die denkbare Verknüpfungsmög- 
lichkeit dem Einsichtnehmenden aber nicht bewußt 
machen. 

Die Datenschutzbeauftragten der Länder und des 
Bundes und die Datenschutzkommissıon Rheinland- 
Pfalz haben ın ihrer Stellungnahme zum Formulie- 
rungsvorschlag für ein Landesmeldegesetz vom 
2 April 1981 zur Einführung eines Ordnungsmerk- 

mals folgenden Beschluß gefaßt: 

„Um die Entstehung eines allgemeinen Personen- 
kennzeichens zu vermeiden, fordern die Daten- 

schutzbeauftragten und die Datenschutzkommission, 
daß Ordnungsmerkmale, die zur Führung der Melde- 
register, insbesondere in automatisierten Verfahren 
eingeführt werden, nicht übermittelt oder sonst wei- 

tergegeben werden. Eın entsprechendes Verbot muß 
ım Landesmeldegesetz vorgesehen werden. Ausnah- 
men von diesem Grundsatz sind allenfalls beim Rück- 
meldeverfahren gerechtfertigt. Dabei muß jedoch si- 
chergestellt sein, daß übermittelte Ordnungsmerkmale 
nach Abschluß des Rückmeldeverfahrens beim Emp- 
fanger nicht mehr gespeichert werden. Bei Woh- 

nungswechsel über die Gemeinde hinaus muß ein 
neuas Ördnungsmerkmal vergeben werden." 

Es wäre bedauerlich, wenn das neue Landesmelde- 
recht den Vorstellungen der Datenschutzbeauftrag- 

ten zu einer auf Meldebehörden beschränkten Nut- 
zung des OM nicht folgen würde. Es wäre dann zu- 
nächst die zuverlassige Einhaltung der Nutzungsbe- 
schränkungen des OM bei den Behörden, die es ge- 
gen den Rat der Datenschutzbeauftragten erhalten 
würden zu beobachten. Ob eine weitere Verbreitung 

des OM aufgrund dessen Erfassung beim Betroffe- 
nen so frühzeitig erkannt würde, daß noch wirksame 

Maßnahmen dagegen ergriffen werden könnten, kann 
bezweifelt werden, da die nichtöffentlichen Stellen, 
dıe das OM als Erschließungsmerkmal in ihre Dateien 
übernehmen könnten, außer der Aufsicht auf einzelne 
Beschwerden hin, keiner externen Datenschutzkon- 
trolle unterliegen.   

3.1.3 Adressenübermittlung fur eıne Befragung von 

Jugendlichen 

Einem Markt- und Meinungsforschungsinstrtut waren 
ın einer nicht zu beanstandenden Weıse durch Melde- 
ämter stichprobenweise ausgesuchte Adressen von 

Jugendlichen für eine Befragung ubermittelt worden 
Dabeı war durch das Meldeamt - entsprechend eıner 

Weisung des Bayerischen Staatsminısterıums des In- 
nern - dıe Auflage erteilt worden, dıe Betroffenen auf 
die Freiwilligkert ihrer Teilnahme an der Befragung 
hinzuweisen. 

Der Hinweis auf die Freiwilligkeit war jedoch getrennt 
von dem Fragebogen auf der Rückseite eines dem 
Anschreiben beiliegenden Merkblatts angebracht 
worden. Angesichts einiger sehr ın den persönlichen 
Bereich gehender Fragen des Fragebogens habe ıch 
diesen Hinweis nicht als ausreichenden Hınweis auf 
dıe Freiwilligkeit und damit nicht als Erfüllung der Auf- 
lage der Meldebehörde angesehen Das Merkblatt 
kann verloren gehen, oder unachtsam beiseite gel&gt 
werden. Ein Hinweis auf die Freiwilligkeit, insbeson- 
dere bei sehr sensiblen Fragen, sollte unmittelbar ım 
Anschreiben an den Betroffenen untergebracht wer- 
den, damit keın Zweifel darüber besteht, daß die Fra- 
gen nicht beantwortet zu werden brauchen. 

Ich habe die Datenschutzaufsıchtsbehörde, die fur 
die Datenschutzkontrolle bei dem befragten Institut 
zuständig ist und das Bayerische Staatsminısterium 
des Innern als oberste Aufsichtsbehörde über dıe 
Meldeämter von diesem Vorgang unterrichtet und die 
Ansicht vertreten, daß der Hinweis auf die Freiwillig- 
keit in klar erkennbarer Weise erfolgen müßte. An- 
dernfalls hätte ich dıe Datenübermittlung durch Mel- 
debehörden an das Befragungsinstitut zu beanstan- 
den. 

314 Einwohnermeldewesen, Datensperrung. 

Aufgrund des zur Zeit noch geltenden Melderechts 
müssen auch Personen, die freiwillig in einer Heil- 
und Pflegeanstalt langere Zeıt zur Behandlung waren, 
im Melderegister der Gemeinde, in der sich die Heil- 
und Pflegeanstalt befindet, registriert werden. Dies 
gilt unabhängig davon, ob die Betroffenen einen ge- 
meldeten Wohnsitz in der Bundesrepublik haben. Das 

kann zu erheblicher Beeinträchtigung schutzwürdiger 
Belange führen. 

Soweit bekannt, ist beabsichtigt, ın dem auf Grund 
des Melderechtsrahmengesetzes des Bundes zu er- 

lassenden neuen Landesmeldegesetz eine differen- 
ziertere Lösung zu finden, die den unterschiedlichen 
Sachverhalt des freiwilligen oder angeordneten Auf- 
enthalts ın einer Heil- und Pflegeanstait berücksich- 
tigt. 

Um diskriminierende Auswirkungen einer Meldung 
nach bisherigem Recht zu verhindern, habe ich ım 
Falle einer Eingabe angeregt, die Daten über den Auf- 
enthalt in der Gemeinde der Heil- und Pflegeanstalt 
im Melderegıster gemäß Art. 10 Nr. 1 in Verbindung 
mit Art. 20 BayDSG sperren zu lassen. Eine solche 
Sperre wirkt auch gegenüber öffentlichen Stellen 
Gesperrte Daten dürfen nıcht mehr verarbeitet und
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sonst genutzt werden. Erlaubt ıst die Verarbeitung 
gesperrter Daten nur ın den Fällen des Art 20 Abs 2 
BayDSG, nämlıch wenn sıe zu wıssenschaftlichen 
Zwecken, zur Behebung eıner bestehenden Beweis- 

not oder aus sonstigen im überwiegenden Interesse 
der speichernden Stelle oder eines Dritten liegenden 
Gründen unerläßlich ıst, oder der Betroffene in dıe 
Nutzung eingewilligt hat. Dabeı sınd grundsatzlich 
schutzwürdige Belange des Betroffenen zu berück- 
sichtigen (Art. 1 Abs 1, 18, 24 BayDSG, letzteres ıst 
allerdings nıcht unumstritten; sıehe im übrıgen auch 
Schweinoch/Geiger Kommentar zum BayDSG, Deut- 
scher Gemeindeverlag 1978 zu Art. 10 Anm. 4} Vor- 
aussetzung einer solchen Sperrung ıst ein „berech- 
tigtes Interesse an der Sperrung". Dies war im Fall 
der Eingabe anzuerkennen. 

Hilfsweise konnte für die genannten Angaben auch 
eine Sperre nach Abschnitt II Nr 1 Buchst. ee der 
Vollzygsbekanntmachung zum Bayerischen Meldege- 
setz i.d.F vom 14. Juli 1978 (MABI S. 553) in Frage 

kommen. Diese Sperre wirkt gegen alle, ausgenom- 

men offentliche Stellen und den Betroffenen selbst, 
ıst jedoch grundsätzlich schwieriger zu erlangen. 

Eine Löschung der Daten gemäß Art. 9 Abs. 2 oder 
Art. 11 BayDSG kommt nur dann in Betracht, wenn 
die Unrichtigkeit der Daten feststeht und richtige Da- 
ten nıcht ermittelt werden können (beides ıst nicht 
der Fall}, wenn die Speicherung unzulässig war (dies 
trifft ebenfalls nicht zu, da sie durch das gegenwar- 
tıge Melderecht sogar vorgesehen ist), oder wenn die 
Kenntnis für dıe speichernde Stelle (Meldeamt) zur 

rechtmäßigen Erfüllung der hier durch Rechtsnorm 
zugewiesenen Aufgabe nıcht mehr erforderlich ist. 
Auch dies kann nach der gegenwärtigen Rechtslage 

kaum angenommen werden. 

3.1.5 Kuvertierung von Lohnsteuerkarten und ande- 

ren Mitteilungen 

Eine Eingabe führte darüber Beschwerde, daß die 
Lohnsteuerkarte offen, ohne Briefumschlag, von ei- 
nem gemeindlichen Boten an eine völlig fremde Per- 
son ausgehändigt worden war, obwohl ein Briefka- 
sten mit eindeutiger Namensangabe vorhanden war. 

In einem anderen Fall wurde die Lohnsteuerkarte des 
volljäfrigen Sohnes ohne Umschlag dem im gleichen 
Haus lebenden Vater übergeben Der Vater erfuhr 
aus der Lohnsteuerkarte erstmals von dem uneheli- 
chen Kind seines Sohnes. 

Beide Eingaben veranlassen mich, darauf hinzuwei- 
sen, daß das Bayerische Staatsministerium der Fınan- 
zen im Einvernehmen mit dem Bayerıschen Staatsmi- 
nısterium des Innern angeordnet hat, daß die Lohn- 
steuerkarten nur noch ın verschlossenem Umschlag 
zugestellt werden dürfen. Diese Anordnung wurde 
den Gemeinden ım Frühjahr 1980 von den Oberfi- 
nanzdirektionen mitgeteilt. Die Gemeinden sind ge- 
mäß 839 Abs 6 EStG als örtliche Finanzbehörden 
den Weisungen der Finanzverwaltung unterworfen. 
Die Unzulässigkeit der offenen Zustellung der Lohn- 
steuerkarten geht auch aus Nr. 11 des Merkblattes 
für die Gemeinden über die Personenstandsauf- 

  

nahme 1980 und die Ausstellung der Lohnsteuerkar- 
ten 1981 hervor. 

Mit eıner anderen Eıngabe wurde mır das Original eı- 
ner Postkarte übersandt, mıt der der Beschwerdefuh- 
rer von einer Gemeinde gebeten worden war, u.a eın 
rechtskräftiges Scheidungsurteil vorzulegen. 

Da beı der Versendung von offenen Postkarten an 
Private erfahrungsgemäß nicht ausgeschlossen wer- 
den kann, daß unbefugte Dritte vom Inhalt der Post- 
karte Kenntnis nehmen, ist aus der Sicht des Daten- 
schutzes grundsätzlich zu fordern, daß zumindest 
Angaben sensibleren Charakters nur in verschlosse- 
nem Kuvert an Betroffene versandt werden. Mit der 
Gemeinde, die ich um Stellungnahme gebeten hatte, 
wurde hierüber Eınverstandnis für die künftige Hand- 
habung erzıelt. 

3.1.6 Nachforschungen uber den Sachverhalt zur Er- 
hebung von Kommunalabgaben beı Dritten anstatt 
beim Betroffenen ” 

In eıner Eıngabe wurde darüber Beschwerde geführt, 
eıne Gemeinde habe beı der Erhebung von Kommu- 
nalabgaben Sachverhaltsaufklärung statt beim Be- 
troffenen beı dritten Stellen betrieben Unabhängig 
von den nicht allgemein interessierenden Besonder- 
heiten des Eingabefalles sei daher kurz auf die Pro- 
blemstellung hingewiesen: 

Nach Art. 13 Abs. 1 Nr. 3a des Bayerischen Kommu- 
nalabgabengesetzes findet bei der Erhebung von 
Kommunalabgaben auch der Verfahrensgrundsatz 
des $ 93 der Abgabenordnung Anwendung in 893 
Abs 1 AO ist bestimmt, daß die Beteiligten, aber 
auch andere Personen zur Feststellung eines fur dıe 
Besteuerung erheblichen Sachverhaltes die erforder- 
lichen Auskünfte zu erteilen haben In $93 Abs 1 
Satz 3 AO wird dies jedoch wıe folgt eıngeschrankt: 
„Andere Personen als die Beteiligten sollen erst dann 
zur Auskunft angehalten werden, wenn die Sachver- 
haltsaufklärung durch die Beteiligten nicht zum Ziele 
führt oder keinen Erfolg verspricht‘ Die Vorschrift 
schützt das Interesse der Beteiligten daran, daß Drit- 
ten keine steuer- oder abgabenrechtlichen Sachver- 
halte bekannt werden, solange die Sachverhaltsauf- 
klarung durch den Beteiligten selbst möglıch ist. Dar- 
aus ergibt sich, daß die Erhebungsstellen die Sach- 
verhaltsaufklärung zunächst beı dem Beteiligten 
selbst versuchen müssen (s. auch Tipke/Kruse, Kom- 

mentar zur AD $93 Anm 4b). 

Auch eine Gemeinde muß sich daher bei der Erhe- 
bung von Abgaben zunächst an die Beteiligten selbst 
wenden. Es würde $ 93 Abs. 1 Satz 3 AO und damıt 
Art. 13 Abs. 1 Nr. 3a des Kommunalabgabengeset- 
zes widersprechen, wenn statt dessen zunächst die 
Unterlagen dritter Personen oder anderer privater 
oder öffentlicher Stellen auf Anhaltspunkte für abga- 
benrelevante Sachverhalte abgefragt würden 

Auch eine Übermittlung aus Dateien durch Dritte 
oder andere Stellen an eine Gemeinde würde nach 
den Vorschriften des BDSG für nichtöffentliche Stel- 
len ($ 24 Abs. 1 Satz 1 BDSG) bzw. den Vorschriften 
des BayDSG für bayerische öffentliche Stellen (Art. 17 
Abs. 1 BayDSG) unzulässig sein, soweit die Anfor-
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derung der Daten mit 8$ 93 Abs 1 Satz 3 AO ı.V. mıt | 
Art 13 Nr. 3a Kommunalabgabengesetz nıcht verein- 
bar ıst Die Gemeinde muß daher. soweit die Sachver- 
haltsaufklarung durch einzelne Betroffene nıcht zum 
Ziele fuhrt, fur diese Falle darlegen, daß eine andere 
Art der Aufklarung. dıe fur den Betroffenen eınen ge- 
rıngeren Eıngriff darstellen wurde als die Offenbarung 
des Steuer- oder Abgabensachverhalts an Dritte 
nicht (mehr) zur Verfugung stehen Die Darlegung 

der Gemeinde muß eıner etwargen um Auskunft er- 
suchten Stelle die Moglichkeit eınraumen, das mit 
& 93 Abs. 1 AO ın Einklang stehende Interesse an der 
Datenubermittlung zu erkennen 

317 Personenstands- und Betriebsaufnahme durch 
Gemeinden gemaß 8 134 Abs 1 der Abgabenord- 
nung 

In einer Eıngabe wurde dıe Kopie einer Haushaltslıste 

zur Personenstandsaufnahme einer Gemeinde vorge- 
leg. Der Betroffene vermißte einen Hinweis auf den 
Verwendungszweck der geforderten Angaben und 
dıe Rechtsgrundlagen für ihre Erhebung und teilte 
mit, daß ıhm auf Rückfrage erklart worden seı, dıe er- 
hobenen Daten wurden für dıe Ausstellung von Lohn- 
steuerkarten benotigt. Er kritisierte, daß hierzu Anga- 
ben über Stellung ım Beruf, Arbeitgeber, Miethohe 
und Lage der Wohnung, An- oder Abwesenheit und 
deren Grunde am Stichtag der Erhebung nıcht erfor- 
derlich seıen 

Nach $ 134 Abs 1 AO konnen dıe Gemeinden fur dıe 
Finanzbehorden zur Erfassung vor Personen und Un- 
ternehmen, die der Besteuerung unterliegen, eine 
Personenstands- und Betriebsaufnahme durchfuh- 
ren. Dıes setzt jedoch voraus, daß die Landesregie- 
rung bzw. die obersten Fınanzbehorden den Zeiıt- 
punkt der Erhebung festlegen ($ 134 Abs. 3 AO) Zu- 
satzlıch zur Erhebung von Daten für dıe Finanzbehor- 
den können dıe Gemeinden mıt einer solchen Perso- 
nenstands- und Betriebsaufnahme für ıhre Zwecke 
besondere Erhebungen verbinden. Solche Erhebun- 
gen setzen allerdings eine besondere Rechtsgrund- 
lage außerhalb der AO voraus (8 134 Abs 4 AO). 

Ist eıne Personenstands- und Betriebsaufnahme von 
der Landesregierung bzw den obersten Finanzbe- 
horden nicht angeordnet. so handelt es sich nicht um 
eıng Personenstands- und Betriebsaufnahme ı.S der 
88 134ff. AO Nach Art. 16 Abs 2 BayDSG muß hier- 
auf ım Erhebungsbogen hingewiesen werden Die 
von Erhebungsbogen und -listen der Oberfinanzdı- 
rektionen, dıe für angeordnete Personenstands- und 
Betriebsaufnahmen vorgesehen sınd, können ohne 
einen klarstellenden Hinweis nach Art. 16 Abs. 2 
BayDSG nıcht verwendet werden. Fehlt die Anord- 
nung, so ıst auf die Freiwilligkeit von Angaben hınzu- 
weısen. 

3.1.8 Kommunale Grundstückskarteı 

Im Berichtszeitraum bın ıch mehrmals gefragt wor- 
den, inwieweit die Einrichtung kommunaler Grund- 
stüuckskarteren zulässig ist und inwieweit daraus 
Übermittlungen insbesondere an Private vorgenom- 
men werden dürften. Hierzu habe ıch grundsätzlich 
folgendes festgestellt.   

Die Eıgentumsverhaltnıse an Grundstucken darzu- 
stellen und darüber Auskunfte zu erteilen ıst ın erster 
Linie Aufgabe des Grundbuchamtes. das hierbei $ 12 
Grundbuchordnung zu beachten hat Grundsatzlich 

ıst nur bei Auskunften aus dem Grundbuch sıcherge- 
stellt daß die regelmaßıgen Veranderungen ım Eıgen- 
tumerbestand vollstandig und richtig wiedergegeben 
werden 

Dte Einrichtung kommunaler Grundstuckskarteien ıst 
grundsätzlich zulassıg. wenn dıe darın enthaltenen 
Daten aus gemeindlichen Akten und Unterlagen her- 
ruhren Voraussetzung ıst. daß die Daten zulassiger- 
weise von den Gemeinden erhoben wurden Aller- 

dings sind bereits beı Erstellung einer derartigen Kar- 
teı die Grundsätze des Art. 17 BayDSG, ınsbesondere 
Art 17 Abs 3 BayDSG, zu beachten Sollten namlıch 
die in dıe Grundstückskarteı aufgenommenen Daten 
von verschiedenen Ämtern der Gemeinde herruhren. 
so ware dıe Zusammenfuhrung der Daten nur zulas- 
sig. wenn dıe Übermittlung dieser Daten zwischen 
den eınzeinen Ämtern der Gemeinde zulassıg ıst So- 
weit ein Teil der Daten aus Unterlagen der gemeindit- 
chen Steuerverwaltung stammt, ıst ım ubrıgen zu pru- 
fen, ınwieweit & 30 Abgabenordnung (Steuergehem- 
nıs) anzuwenden ıst 

Die Zulassigkeit einer Auskunft aus einer derartigen 
Grundstückskarteı bemißt sıch ıhrerseits nach Art 17 
BayDSG, wenn dıe Auskunft an andere offentliche 
Stellen erteilt wırd. und nach Art 18 BayDSG. sofern 
dıe Auskunft privaten Dritten gegeben werden soll 
Dabeı muß die Zulassıgkeit der Übermittlung ım je- 
weıligen Einzelfall festgestellt werden. Diese Pru- 
fungspflicht trıfft die Stelle, die die Grundstuckskartei 
führt. Sofern in der Grundstückskarteı auch Daten 
enthalten sınd, die von der gemeindlichen Steuerver- 
waltung stammen, sınd Art. 17 Abs 2 bzw 18 Abs 2 
BayDSG zu beachten. sofern fur dıese Daten $ 30 
Abgabenordnung gılt Da ım Einzelfall wohl nicht 
mehr unterschieden werden kann. woher dıe ın der 
Grundstückskarteı enthaltenen Daten herrühren, 
durften, sofern überhaupt dem $ 30 Abgabenordnung 
unterliegende Daten ın der Kartei enthalten sınd, Aus- 
kunfte nur nach den strengen Bestimmungen des 
Art 17 Abs. 2, 18 Abs. 2 BayDSG erteilt werden Das 
bedeutet, daß Auskünfte an prıvate Personen oder an 
Firmen generell unzulässig sınd 

[4 

Fur eine Auskunft über eine Mehrheit von Grund- 
stückseigentumern ıst über die vorgenannten Vor- 
aussetzungen hınaus noch Nr 1824 VollzBek- 
BayDSG zu beachten. Hıernach soll eine Auskunft ım 
Regelfall nur erteilt werden, wenn die Gruppenaus- 
kunft ım öffentlichen Interesse liegt. Abschließend 
kann somit festgestellt werden, daß derartige kom- 
munale Grundstückskarteien grundsatzlich nur fur 
Zwecke der Kommune selbst verwendet werden soll- 
ten und ım übrigen Auskunftsersuchende an das da- 
für vom Gesetz vorgesehene Grundbuchamt verwie- 
sen werden. 

3.1.9 Überprüfung von Landratsamtern. Stadten, Ge- 
meinden und Verwaltungsgemeinschaften 

im Berichtsjahr wurden eine Reihe von Landratsäm- 
tern, Städten, Gemeinden und Verwaltungsgemein-
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schaften datenschutzrechtlich uberprüft. Daneben 
fanden auch Prufungen der technischen und organı- 
satorıschen Datenschutzmaßnahmen statt (s. u 
3.11) Gegenstand der Prüfung waren ım wesentlı- 

chen 

1. dte verwendeten Erhebungsvordrucke, 
2. die Fuhrung von manuellen Dateien bzw. Karteıen | ! 

und Datenübermittlungen daraus, 
3. die Form, der Inhalt der Verpflichtung auf das Da | 

tengeheimnis gemäß Art. 14 BayDSG, 
4. Auftragsdatenverarbeitung, 
5. Einzelfälle. 

Hinsichtlich der verwendeten Vordrucke für die Erhe- 
bung von Daten beim Bürger bzw uber den Bürger 
wurde in der Regel folgendes vereinbart: 

Soweit Vordrucke von Vordruckverlagen Verwendung 
finden, wurden die überprüften Behörden gebeten, 
auf eıne Anpassung der Formulare an Art. 16 Abs. 2 
BayO8G zu drangen Nach dieser Vorschrift muß beı 
der Erhebung von Daten stets darauf hingewiesen 
werden, ob der Betroffene zur Angabe verpflichtet ıst 
oder die Daten freiwillig angibt. Beı Formularen, dıe 
gleichzeitig als Karteiblätter verwendet werden, müs- 
sen besonders die Voraussetzungen für dıe Zulässig- 
keıt der Datenspeicherung (Art. 4 und Art. 16 Abs 1 

BayDSG) geprüft und in dıe Formulargestaltung eın- 
bezogen werden 

Soweit von den öffentlichen Stellen selbst herge- 
stellte Formulare verwendet werden, sind diese an- 
hand von Art. 16 Abs 2 BayDSG und der Vollzugsbe- 
kanntmachung zu Art. 16 BayDSG zu überprüfen Zu 
beachten ist dabei, daß auch der Umfang der Daten 
für die rechtmaßıge Aufgabenerfüllung der Behorde 
erforderlich seın muß (Art 4 und 16 BayDSG} Beı- 
spiele für uberprüfte Erhebungsvordrucke waren der 
Anhörungsbogen zur Einleitung eınes Ordnungswid- 
rigkeitenverfahrens, der Erhebungsbogen zur Fest- 
stellung der Unterhaltsrente nach dem Nichtehelı- 
chenrecht, der Antrag auf Erteilung bzw. Vertänge- 
rung eınes Jagdscheines, der Antrag auf Erteilung eı- 
nes „Blanco“-Fahrzeugbriefes und der Erlaubnisan- 
trag zur Abwasserbeseitigung. 

Die Speicherung von Daten in Dateien bzw. Karteien 

wurde stichprobenweise überprüft. Für die Zulässig- 
keit der Speicherung jeder einzelnen Angabe sınd dıe 
Artikel 4 und 16 Abs. 1 BayDSG maßgeblich Stich- 
probenweise überprüft wurde auch die Übermittlung 
von Daten aus den geführten Karteien 

Bei den Gemeinden wurden beispielsweise folgende 
selbst hergestellten Erhebungsvordrucke uberprüft: 
Verschiedene Anträge und Fragebogen der Personal- 
verwaltung, Erhebungsbogen für Stundung oder Er- 
laß von Gebühren, Bauantrag, Antrag auf Zuschuß für 
Familıenerholung auf dem Bauernhof, Antrag auf 
Kostenübernahme beim Jugendamt, Anzeige eıner 
Geburt, Anzeige eines Sterbefalles. 

Die Gemeinden wurden über den gem. Art. 16 Abs. 2 
BayDSG notwendigen Hinweis auf Freiwilligkeit der 
Angabe von Daten bzw. den Hinweis auf die Rechts- 
norm, die zur Angabe verpflichtet, beraten. Beispiels- 
weise bei Formularen zur Anzeige einer Geburt und   

zur Anzeige eines Sterbefalles wurde festgestellt, daß 
dıe Daten teilweise zur Erfüllung von Aufgaben nach 
dem Personenstandsgesetz erforderlich waren, eın 
konkreter Hinweis auf dıe dıe Datenerhebung recht- 
fertıgende Norm jedoch fehlte Daruber hinaus wur- 
den ın diesen Formularen auch Daten aufgrund des 
Gesetzes uber dıe Statistik der Bevolkerungsbewe- 

ı gung und dıe Fortschreibung des Bevolkerungsstan- 
des erfragt Der Hinweis hierauf fehlte ebenso. Außer- 
dem enthielt das Formular Angaben, zu denen dıe 
Betroffenen nicht verpflichtet waren Hıer hätte der 
Hinweis auf dıe Freiwilligkeit der Angaben angebracht 
werden müssen. 

Die Überprufung der manuell gefuhrten Karteıen und 
Dateien ergab, daß „Rundfunkgebuhrenbefreiungs- 
Karteıen‘ geführt werden. Die Antragsformulare wa- 
ren entweder alphabetisch oder zusätzlich ın Karteı- 
form abgelegt. Die Rechtsgrundlage fur diese Karteı- 
führung ıst zweifelhaft (s.a. 3.9.6) Ich bin um Klärung 
bemuht 

In weıteren Fällen wurde festgestellt. daß in eınem 
‚ Ordner Ablichtungen der ausgefullten und an das 
Statistische Landesamt ım Original weıtergeleiteten 
Erhebungsbogen für die Bodennutzungserhebung 
aufbewahrt wurden. Die Sammlung der Formblätter 
stellt eine Dater ım Sinne des Art 5 Abs. 3 Nr 3 
BayDSG dar Die Aufbewahrung, dh Speicherung 
und Nutzung der Daten außerhalb des ım Statıstikge- 
setz vorgesehenen Verfahrens kann nıcht gebilligt 
werden. 

In eıner Lohnsteuerkarten-Karteı wurde die Speiche- 
rung von Angaben festgestellt, die zur Ausstellung 
der Lohnsteuerkarten nıcht erforderlich sind. Auf die 
Unzulässigkeit dieser Art der Karteıführung wurde 
hingewiesen. 

In einem anderen Fall wurde festgestellt, daß Melde- 
amtsdaten über den durch Art 24 Abs. 3 BayDSG 
und Nr. 2.4 der Vollzugsbekanntrmachung zum Melde- 
gesetz festgelegten Rahmen hınaus an Religionsge- 
sellschaften übermittelt wurden. Dies betraf ınsbe- 
sondere Daten von dem jeweiligen Bekenntnis nıcht 
angehörigen Familienmitgliedern. Die Übermittlung 
wurde ınsofern beanstandet 

In einem Fall wurde festgestellt, daß eıne Stadt alljahy- 
lich die Lohnsteuerkarten von Personen kuvertieren 
und austragen läßt, dıe dem städtischen Personal 
nıcht angehören. Diese Handhabung widerspricht 
dem Steuergeheimnis ($30 AO) jedenfalls dann, 
wenn das für die Verteilung eingesetzte Personal 
nicht nach dem Verflichtungsgesetz vom 2. März 
1974 (BGBl. |, S. 547) verpflichtet ıst. Das Bayerische 
Staatsministerum der Finanzen hatte dementspre- 
chend angeordnet, daß die Lohnsteuerkarten aus- 
nahmslos in eınem verschlossenen Umschlag entwe- 
der durch Gemeindeangestellte auszuhändigen oder 
durch die Post zu übersenden sind. Die Anordnun- 
gen, an dıe dıe Stadt gemäß $ 39 Abs. 6 des Einkom- 
mensteuergesetzes gebunden ist, waren ım Fruhjahr 
1980 durch die Oberfinanzdirektion bekanntgegeben 
worden. Die nıcht korrekte Handhabung war zu bean- 
standen.
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Aus der Art der Aufbewahrung von Steuerunterlagen 
ergab sich ın einem anderen Fall dıe Frage, ob das 
Steuergeheimnis hinreichend gewahrt ıst Es han- 
delte sich dabei, zumindest teilweise, nıcht um zur 
Archivierung bereits ausgesonderte Akten mit Kar- 
teren. sondern um Unterlagen des Steueramts, dıe 
aus Platzgrunden außerhalb des Steueramts unterge- 
bracht werden mußten. Ich habe mıch daher mıt den 
Bayerischen Staatsmınisterien des Innern und der Fı- 
nanzen in Verbindung gesetzt, um für eine dem 
Steuergeheimnis Rechnung tragende befriedigende 
Losung zu sorgen. Bis dahın muß sichergestellt wer- 
den, daß ausschließlich Steueramtspersonal zu die- 
sem Aktenbestand Zutritt hat 

Die Verpflichtung der in automatisierten Verfahren 
beschäftigten Mitarbeiter auf das Datengeheimnis 
war überwiegend durchgeführt worden. In den ubri- 
gen Fällen wurde auf schnellen Vollzug des Art 14 
BayDSG gedrängt. 

Bei der Überprüfung von Fällen einer Auftragsdaten- 
erfassung ergab sıch, daß die hierüber abgeschlosse- 
nen Vertrage häufig unvollständig waren Sıe enthiel- 
ten ın der Regel keine Verpflichtung des Auftragneh- 
mers, die erforderlichen Datenschutzmaßnahmen 
nach Art 14 und 15 BayDSG zu treffen. Eine entspre- 
chende Vertragsergänzung wurde gefordert. 

32 Sıcherheitsbereich 

32.1 Kriminalpolizeiliche Sammlungen (KpS) 

In Bayern traten mıt Wirkung vom 1. Januar 1982 die 
Rıchtlinien fur die Fuhrung kriminalpolizeilicher perso- 
nenbezogener Sammlungen (KpS$) in Kraft. Sıe losen 
dıe bisherigen Bayer. Rıchtlinien über krıminalpolızei- 
liche Sarımlungen ab. Mıt Genugtuung habe ıch fest- 
gestelit, daß gegenüber der Fassung der KpS, der dıe 
Innenminister-/Senatoren des Bundes und der Län- 
der zugestimmt hatten und dıe ın einer Reihe von 
Ländern nahezu unverändert eingeführt worden sind, 
ın der bayerıschen Fassung eınige zusätzliche Rege- 
lungen enthalten sınd, dıe die Anforderungen des Da- 
tenschutzes und der Datensicherung besonders be- 
rücksichtigen Zu erwähnen sind hier dıe Vorschriften 
über dıe Errichtung und Fuhrung kriminalpolizeilicher 
Unterlagen in der Form von Karteien und Dateien, die 

Regelungen über den Abgleich von Datenbeständen 
und über die Behandlung archıvwürdiger Unterlagen 

Allerdings sınd meine darüberhinausgehenden Ande- 
rungsvorschläge weitgehend unberücksichtigt gebhe- 

ben. 

So bin ıch der Ansicht, daß Einzelangaben uber Ge- 
schädigte nur mit deren Einwilligung gespeichert wer- 
den sollten, sofern über den Namen des Geschädig- 
ten ein Zugang zu dessen Daten eröffnet ist. Denn 
grundsätzlich besteht eın gewisses Rısiko, daß durch 
einen Fehler bei einer späteren polizeilichen Sachbe- 
arbeitung der Name des Geschädigten in falsche Be- 
zıehung zu einer Straftat gesetzt und der Gescha- 
dıgte ımmerhin kurzzeitig als Verdächtiger angesehen 
wird — zumindest ein derartiger Fall ist mır bekannt ; 
geworden. 

  

Meınes Erachtens muß auch die Übermittlung von 
Angaben aus den Kriminalakten an Auslanderbehor- 
den noch näher eingegrenzt werden Auch sollte der 
Verwendungszweck, zu dem dıe Auslanderbehorden 
derartige Daten erhalten durfen. naher beschrieben 
werden. 

Die Übermittlung von Angaben aus Krıminalakten an 
ausländische Stellen sollte ın der Weise eınge- 
schränkt werden, daß Daten zum eınen nur an Polızeı- 
dienststellen übermittelt werden durfen und zum an- 
deren dıe Übermittlung nur zum Zweck der Aufkla- 
rung schwerwiegender Straftaten zulassıg ıst Außer- 
dem muß eine Übermittlung selbst an ausländısche 
Polizeidienststellen unterbleiben, wenn keine Gewahr 
dafur besteht, daß die ubermittelten Daten aus- 
schließlich für den aus der Anforderung ersichtlichen 
Zweck verwendet werden oder wenn zu befurchten 
ıst, daß schutzwurdige Belange des Betroffenen 
durch die Übermittlung über das vom Verwendungs- 
zweck her bereits gegebene Maß hinaus beeintfäch- 
tıgt werden 

Die KpS erlauben den Polızeidıenststellen, uber ım 
Bundeszentralregister bereits getilgte und zu til- 

gende Verurteilungen und dıe diesen Verurteilungen 
zugrundeliegende Straftaten an andere Polızeidienst- 
stellen grundsätzlich Mitteilung zu machen Daruber 
hınaus dürfen Mitteilungen uber derartige getilgte 
Veurteilungen und die ıhnen zugrundeliegenden 
Straftaten an andere Behorden zumindest dann vor- 

genommen werden, wenn dıe ın $ 50 Bundeszentral- 
registergesetz vorgesehenen Ausnahmen vom Ver- 

wertungsverbot vorliegen. 

Erscheint es schon nıcht unbedenklich, wenn Polızeı- 
dienststellen sich gegenseitig Mitteilungen uber Ver- 
urteilungen geben, dıe bereits dem Verwertungsver- 
bot des Bundeszentralregisters unterliegen. ıst es 
meines Erachtens besonders bedenklich, wenn die 
Polizeidienststellen auch anderen Behorden derartıge 
Mitteilungen geben. Selbst wenn letzteres nur dann 
geschieht, wenn die Voraussetzungen einer Aus- 
nahme vom Verwertungsverbot vorliegen, wırd damit 

doch den Polizeıdienststellen die Anwendung der Be- 
stimmung des & 50 BZRG zugemutet, mıt deren Aus- 
legung diese im Regelfall wenig vertraut sein durften 
Fehlinterpretationen dürften daher grundsatzlıch 

nicht ausgeschlossen sein. 

In diesem Zusammenhang stellt sich noch ein weıte- 
res Problem. Der eınzelnen Polızeidıenststelle kann 
möglicherweise dıe Tatsache einer bereits vollzoge- 
nen Tilgung unbekannt sein. Sollte beispielsweise aus 
Resozialisierungsgründen eine vorzeitige Tilgung 
(vgl. $ 23 BZRG} angeordnet worden sein und dte Po- 
hzeidienststelle ın Unkenntnis dieser Tatsachen dıe 

entsprechenden Angaben an eıne andere Behörde 
ubermitteln, kann die Behörde, dıe von der fruheren 
Eintragung aus den vorgenannten Resozıalisierungs- 
gründen gerade nichts erfahren sollte, Kenntnis er- 
langen. Es muß daher zumindest sichergestellt sein, 
daß sıch Polizeidienststellen vor Übermittlungen an 
andere Behörden und Stellen vom Eintragungsstand 
des Bundeszentralregisters unterrichten.
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Zur Rasterfahndung habe ıch zwar gemeinsam mit 
anderen Landesbeauftragten fur den Datenschutz 
(vgl 3 Tatigkeitsbericht. S. 12) dıe Einfuhrung ent- 
sprechender Vorschriften gefordert, die eine aus- 
reichende Rechtsgrundlage fur diese Maßnahme dar- 
stellen. Allerdings sınd dıe ım Zusammenhang mit der 
Rasterfahndung im polizeilichen Bereich auftretenden 
Probleme zu komplex und derzeit noch zu wenıg ge- 
klart, als daß ste ın den KpS hinreichend geregelt 
werden könnten Es besteht aber beı der derzeitigen 
Regelung ın den KpS meines Erachtens dıe Gefahr, 
daß die vor Durchführung einer Rasterfahndung not- 
wendige rechtliche Irüfung weniger sorgfältig durch- 
geführt wırd. Außerdem ıst dıe Regelung über den 
Datenabgleich bei der Rasterfahndung ın kriminalpolı- 
zeichen Sammlungen insgesamt sehr weit gefaßt 
Insbesondere mußten die schwerwiegenden Strafta- 
ten, dıe eıne Rasterfahndung rechtfertigen konnen, ın 
der Vorschrift bezeichnet werden. Dabei konnte sıch 
dıe Alagrenzung etwa an $& 100a StPO orientieren. 
Darüber hınaus kann die „Ergreifung von zur Fest- 
nahme gesuchten Personen“ wohl nur in begründe- 
ten Eınzelfallen eine Rasterfahndung rechtfertigen, 
soll diese nicht unverhaltnısmäßig sein. Daher wırd 
eıne Rasterfahndung zur Festnahme gesuchter Per- 
sonen ım Regelfall nur dann zulassig sein, wenn die 
Gesuchten eıner schwerwiegenden Straftat beschul- 
digt werden Im ubrıgen muß noch festgelegt werden, 
daß dıe Ergebnisse der Rasterfahndung nur fur 
Zwecke verwendet werden durfen, dıe selbst eine Ra- 
sterfahndung rechtfertigen würden 

Die Richtlinien für die Fuhrung kriminalpolizeilicher 
personenbezogener Sammlungen sehen seit 1 1 
1982 dıe Moglichkeit vor, dem Betroffenen Auskunft 
aus den ıhn betreffenden kriminalpolizeilichen Unter- 
lagen zu geben Wegen der zum Teil hohen Sensibili- 
tat der ım Bereich der Krıiminalpolızeı gespeicherten 
Daten muß ım Interesse des Betroffenen die Identität 
eınes um Auskunft ersuchenden Bürgers sicher fest- 
gestellt und daruber hinaus gewahrleistet sein, daß 
Auskunfte nicht an Unberechtigte gelangen. Hierbei 
muß jedoch verhindert werden, daß der Aufwand für 
den Nachweis der Identitat so hoch wird, daß da- 
durch faktısch eine Ausschlußwirkung entsteht und 
der Betroffene auf sein Auskunftsrecht verzichtet. 

Ich habe daher folgende Verfahrensweise vorgeschla- 
gen 

Teilen die Polizeıbehorden lediglich dıe Tatsache mit, 
daß uber den Anfragenden keine Daten gespeichert 
sınd, genugt hierzu dıe Versendung der Auskunft ın 
einem einfachen, verschlossenen Brief Selbst wenn 
dıese Auskunft dadurch an einen Unberechtigten ge- 
langen würde, dürften ım Falle der bloßen Negatıv- 
auskunft schutzwurdıge Belange ın der Regel nicht 
beeinträchtigt seın. 

Erteilt dıe Polizei hingegen Positivauskünfte oder ver- 
weıgert sie die Auskunft wegen vorrangiger Sicher- 
heitsinteressen, sollten derartige Auskünfte entweder 
als „Einschreiben eigenhändig“ versandt werden 
oder aber über die ortlich zuständige Polizeidienst- 
stelle im verschlossenen Brief an den Betroffenen ge- 
langen. Im letzteren Falle könnte der Betroffene die   

Auskunft unter Vorlage eines Personalausweises ab- 

holen. Damit wäre auch dıe Frage der Identitat des 
Auskunftsersuchenden geklart. 

Sofern die Versendung als „Einschreiben eıgenhar- 
dıg‘‘ gewählt wird, dürfte ebenfalls sıchergestellt seın. 
daß nur der Berechtigte dıe Sendung erhält, denn 
derartige Schreiben werden nach Auskunft der Bun- 
despost nur dem Empfänger personlich ausgehan- 
digt, der sıch, wenn er dem Zustellungsbeamten nıcht 
personlich bekannt seın sollte, ausweisen muß 

3.2.2 Aktenführung ım Bereich bayerischer Polızeien 

im Berichtszeitraum habe ıch uber dıe Kontrollen auf- 
grund von Eingaben hinaus mehrere bayerısche Polı- 
zeidıenststellen einer Überprufung unterzogen und 
neben eınem Präsıdıum und zwei Direktionen auch eı- 
nıge Inspektionen und Stationen aufgesucht Die 
Schwerpunkte meiner Maßnahmen lagen ın der Über- 
prufung des Datenverkehrs mit den jeweiligen Eın, 
wohnermeldebehörden und mit der ortlıch zustand!- 
gen Allgemeinen Ortskrankenkasse. ın der Erorte- 
rung der generellen Probleme des Datenschutzes ım 

Polızeibereich sowie ın der Kontrolle von Zugang. 
Fuhrung und Aussonderung der Kriminalakten 

Wie meine Feststellungen ergaben, ıst dıe Fuhrung 
der polizeilichen Akten im allgemeinen sachgerecht 
und den Richtlinien fur dıe Fuhrung krıminalpolizeil- 
cher personenbezogener Sammlungen (KpS} ent- 
sprechend. Schwerwiegende Mangel oder erhebliche 
Verletzungen datenschutzrechtlicher Vorschriften 
hatte ich nicht zu beanstanden. 

Beı einigen Dienststellen habe ıch jedoch festgestellt, 
daß eın Nachweis fehlt, aus dem der polizeiliche 
Sachbearbeiter zu ersehen ist, der einen Krıminalakt 
aus der Aktensammlung entnommen hat Auch war 
die frıstgerechte, den Bayer. Richtlinien uber die Füh- 
rung kriminalpolizeilicher Sammlungen entspre- 
chende Aussonderung von Krımiınalakten und der zu- 
gehorigen Suchkarten nicht in allen Fällen gewährleı- 
stet. Überdies war ın eınem Fall eine Schreibkraft mit 
der Festlegung der Aussonderungsfristen betraut 

Ich habe daher angeregt, die Entnahme von Kriminal- 
akten entweder auf der entsprechenden Suchkarte 
einzutragen oder durch dıe Fuhrung eines dem jeweı- 
ligen Kriminalakt zuzuordnenden Fehlblattes nachzu 
weısen. Außerdem habe ıch darauf hingewiesen, daß 
die Eintragung des voraussıchtlichen Aussonde- 
rungsdatums auf den entsprechenden Suchkarten für 
die Kriminalakten grundsätzlich durch Fachkräfte und 
keinesfalls durch Schreibkräfte vorgenommen wer- 
den darf. Dabei ist entsprechend den einschlägigen 
Richtlinien zu verfahren und nicht für alle Fälle eine 
einheitliche Aussonderungsfrist vorzusehen. Der je- 
weilıge Dienstvorgesetzte sollte dıe auf den Kartei- 
karten eingetragenen voraussichtlichen Aussonde- 
rungstermine zumindest stichprobenartig überprüfen 

Die von mir verlangte Einsicht in Dateien und Unterla- 
gen wurde mır in allen aufgesuchten Polizeidienststel- 
len gewährt Es erfolgte auch in keinem Fall eine Be- 
rufung auf Art. 28 Abs. 3 Satz 2 Bayerisches Daten- 
schutzgesetz, wonach die Einsicht verweigert werden
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konnte. wenn dies die Sıcherheit des Bundes oder eı- 

nes Landes gefährden wurde 

323 Aktenaussonderung beim Bayer. Landeskrimı- 
nalamt 

Das Bayer Landeskriminalamt hat am i. November 
1979 mit einer Sonderaktion zur Bereinigung der krı- 
minalpolizeilichen Aktensammliung begonnen. Mit 
dieser Aufgabe waren durchschnittlich 11 Beamte be- 
traut Von dem Bestand zu Beginn der Aktıon von 
uber 700000 Krıminalakten sınd derzeit ca. 450000 
überprüft worden Über 170000 Krıminalakten sınd 
verntchtet worden Ich begruße es außerordentlich, 
daß das Bayer. Landeskriminalamt sich mıt Nach- 
druck der Aktenbereinigung wıdmet und zu diesem 
Zweck Beamte abgestellt hat Ich hoffe. daß der ın 
Aussicht genommene Termin von etwa Mitte 1983 fur 
den Abschluß der Sonderaktion „Aktenbereinigung“ 
‚eingehalten werden kann 

Um Befürchtungen entgegenzutreten, daß durch 
diese Aktenbereinigung moglıcherweise dıe Eınsatz- 
fahıgkeit des Landeskriminalamtes leıden könnte, 
weise ıch darauf hın, daß das Bayer. Landeskriminal- 
amt nıcht nur aus Gründen des Datenschutzes eın 
besonderes Interesse hat, die inaktuellen Datensatze 
zu loschen, sondern daß auch wırtschaftliiche und 
haushaltsrechtliche Zwange bestehen, den Lager- 
raum von ıinaktuellem Material freızuhalten. Schließ- 
lıch dürfte auch die Effektivität polizeilicher Arbeit ge- 
wıinnen, wenn die vorhandenen Aktensammlungen 
aktualısıert sınd. 

324 Erkennungsdienstliche Unterlagen 

Nach meinen Erfahrungen, dıe auf Bürgereingaben 
und einzelnen Stichproben beruhen, werden dıe Vor- 
aussetzungen von erkennungsdienstlichen Maßnah- 
men durch Polizeibeamte teilweise zu großzugig aus- 

gelegt. Ich habe den Eindruck, daß erkennungs- 
dienstliche Maßnahmen vielfach schematisch durch- 
gefuhrt werden. So werden ın einem Polızeiprasıdium 
grundsätzlich alle vorlaufig Festgenommenen erken- 
nungsdienstlich behandelt. Da beispielsweise die ab- 
genommenen Fingerabdrücke uber das Bayer Lan- 
deskrıminalamt an das Bundeskriminalamt weıterge- 
leitet und dort zentral gespeichert werden, können 
diese Maßnahmen fur den Einzelnen von erheblicher 
Auswirkung sein 

So wurde ein Bürger, der eine Geldstrafe nicht be- 
zahlt hatte und zum Antritt der Ersatzfreiheitsstrafe 
von der Polizei abgeholt worden war, erkennungs- 
dıenstlich behandelt, obwohl zum Zeitpunkt des An- 
trıtts der Ersatzfreiheitsstrafe keine neuen Erkennt- 

“ nısse zu dıeser Person vorlagen. Diese ed-Behand- 
lung war weder zum Zwecke der Durchführung eines 
Strafverfahrens — dieses war ja bereits abgeschlos- 
sen - noch für die Zwecke des Erkennungsdienstes 
notwendig. Für diese Auffassung spricht insbeson- 
dere die Tatsache, daß der Betroffene bei Durchfüh- 
rung des Ermittlungsverfahrens nıcht ed-behandelt 
worden war. Aus dem Umstand, daß der Betroffene | 
dıe ihm auferlegte Geldstrafe nicht bezahlt hatte, | 
konnte eıne andere Bewertung nicht auf $ 81b Straf- | 

  

prozeßordnung gestutzt werden Ebensowenig 

konnte der Umstand des Antritts der Verbußung der 
Ersatzfreiheitsstrafe erkennungsdıienstliche Maßnah- 

men nach Art. 13 Polizeiaufgabengesetz rechtferti- 
gen Anhaltspunkte dafur daß dıe erkennungsdienst- 

Iıche Behandlung nach $ 86 Strafvollzugsgesetz ım 
Auftrag der Justizvollzugsanstalt vorgenommen wor- 
den seı, lagen ebenfalls nicht vor Im ubrıgen waren 
diese erkennungsdienstlichen Unterlagen von der Ju- 
stizvollzugsanstalt selbst zu verwahren gewesen 
Überdies hätte der Betroffene ım ietzteren Falle nach 
& 86 Abs. 3 Strafvollzugsgesetz verlangen konnen 
daß diese Unterlagen nach Verbußung seiner kurzen 
Ersatzfreiheitsstrafe vernichtet werden 

Auf meıne entsprechenden Vorstellungen wurden dıe 
den Bürger betreffenden ed-Unterlagen vernichtet 

Zwischenzeitlich sınd neue .Vorlaufige Rıchtlinen fur 
erkennungsdienstliche Maßnahmen‘ von den Bund-/ 
Länder-Gremien beschlossen worden Diese sjellen 
zweifelsohne gegenuber den bisherigen Richtlinien 
eine Verbesserung dar. weıl sıe konkreter sınd Aller- 
dings sollten auch diese vorlaufigen Richtlinien vor ıh- 
rer endgültigen Einfuhrung ın einigen Punkten weıter 
prazısıert werden Ich habe hierzu Vorschlage unter- 
breitet So sollte beispielsweise der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit, den es selbstverstandlich auch 
beı der ed-Behandtung zu beachten gılt. ausdrucklich 
ın den Richtlinien berucksichtigt werden Außerdem 

mußten zum einfachen Vollzug der Rıchtlinien fur er- 
kennungsdienstliche Maßnahmen die für dıe ed-Be- 
handlung sowie dıe Speicherung und Loschung maß- 
geblichen Rechtsvorschriften ım einzelnen so deut- 
tıch interpretiert werden. daß sıe zweifelsfrei vollzo- 
gen werden können 

325 Vorfälle ın Nurnberg 

Aufgrund der Ermittlungsverfahren. dıe nach den Vor- 
fällen ın Nürnberg am 5./6 3 1981 eingeleitet worden 
waren, habe ıch ım Polizeipräsidium Mittelfranken ın 
Nürnberg eıne datenschutzrechtliche Überprufung 
vorgenommen. Dabeı habe ıch festgestellt. daß die ın 
diesem Zusammenhang angelegten kriminalpolizeili- 
chen Akten nıcht anders als dıe sonstigen krıminalpo- 

Iızeilichen Akten behandelt worden waren Insbeson- 
dere wurde für diese Akten kein zusatzliches Merk- 
mal ın die,Karteıen eingefuhrt. das eınen gesonderten 

Zugriff auf diese Akten gestattet hatte. Im übrıgen 
war zu erkennen, daß dıe überwiegende Anzahl der 
von der Polizei ın Nürnberg festgenommenen jungen 
Leute ed-behandelt worden war Die ed-Unterlagen 
wurden der allgemeinen Praxıs folgend und entspre- 

chend den damals geltenden „Vorläufigen Rıchtlinıen 
für erkennungsdienstliche Maßnahmen" uber das 
Bayer. Landeskriminalamt an das Bundeskriminalamt 
gesandt. Als Rechtsgrundlage fur die ed-Behandiung 
war & 81b StPO genannt worden. Ohne dıe Frage 
nach der Zulässigkeit der ed-Behandlung zu prufen. 
die sıch nach einschlägigen Bestimmungen der Straf- 
prozeßordnung und nicht nach Datenschutzrecht be- 
mißt, habe ıch fruhzeitig angeregt, zu prüfen. inwıe- 
weıt zumindest in den Fällen, ın denen gegen dtıe er- 
kennungsdienstlich behandelten Personen das Er- 
mittlungsverfahren zwischenzeitlich eingestellt wor-
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den ıst. dıe entsprechenden ed-Unterlagen ausge- 

sondert werden könnten. Sofern sıch einzelne Betrof- 
fene in dıeser Angelegenheit unmittelbar mıt der Bitte 
um Loschung an mich gewandt haben, habe ıch die 
Antrage an das Bayer. Landeskrıminalamt weiterge- 
leıtet. Dort ıst den Antragen entsprochen worden. 

Die ed-Behandlungen ın Nürnberg haben mıch ın meı- 
ner Auffassung bestärkt, daß die entsprechenden 
Vorschriften moglichst prazıse gefaßt werden sollten. 

3.2.6 Rasterfahndung 

Das Bayer. Staatsministerium des Innern hat mich im 
Berichtszeitraum von einem Fall der Rasterfahndung 
ın Kenntnis gesetzt. Im Hınblick auf die Schwere der 
aufzuklärenden Straftat und die Notwendigkeit in die- 
sem Falle über die konventionellen Ermittlungsme- 
thoden hinaus die Moglichkeiten einer Rasterung 
auszunutzen, habe ich keine Bedenken geltend ge- 
macht „Zudem hat das Bayer. Staatsminısterium des 
Innern ausdrücklich erklärt, daß dıe gewonnenen Da- 
ten nur den Ermittlungen ım vorliegenden Falle die- 
nen und eine Übernahme ın andere polizeilichen Da- 
teien ausgeschlossen sei. Ich habe darüber hınaus 
gebeten, daß die im Rahmen der Rasterung gewon- 
nenen Daten nach ihrer zweckbezogenen Auswer- 
tung umgehend zu löschen seien, um die Gefahrdung 
fur unschuldig Betroffene so gering wie möglich zu 
halten 

3.2.7 Fragebogen zur Beurteilung der Glaubwürdig- 
keit kindlicher Zeugen 

Bereits in meinem 3. Tätıgkeitsbericht habe ıch darauf 
hingewiesen, daß einzelne Polizeidienststellen im 
Rahmen von Ermittlungsverfahren an Schulen Frage- 
bogen zur Beurteilung der Glaubwurdigkeit kindlicher 
Zeugen versenden Offensichtlich ist diese Praxis 
auch im Berichtsjahr fortgeführt worden. 

So ıst mır folgender Fall bekannt geworden: Zur Auf- 
klärung einer Straftat, bei der der Wert des Tatgegen- 
standes lediglich 20.- DM betrug, hat dıe zuständige 
Polizeidienststelle an die Schulleitung einen Fragebo- 
gen versandt, ın dem unter anderem nach der Schul- 
laufbahn (Versetzungen, Sonderbeschulung), nach 
der körperlichen Entwicklung und deren Besonder- 
heiten (z.B. Stottern, Schwerhöriger, Bettnässer), 
nach der geistigen Konstitution, der charakterlichen 
Beurteitung durch den Lehrer (Selbstbewußtsein, Be- 
einflußbarkeit, Aufrichtigkeit, Zuverlässigkeit, Kon- 
taktfahigkeit, Gemeinschaftsfähigkeit), den Auffällig- 
keiten ın sexueller Hinsicht, den häuslichen Einflüs- 
sen (soziale Lage, erzieherische Verhältnisse in der 
Familie) und zu etwaigen psychischen Entwicklungs- 
störungen, Verwahrlosungserscheinungen und Abar- 
tigkeiten gefragt wurde. 

Im diesem Fall stieß die Verwendung des Fragebo- 
gens auf erhebliche datenschutzrechtliche Beden- 
ken. So standen die einzelnen, eingehenden Frage- 
stellungen zum großen Teil in keinerlei Zusammen- 
hang mit der zugrundeliegenden Straftat. Damit blieb 
also unberücksichtigt, daß von Zeugen grundsätzlich 
nur solche Angaben verlangt werden sollen, die im 
Zusammenhang mit der Straftat stehen. Werturteile 
und Meinungen eines Zeugen sollen im Regelfall   

nıcht ın Betracht gezogen werden Davon abgesehen 

sınd der Grundsatz der Verhältnismaßigkeit und das 
Übermaßverbot, dıe ebenfalls bei der Zeugenbefra- 
gung zu beachten sınd, ım vorliegenden Fall grob 
mißachtet worden. Schließlich fehlte ın dem Fragebo- 

| gen eıne Zeugenbelehrung. 

Bei der Bewertung der Verwendung derartiger Frage- 
bogen scheinen mir folgende Gesichtspunkte beson- 
ders gewichtig: 

Selbst eine im Einzeifall angebrachte Verwendung 
derartiger Fragebögen zur Beurteilung der Glaubwur- 
digkeit kındlicher Zeugen durch dıe Polızeı darf nıcht 
dazu führen, daß die Schulverwaltung Kenntnis von 
den Antworten des Lehrers erhält, dıe teilweise den 
Intimbereich des betroffenen Schülers beruhren. 
auch dürfte es fraglich sein, ob dıe Schulverwaltung 
überhaupt in allen Fällen von der Tatsache Kenntnis 
erlangen sollte, daß ein Schüler in einem polızeihchen 
Ermittlungsverfahrer als Zeuge auftritt. Der befragte,. 
Lehrer selbst muß darüber aufgeklärt werden. daß er 
seinerseits Auskunfte als Zeuge gibt und ıhn nicht 
nur dıe Zeugenpflichten treffen, sondern ıhm auch dıe 
entsprechenden Rechte zustehen. Der befragte Leh- 
rer darf nıcht den Eindruck haben, daß er aufgrund eı- 
ner Amtspflicht zur umfassenden Auskunft uber den 
betroffenen Schüler der Polızeı gegenüber verpflich- 
tet sei. Ich sehe ber Verwendung derartiger Fragebo- 
gen die Gefahr, daß der Grundsatz der Verhaltnısma- 
Bigkeit nicht ın allen Fällen ausreichend beachtet und 
die Beantwortung von Fragen verlangt wırd, dıe ım 
konkreten Einzelfall zur Aufklärung einer Straftat 
nicht erforderlich sind. Überhaupt muß vermieden 
werden, daß Formblätter mit umfangreichen Frage- 
stellungen bei der Ermittlung von weniger schwerwie- 
genden Straftaten benützt werden. Für unbedenklich 
halte ich es hingegen, wenn den ermittelnden Polızei- 
beamten schriftliche Fragezusammenstellungen als 
Anhaltspunkt für Zeugenvernehmungen ın Sachen 
der Glaubwürdigkeit kindlicher Zeugen zur Verfügung 
gestellt werden, sofern diese einzelfallbezogen be- 
nützt werden. 

Auf meine entsprechenden Anfragen zur grundsatzlı- 
chen Problematik hat das Bayer. Staatsministerium 
des Innern mitgeteilt, daß der Arbeitskreis „Öffentli- 
che Sicherheit und Ordnung“ der Innenministerkon- 
ferenz hierzu einen Beschluß gefaßt habe, wonach” 
keine Notwendigkeit bestehe, einheitliche Verfahren 
fur die Glaubwürdigkeitsprüfung kindlicher Zeugen 
festzulegen. Das Staatsministerium des Innern beab- 
sichtige aber, die Polizeipräsidien in enem Rund- 
schreiben aufzufordern, Fragebogen dieser Art nur 
bei schwerwiegenden Straftaten einzuholen und auch 
nur individuell abgestimmte Fragen zu stellen, auf de- 
ren Beantwortung es für das jeweilige Ermittlungsver- 
fahren ankomme. Meines Wissens steht die Versen- 
dung dieses Rundschreibens jedoch noch aus. 

3.2.8 Anfrage von Haftpflichtversicherern wegen Ein- 
sicht in Ermittlungsunterlagen 

Einzelne Versicherungsgesellschaften erbitten wie- 
derholt von den Staatsanwaltschaften und von Polı- 
zeibehörden Auskünfte aus Ermittlungsverfahrer.



RUCKSACHE 911712 Bayerischer Landtag - 9 Wahlperiode Seite 23 
  

Teilweise werden den Anfragen sogenannte Ruckant- 

wortkarten beigefugt 

Auf meine entsprechenden Erkundigungen hat mir 
das Bayer Staatsmınisterum der Justiz mitgeteilt, 
daß dıe Staatsanwaltschaften entsprechend den 
Richtlinien für das Strafverfahren und das Bußgeld- 
verfahren (Nr. 185, 296) Akteneinsicht an prıvate Ver- 

sıcherungsgesellschaften regelmäßig nur über einen 
Rechtsanwalt oder Rechtsbeistand gewähren. Das 
Bayer. Staatsminısterıum des Innern hat vorgetragen, 
daß die Bayer. Polizei Anfragen von Versicherungsun- 
ternehmen grundsätzlich unter Verwendung von 
Ruckantwortkarten beantworte. Dabeı wurden die 
Polızeiıbehorden überwiegend nur mitteilen, ob eıne 
Anzeigenaufnahme erfolgt seı und darüber hinaus die 
Tagebuchnummer, die sachbearbeitende Dienststelle 
sowıe ggf. das Aktenzeichen der Staatsanwaltschaft 
bzw. der zentralen Bußgeldstelle angeben, soweit der 

‚Yorgang dorthin abgegeben seı. 

Gegen dıese Verfahrensweise sind aus der Sicht des 
Datenschutzes keine Bedenken zu erheben, wenn 
die Versicherungsgesellschaften wegen des zugrun- 
deliıegenden strafrechtlich relevanten Vorgangs An- 
sprüche abzuwickeln haben und sichergestellt ıst, 
daß im Einzelfall etwa vorliegende besonders schutz- 
würdıge Belange berücksichtigt werden. 

3.2.9 Grenzkontrolle 

im Berichtszeitraum haben sıch mehrmals Bürger mit 
der Befürchtung an mich gewandt, daß ihre Personal- 
dokumente anläßlich eines Grenzübertrittes fotogra- 
fiert worden seien mit der Folge, daß die Tatsache 
des Grenzübertrittes besonders registriert und even- 
tuell noch an weitere Stellen ubermittelt worden sei. 

Meıne Ermittlungen haben jeweils ergeben, daß die 
Betroffenen einer routinemäßigen Fahndungsüber- 
prüfung unterzogen worden sind. Die Reisedoku- 
mente sind dabei auf eın Paßlesegerät gelegt worden, 
das aufgrund seiner technischen Konstruktion zum 
Anfertigen von Ablichtungen oder Fotografien nıcht 
geeignet ist. Im Zusammenhang mit dieser Überpru- 
fung wurden über die Betroffenen keine Daten ge- 
speichert, noch wurden Daten an andere Stellen 
ubermittelt. Die Rechtsgrundiagen für die Überprü- 
fäng der Personaldokumente und für das Verlangen 
nach Aushändigung der mitgeführten Papiere sınd 
Art. 5 Abs. 1 Ziff. 1, 2 Polizeiorganisationsgesetz, $ 1 
Paßgesetz, $$ 4 Abs. 2, 24 Satz 2 Straßenverkehrszu- 

tassungsordnung und Art. 12 Abs. 2 Polizeiaufgaben- 
gesetz. 

3210 Speicherung von Daten beim Verfassungs- 
schutz 

Im Berichtszeitraum habe ich im Landesamt für Ver- 
fassungsschutz aufgrund von Bürgereingaben eine 
Reihe von Prüfungen durchgeführt. Diese blieben im 
wesentlichen ohne Beanstandungen. Teilweise hat 
das Landesamt für Verfassungsschutz von sich aus 
die Löschung gespeicherter Daten aus Anlaß meiner 
Überprüfung durchgeführt. In einigen Fällen von je- 
doch geringerer Bedeutung sind die Auffassungen   

über den zulassıgen Umfang der gespeicherten Da- 

ten und deren Übermittlung unterschiedlich geblıe- 
ben. Aus Gründen der in dıesem Bereich notwendı- 
gen Geheimhaltung kann ıch hıer nıcht auf Einzetheı- 
ten eingehen. 

Ganz generell bın ıch der Ansıcht. daß Informationen 
über eine Person grundsätzlich nur dann gespeichert 
werden dürfen, wenn sich aus diesen Informationen 
fur dıe dem Landesamt fur Verfassungsschutz ge- 

setzlich zugewiesene Tätigkeit verwertbare Schlusse 
ziehen lassen. Nur wenn diese Voraussetzung gege- 
ben ist, ist die Speicherung der Daten zur rechtmaßı- 
gen Erfüllung einer durch Rechtsnorm zugewiesenen 
oder öffentlichen Aufgabe erforderlich Nımmt eıne 
Person. zu der Informationen ım Landesamt fur Ver- 
fassungsschutz gespeichert sind, von der Verfassung 
zugelassene Rechte wahr, ohne dabeı den Verdacht 
eıner verfassungsfeindlichen Zielrichtung zu erregen, 
so ist die Speicherung derartiger Tatsachen ım Re- 
gelfall nicht zur Aufgabenerfüllung erforderlich- und 
damit unzulässig. Nicht jede zulässige Wahrnehmung 
rechtfertigt die Speicherung aller beobachteten Le- 
bensäußerungen. Dies gilt erst recht für Beobachtun- 
gen zu nicht gespeicherten Personen. Die Tatsache 
einer Speicherung sollte nur von der Bewertung eı- 
nes Vorgangs durch Bedienstete des Landesamts fur 
Verfassungsschutz oder andere als zuverlässig be- 
kannte Personen abhangen. Problematisch erschiene 
es gerade im Bereich des Verfassungsschutzes, 
wenn die Speicherung alleın aufgrund eıner Bewer- 
tung durch sonstige Personen ausgelöst würde Vor 
einer Speicherung zumindest solcher Vorgange ın 
NADIS, deren Relevanz für die Tätıgkeit des Landes- 
amtes für Verfassungsschutz nicht zweifelsfrei ıst, 
sollten noch weitere Anhaltspunkte vorliegen, die dıe 
Speicherung rechtfertigen. Eine Speicherung von Tat- 
sachen kann beim Landesamt für Verfassungsschutz 
auch dann unzulässig sein, wenn ein Verhalten beob- 
achtet wird, das zwar strafrechtlich relevant ıst, je- 
doch nicht den Aufgabenbereich des Landesamtes 
für Verfassungsschutz berührt. 

Meines Erachtens stellt eine Speicherung beim Lan- 
desamt für Verfassungsschutz im Regelfall einen Eın- 
griff im datenschutzrechtlichen Sinne für den hiervon 
Betroffenen dar. Derzeit müssen aus Art. 2 des Ge- 
setzes über die Errichtung eines Landesamtes fur 
Verfassungsschutz neben der Aufgabenzuwetsung 
auch dıe erforderlichen Befugnisse für die Verarbei- 
tung personenbezogener Daten entnommen werden. 

Das erklärt sich aus dem Zeitpunkt, zu dem die 
Grundkonzeption dieses Gesetzes geschaffen wor- 
den ist. Damals war die Vorstellung, daß für Eingriffe 
durch die Datenverarbeitung Befugnisse vorhanden 
sein müssen, noch nicht geläufig. Um Zweifelsfragen 
über die Reichweite des Art. 2 des vorgenannten Ge- 
setzes zu begegnen, sollte eine möglichst deutliche 
Zuweisung von Befugnisnormen für das Landesamt 
für Verfassungsschutz angestrebt werden. 

Klärungsbedürftig erscheint mir in diesem Zusam- 
menhang der zulässige Umfang der Zusammenarbeit 
zwischen Verfassungsschutz und anderen Behörden, 
insbesondere der Polizei. Die Grenzen dieser Zusam- 
menarbeit sollten verdeutlicht werden. Sofern dies
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nicht durch gesetzliche Regelungen moglich ıst, muß- 
ten zumindest entsprechende Verwaltungsvorschrif- 
ten erlassen werden 

3.211 Zusammenarbeit zwischen der Bayerıschen 
Grenzpolizeı und dem Bayerıschen Landesamt fur 
Verfassungsschutz 

Die Zusammenarbeıt des Bundesgrenzschutzes mıt 
dem Bundesamt fur Verfassungsschutz ıst ın den 

letzten Jahren haufıg Gegenstand heftiger öffentlı- ! 
cher Diskussionen gewesen Die bisherige Praxıs der 
Amtshilfe zwischen dıesen Behorden war teilweise 
als rechtswidrig bezeichnet worden 

Wie bereits aus der Presse zu erfahren war, hat der 
Bundesminister des Innern die bisherige Regelung 
der Zusammenarbeit zwischen Grenzschutzbehorden 
und Behorden des Verfassungsschutzes durch neue 
Weisungen ersetzt Mit diesen soll dıe Amtshilfe neu 
bestimm, werden. Für den bayerischen Bereich gel- 
ten dıe vom Bundesminister des Innern herausgege- 
benen Weisungen nıcht unmittelbar. derzeit sınd sıe 
jedenfalls noch nıcht übernommen worden 

Gegen eine unveranderte Übernahme dıeser Rege- 

lung fur die Zusammenarbeit der bayerıschen Grenz- 
polızeı mıt dem Bayerischen Landesamt fur Verfas- 

sungsschutz entsprechend $ 3 des Verwaltungsab- 
kommens zwischen dem Bundesminister des Innern 
und der Bayer Staatsregierung uber dıe Wahrneh- 

mung von Aufgaben des grenzpolizeilichen Einzel- 
dıenstes ın Bayern bestünden aus der Sicht des Da- 
tenschutzes Bedenken. Denn ın eıner Reihe von 
Punkten sınd diese Weisungen zu unbestimmt und 
lassen den Grenzpolizeıbehörden einen zu weiten 
Handlungsspielraum. Dadurch bestünde die Gefahr, 
daß ohne dıe erforderlichen Konkretisierungen Daten 
von Grenzbehorden an Verfassungsschutzbehörden 
ın großerem als dem wirklich erforderlichen Umfang 
ubersandt werden. Eıne spätere Konkretisterung die- 

ser Übermittlungsbestimmungen wurde moglicher- 
weise eıne einmal eıngefuhrte Praxıs nıcht vollständig 
andern konnen. 

Fur den bayerıschen Bereich sınd daher Richtlinien 
fur die Zusammenarbeit zwischen der Grenzpolızei 
und dem Landesamt fur Verfassungsschutz zu for- : 
dern, die,den Beamten an der Grenze nıcht Ausle- 
gungen abverlangen, durch dıe diese ım Drange der 
Geschäfte überfordert wären. 

Generell ıst zur Zusarnmenarbeıt zwischen Grenzpo- 
Iıze und den Ämtern für Verfassungsschutz folgen- 
des zu bemerken: 

Sofern die Grenzpolızei im Rahmen der Amtshilfe für 
Ämter des Verfassungsschutzes tatıg wırd, ıst zu be- 

achten, daß durch die Tatsache der Amtshilfegewah- 
rung eine Befugnisverschiebung zwischen ersuchen- 
der und ersuchter Behörde nicht stattfindet Das be- 
deutet, daß die ersuchte Behörde nur solche Maß- 
nahmen treffen darf, zu deren Ausubung sıe befugt 
ıst. Etwa vorhandene Befugnisse der Ämter für Ver- 
fassungsschutz gehen ınsoweit nicht auf die Grenz- 
polizei über. Dies hat zur Folge, daß dıe Grenzpolizei 
grundsätzlich nur solche Informationen an Ämter für 

  

Verfassungsschutz weitergeben darf. dıe sıe beı Ge- 

legenheit der grenzpolizeilichen Tätigkeit erlangt hat. 
Nachrichtendienstliche Mittel, zu deren Anwendung 

die Amter fur Verfassungsschutz befugt waren. darf 
die Grenzpolızeı ım Rahmen der Amtshıilfe nıcht an- 

wenden Ebenso wenıg durfen dıe Amter fur Verfas- 
sungsschutz ım Wege der Amtshilfe polizeiliche Be- 
fugnısse ın Anspruch nehmen. Daher durfen auch dıe 
Arnter fur Verfassungsschutz nur um solche Informa- 
tionen ersuchen, dıe im Rahmen der Grenzkontrolle 
angefallen sınd. Die Anwendung nachrıchtendienstlı- 
cher Mittel durch die Grenzpolizeı kommt dabeı nıcht 
ın Betracht 

3.3 Justiz 

3.3.1 Krıminologische Zentralstelle 

Der Bund und dıe Lander haben. vertreten jeweils 
durch die Justizminister, eine Vereinbarung unter- 
zeichnet, wonach zur Förderung der krımınologı- 
schen Forschung ın der Bundesrepublik Deutschland 
ein Verein mıt dem Namen „Kriminologısche Zentral- 
stelle‘ gegrundet wırd Die Krıminoiogische Zentral- 
stelle soll nach ıhrer Satzung ınsbesondere 

— krıminologısch bedeutsame Unterlagen erfassen 
und auswerten. 

— Methoden der Erfassung. Sammlung und Auswer- 
tung krıminologisch bedeutsamer Unterlagen und 
Daten entwickein. 

- krımınologsche Forschungsvorhaben und For- 
schungsarbeıten registrieren, 

- ın der kriminologıschen Forschung tatıge Stellen 
und Personen bei der Koordinierung von For- 
schungsvorhaben beraten und in ıhrer Forschung 
unterstützen, 

— Stellen und Personen, dıe Problerne der Verbre- 
chensverhutung und Verbrechensbekämpfung eın- 

schließlich des Strafvollzugs durch krıminologısche 
Forschung klären wollen, bei der Fassung und Ver- 
gabe von Forschungsaufträgen beraten und unter- 
stützen, 

- mit dem krıminologischen Dienst ım Strafvollzug 
{$ 166 Strafvollzugsgesetz) zusammenarbeiten 

Zur Erfüllung seiner Aufgaben wird der Verein eng mıt 
allen Einrichtungen zusammenarbeiten. die krımınolo- 
gısche Forschung betreiben und fordern, ınsbeson- 
dere mit den Universitaten, dem Bundeskriminalamt. 
der Polızeiführungsakademie Münster und der Deut- 
schen Forschungsgemeinschaft. Forschungsvorha- 
ben und sonstige Vorhaben gemeinsamen Interesses 
wird dıe „Kriminologische Zentralstelle mıt dem 
Bundeskriminalamt abzustimmen haben. 

Inwieweit die „Kriminologische Zentralstelle‘ beı ıhrer 
Aufgabenerfüllung personenbezogene Daten uber- 
mitteilt oder speichert, kann nach Auskunft des Bayer. 
Staatsminısteriums der Justiz gegenwärtig noch nicht 
gesagt werden. Dies wırd von dem jeweiligen For- 
schungsvorhaben abhangen. Eıne besondere Daten- 
schutzregelung fur dte „Kriminologische Zentral- 
stelle‘ wurde nicht getroffen
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Die Problematik der Errichtung einer „Kriminologi- 
schen Zentralstelle‘ wurde auch von den Landes- 
und dem Bundesbeauftragten fur den Datenschutz 
erortert. Dabei haben sıch ınsbesondere Bedenken 
ergeben, weil die „Kriminologische Zentralstelle“ als 
eingetragener Verein errichtet wırd. Dadurch wird 
diese Zentralstelle den Kontrollinstanzen des Daten- 
schutzes entzogen, dıe für die Justizbehörden zu- 
ständig sınd. Dies befremdet ınsbesondere deshalb, 
weil die in diesem Zusammenhang etwa verarbeiteten 
personenbezogenen Daten ım Regelfall wegen des 
Bezugs zu Straftaten besonders sensibel sind. Bei 
der datenschutzrechtlichen Beurteilung der Zulassıg- 
keit von Speicherung und Übermittlung derartiger 
personenbezogener Daten ist zu bedenken, daß die 

Grundsatze des Bayer. Datenschutzgesetzes auch 
dann zu beachten sınd, wenn dieses Gesetz mangels 
Dateibezug nicht unmittelbar zur Anwendung ge- 
langt. Danach dürfte eıne Datenubermittlung durch 

“ie Justizbehörden an dıe privatrechtlich organisierte 
„Kriminologische Zentralstelle" nur zulassıg sein, 
wenn die Daten zur rechtmaßigen Erfüllung einer of- 
fentlichen Aufgabe der übermittelnden Stelle erfor- 
derlich sınd oder soweit der Empfänger eın berech- 
tıgtes Interesse an der Kenntnis der zu übermitteln- 
den Daten glaubhaft macht und dadurch schutzwür- 
dıge Belange des Betroffenen nicht beeintrachtigt 
werden. Bei der Bewertung der schutzwurdigen Be- 
lange ıst zu berücksichtigen, daß wohl in erster Linie 
Daten von Straftätern zur Übermittlung ın Frage kom- 
men. Daher ıst das Interesse an der Wiedereingliede- 
rung des Straftaters in die Gesellschaft, also an sei- 
ner Resozıalisierung, zu beachten. Das Ziel der Reso- 
zialisierung hat sich ın den letzten Jahrzehnten im 
Strafrecht zunehmend durchgesetzt. Verfassungs- 
rechtlich entspricht diese Forderung im übrıgen dem 
Selbstverständnis einer Gemeinschaft, dıe die 
Menschenwürde in den Mittelpunkt ıhrer Wertord- 
nung stellt und dem Sozıalstaatsprinzip verpflichtet 
ıst (BVerfGE 35, 202/235) 

Zur Vermeidung der Beeinträchtigung schutzwürdı- 
ger Belange sollte regelmäßig geprüft werden, inwıie- 
weit dıe „Kriminologische Zentralstelle“ ihren Auftrag 
auch mit anonymisierten Daten erfullen kann. Sofern 
ım Einzelfall anonymisierte Daten genügen, sollte un- 
ter Berücksichtigung der besonderen Schutzbeduürf- 
tigkeit dieser Daten auf dıe Übermittlung personenbe- 
zogener Daten verzichtet werden. 

Ich habe diese Bedenken dem Bayer Staatsministe- 
rıum der Justiz mitgeteilt und gebeten zu prüfen, in- 
wieweıt sichergestellt werden kann, daß die „Krimino- 
logische Zentralstelle‘ einer ausreichenden Daten- 
schutzkontrolle unterzogen wird. Gegebenenfalls 
wäre zu erwägen, die Zentralstelle zu verpflichten, 
sıch der Kontrolle eines Datenschutzbeauftragten zu 
unterziehen. 

332 Mitteilungen ın Strafsachen 

In meinem letzten Tätigkeitsbericht hatte ich dıe Be- 
denken der Landesbeauftragten und des Bundesbe- 
auftragten für den Datenschutz vorgetragen, die ge- 
gen dıe „Anordnung über Mitteilungen in Strafsachen   

(MiStra)}” bestehen Zwischenzeitlich hat die Justiz- 

ministerkonferenz dıese Thematik aufgegriffen und eı- 
nen Unterausschuß der Justizminısterkonferenz mit 
deren Erorterung beauftragt Dieser Unterausschuß 
hat sıch mehrheitlich für eine spezielle gesetzliche 
Grundlage für den Bereich der Anordnung über Mit- 
teilungen ın Strafsachen ausgesprochen und damit 
eın wesentliches Anliegen der Datenschutzbeauftrag- 
ten ubernommen Darüber hınaus beabsichtigt dieser 
Unterausschuß, den Umfang der Mitteilungspflichten 
mit dem Ziel einer generellen Verringerung erneut zu 
überprufen Dabei soll gemeinsam mit den Behörden. 
die derzeit Mitteilungen ın Strafsachen erhalten, ge- 
klärt werden, ınwiewert bei Abwägung der Interessen 
der betroffenen Bürger und der zur Aufgabenerful- 
lung der Behörden notwendigen Kenntnis bestimmter 
Vorgänge einzelne Mitteilungspflichten entfallen oder 
sıch auf weniger Angaben beschränken konnen 

Diese Überlegungen der Justizministerkonferenz be- 
grüße ich. \ 

Inzwischen hat der Bayer. Landtag betreffend die ver- 
fassungsgemäße und gesetzentsprechende Fassung 
der Anordnung uber Mitteilungen in Strafsachen am 
4. März 1982 folgenden Beschluß gefaßt, der meın 
Anliegen nachhaltıg unterstützt 

„Die Staatsregierung wırd aufgefordert, die Anord- 
nung über Mitteilungen in Strafsachen MıStra (Bayeri- 
sches Justizministerialblatt vom 1. Dezember 1977, 
Seiten 279/80) ım Hinblick auf die Bedenken der Da- 
tenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder 
im Zusarnmenwirken mıt dem Bund und den anderen 
Ländern zu überprufen. 

Insbesondere sınd bei der Neuformulierung der .An- 
ordnung über Mitteilungen ın Strafsachen‘ folgende 
Gesichtspunkte zu berucksichtigen: 

1. Die Mitteilungspflicht der Staatsanwaltschaften 
bzw. Gerichte ist auf die Bereiche zu reduzieren, 
bei denen dıe Mitteilung zur gesetzlichen Aufga- 
benerfüllung des Empfängers unumgänglich ist. 

2. Die künftige Regelung der Mitteilungspflicht ın 
Strafsachen hat die Wahrung des Persönlichkeits- 
rechtes, dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
und der Verwaltungsvereinfachung Rechnung zu 
tragen: ’ 

3. Es ist Sorge zu tragen, daß Mitteilungen ın Strafsa- 
chen nach Ablauf bestimmter Fristen aus den Ak- 
ten des Empfängers entfernt werden “ 

33.3 Zentraldateren der Staatsanwaltschaften 

Wie ıch bereits in meinem 3 Tätigkeitsbericht darge- 
legt habe, sind bei den Staatsanwaltschaften zentrale 
Namensverzeichnisse, genannt „Zentralnamenskar- 
teien‘ eingerichtet, die dem gezielten Zugriff auf ein- 
zelne Strafakten dıenen. 

Die Zentralnamenskarteien enthalten personenbezo- 
gene Daten und sind Dateien im Sinne des Bayer. Da- 
tenschutzgesetzes. Dieses Gesetz ist somit auf dıe 
Zentrainamenskarteien anwendbar. Wegen des ın der 
Natur der Sache liegenden Bezugs zu Strafsachen
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zahlen die ın den Zentrainamenskarteien geführten 
Angaben zu den besonders sensiblen Daten, dıe dıe 
schutzwurdigen Belange der Betroffenen nachhaltıg 
beruhren konnen. Das gılt vor allem, wenn die Daten 
Unschuldiger gespeichert sind, weıl bereits der Ort 
der Speicherung einen belastenden Bezug vermitteln 
kann. 

Wegen dieser bereits in der Speicherung ın den Zen- 
tralnamenskarteien lıegenden Gefährdung für den Be- 
troffenen sollten diese Karteıen möglichst auf ıhre ur- 
sprüngliche Funktion eines Hilfsmittels zur Aktenfüh- 
rung beschränkt werden. Auf dieser Grundlage hat 
die von den Landesbeauftragten und dem Bundesbe- 
auftragten für den Datenschutz eingesetzte Arbeits- 
gruppe unter bayerischer Federführung „Mindestan- 
forderungen für den Datenschutz bei den Zentralna- 
menskarteien der Staatsanwaltschaften‘‘ (sıehe An- 
hang) festgelegt. Die Konferenz der Datenschutzbe- 
auftragten hat diese Mindestanforderungen zustim- 
mend zuüf'Kenntnis genommen. Unter deren Berück- 
sıchtigung stelle ıch aus datenschutzrechtlicher Sıcht 
folgende Forderungen: 

Gespeichert dürfen ın den Zentralnamenskarteien nur 
solche Daten werden, die zur rechtmäßigen Aufga- 
benerfüllung der Staatsanwaltschaft erforderlich sind. 
Auch hierbei ist der Grundsatz der Verhaltnismäßig- 
keit zu beachten. Eıne Verkartung des maßgeblichen 
Inhalts der Strafakten wäre unzulässig. 

Aus der Funktion der zentralen Namenskarteı, als 
Hilfsmittel der Aktenführung bei der Staatsanwalt- 
schaft zu dienen, ergibt sich eine weitgehende Be- 
schränkung der Übermittlung. Für die Beurteilung 
von Datenübermittlungen an Behörden gılt, daß den 
Zentralnamenskarteıen nicht die Aufgabe eines Er- 
satzzentralregisters zukommen darf. 

Anläßlich einiger Einzelüberprüfungen bei Staatsan- 
waltschaften habe ıch festgestellt, daß bei Erteilung 
fernmündlicher Auskünfte aus Zentralnamenskarteien 
nıcht immer eindeutige Klarheit über dıe Identität des 
Anrufers besteht. Um zu verhindern, daß Unberech- 
tigte Kenntnisse aus Zentralnamenskarteien erlan- 
gen, sollten telefonısche Auskünfte daher nach Mög- 
lichkeit unterbleiben oder allenfalls dann erteilt wer- 
den, wenn die Identität des Gesprächspartners ein- 
deutig feststeht. 

Teilweise liegen den Strafakten, die an andere Behör- 
den versandt werden, Auszüge aus Zentralnamens- 
karteıen beı. Auf diese Weise erlangen diese Behör- 
den möglicherweise von Vorgangen Kenntnis, die sıe 
zur Aufgabenerfüllung nıcht benötigen. Im Hinblick 
auf die vorgenannten Mindestanforderungen müssen 
derartige Auszüge vor Versendung der Strafakten 
aus diesen entfernt werden. 

Die Richtigkeit der Daten ist ein wesentliches Anlie- 
gen des Datenschutzes. Dies gilt selbstverständlich 
auch bei der Speicherung sensibler Daten in den zen- 
tralen Namenskarteien. Wırd ein Verfahren nach $ 170 
Abs 2 StPO eingestellt oder erfolgt Freispruch, ist 
zu prüfen, ınwieweit diese Tatsachen entweder aus- 
drücklich in den Zentralnamenskarteien vermerkt 
oder aber die entsprechenden Eintragungen gelöscht   

werden. Je belastender die Eintragungen für den Be- 
troffenen sind, desto mehr muß darauf geachtet wer- 
den, daß die Eintragungen richtig sınd. Wird beı- 
spielsweise neben dem Tatvorwurf dıe Tatsache der 
Anklageerhebung niedergelegt, muß der Freispruch 
eingetragen werden. Dies gilt zumal dann, wenn dıe 
Zentralnamenskarteien nicht ausschließlich internen 
Zwecken der Staatsanwaltschaft dienen 

Weil belastende Daten nıcht über den unbedingt er- 
forderlichen Zeitraum hinaus gespeichert werden 
dürfen, ıst die Frist erheblich zu verkürzen, ınnerhalb 
der die Zentralnamenskarteien zur gewohnlichen 
Sachbearbeitung zur Verfügung stehen Eventuell 
sind fur Sperrung und Löschung dieser Daten unter 
Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnisma- 
Bigkeit zeitlich abgestufte Fristen entsprechend der 
Schwere der im Einzelfall zur Last gelegten Straftat 
und des weiteren strafrechtlich relevanten Verhaltens 
des Einzelnen zu erwägen. Die technischen und or- 
ganisatorischen Maßnahmen beı den Staatsanwalt- 
schaften München | und Nürnberg-Fürth beispiels- 
weıse erlauben durch abgestufte Aussonderungsfri- 
sten die Berücksichtigung der individuellen Beson- 
derheiten der einzelnen Betroffenen Die Lösungen 
sınd der begrüßenswerte Beweis dafür, daß mit eı- 
nem sinnvolien Automatisierungskonzept den schutz- 
würdigen Belangen der Betroffenen manchmal bes- 
ser entsprochen werden kann, als durch wenig flexı- 

ble manuelle Verfahren. 

Ich habe das Bayer. Staatsministerium der Justiz ge- 
beten, die in den Mindestanforderungen für den Da- 
tenschutz bei den Zentrainamenskarteien der Staats- 
anwaltschaften enthaltenen Grundsätze bei der Fuüh- 
rung dieser Karteıen künftig zu berücksichtigen 

3.3.4 Pressemitteilungen der Staatsanwaltschaften 
bei Verfahren gegen Abgeordnete und Senatoren 

In jüngster Zeit wurde mehrfach Beschwerde darüber 
geführt, daß die Staatsanwaltschaften bei Verfahren 
gegen Abgeordnete oder gegen Regierungsmitglie- 
der den Namen der betroffenen Abgeordneten öffent- 
lich nennen, wenn sie bei Verdacht einer Straftat dıe 
Aufhebung der Immunität beantragen. Dadurch wür- 
den schutzwürdige Belange beeinträchtigt. 

Auf derartige Vorgänge ist das Bayer. Datenschutz- 
gesetz grundsätzlich nıcht unmittelbar anwendbar, 
weil die in Rede stehenden Angaben ım Regelfall aus 
den Strafakten selbst stammen. Allerdıngs bestim- 
men die Richtlinien für das Strafverfahren und das 
Bußgeldverfahren folgendes: 

„Der Staatsanwalt vermeidet alles, was zu einer nicht 
durch den Zweck des Ermittlungsverfahrens beding- 
ten Bloßstellung des Beschuldigten führen kann." 

Mit dem Bundesbeauftragten für den Datenschutz, 
der von der Vizepräsidentin des Deutschen Bundes- 
tages auf diese Thematik angesprochen worden war, 
bin ich der Ansicht, daß diese Bestimmung in den 
Richtlinien grundsätzlich ausreicht, um auch Abge- 
ordnete und Regıierungsmitglieder angemessen zu 
schützen. Allerdings ist aber zu berücksichtigen, daß 
Personen der Zeitgeschichte - als solche sind Abge-
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ordnete und Regierungsmitglieder grundsätzlich an- 
zusehen - bei der Abwägung zwischen ihrem Persön- 
lıchkeitsrecht und dem durch Art. 5 Grundgesetz ab- 
gestützten Interesse der Öffentlichkeit an Informatıon 
von der Rechtsprechung nur ein eingeschränkter 
Schutz eingeräumt wird. 

Das Bayer. Staatsministerium der Justiz hat mir auf 
eine entsprechende Anfrage mitgeteilt, daß die 
Staatsanwaltschaften in Bayern von sich aus keine 
Pressemitteilungen herausgeben, wenn sıe eine Vor- 
lage an den Bayer. Landtag oder an den Bayer. Senat 
zum Zwecke der Herbeiführung einer Entscheidung 
über die Aufhebung der Immunität leiten. In der Ver- 
gangenheit seien derartige Verfahren allerdings häu- 
fig deshalb öffentlich bekannt geworden, weıl dıe Me- 
dien aus dem Parlament entsprechende Informatio- 
nen erhalten hätten — dies erscheint mir nicht unbe- 
denklich. Im übrıgen würden dıe bayerischen Staats- 
anwaltschaften auch beı der Beantwortung diesbe- 
züglicher Anfragen durch Mitarbeiter von Presse und 
Rundfunk selbstverständlich die Richtlinien für das 
Strafverfahren und das Bußgeldverfahren beachten. 

3.3.5 Schuldnerverzeichnis 

Zu dem nach $ 915 Zivilprozeßordnung (ZPO) vom 

Amtsgericht — Volistreckungsgericht zu führenden 
Schuldnerverzeichnis habe ich aus datenschutzrecht- 

licher Sicht bereits kurz ın meinem 3. Tätigkeitsbe- 
rıcht Stellung genommen. Darin habe ich darauf hin- 
gewiesen, daß der Bundesminister der Justiz den 
Entwurf einer Verordnung über Abschriften aus dem 
Schuldnerverzeichnis erarbeitet hat. Bislang ist die 
Verordnung noch nicht in Kraft getreten. 

Wiewohl ich den Entwurf aus der Sıcht des Daten- 
schutzes als Verbesserung gegenüber der bisherigen 
Rechtslage grundsätzlich begrüße, erscheint es mir 
notwendig, nochmals auf die Probleme der Erteilung 
von Abschriften und Auszügen aus dem Schuldner- 
verzeichnis hinzuweisen, denen meines Erachtens im 
Verordnungsentwurf nicht ausreichend Rechnung ge- 
tragen ıst: 

Die bisherigen Erfahrungen aus Überprüfungen bei 
Zweitempfängern von Daten aus dem Schuldnerver- 
zeichnis zeıgen, daß Abschriften und Auszüge aus 
d@m Schuldnerverzeichnis über die Löschungsfrist 
hinaus aufbewahrt werden, die für das Schuldnerver- 

zeichnis selbst gilt. Wegen dieser Tatsache erscheint 
es mir sehr bedenklich, wenn die öffentlich-rechtli- 
chen Berufsvertretungen, die Abschriften aus den 
Schuldnerverzeichnissen erhalten, ihren Mitgliedern 
und den Mitgliedern einer gleichen öffentlich-rechtli- 
chen Berufsvertretung Abschriften zugänglich ma- 
chen dürfen. Bei einer derart breiten Streuung auf ei- 
nen großen Empfängerkreis wird die Gefahr des Miß- 
brauchs dieser sensiblen Daten erhöht und ist die 
Beachtung der Löschungsfrist des $ 915 Abs. 2 ZPO 
trotz der im Verordnungsentwurf vorgesehenen Maß- 
nahme nicht gewährleistet. 

Im übrigen läßt die Regelung dieses Entwurfs nicht 
erkennen, daß eine Art. 18 Abs. 1 BayDSG für die Da- 
tenübermittlung an Stellen außerhalb des offentlichen   

Bereichs vergleichbare Pflicht zur Interessenabwa- 

gung berücksichtigt ıst. Die Beachtung der schutz- 
würdigen Belange der Betroffenen beispielsweise ıst 

aber ein über das Datenschutzrecht hinausreichen- 
der Grundsatz. Meines Erachtens kann weder unter- 
stellt werden, daß alle Mitglieder von Berufsvertretun- 
gen, dıe eıne entsprechende schriftliche Anforderung 
auf Erteilung von Abschriften stellen, ein berechtigtes 
Interesse an der Kenntnis aller im Schuldnerverzeich- 
nis eingetragener Personen haben, noch daß ın allen 
Fällen trotz einer derart umfassenden Übermittlung 
schutzwürdige Belange der Betroffenen unbeein- 
trächtigt bleiben. Bei diesen Erwägungen ıst zu be- 
achten, daß selbst dıe berufliche und geschäftliche 
Tätigkeit des Einzelnen —- auch mıt deren Folgen, die 
zu einer Eintragung in das Schuldnerverzeichnis fuh- 
ren können - grundsätzlich seiner persönlichen 
Sphäre zuzuordnen ıst (BGH 24, S. 200/208) Aus der 
Tatsache, daß der Persönlichkeitsschutz der gewerb- 
lichen Tätigkeit nicht so weıt reicht wie der Sghutz 
des privaten Bereichs im engeren Sınne (BGH 36, 

S. 77/80) kann der Schluß gezogen werden, daß die 
Übermittlung von Abschriften an Mitglieder von Be- 
rufsvertretungen, sofern diese nıcht gänzlich unter- 
sagt wird, zumindest auf gewerblich Tätige be- 
schränkt werden sollte. 

Eine weitere gravierende Schwachstelle des vorlie- 
genden Verordnungsentwurfes scheint mır noch der 
Erwähnung wert: 

Während $ 915 Abs. 4 Satz 1 Zivilprozeßordnung dıe 
Erteilung von Abschriften aus dem Schuldnerver- 
zeichnis unter dem Vorbehalt der gesicherten Einhal- 
tung der Löschungsfrist gestattet, ist ım Verord- 
nungsentwurf ($ 1 Abs. 1 Satz 1) die generelle Ver- 
pflichtung zur Erteilung von Abschriften enthalten 
Damit könnte die Erteilung von Abschriften an mog- 
lıcherweiıse amtsbekannt unzuverlässige Personen 
erst dann verweigert werden, wenn ausdrücklich der 
Widerruf der diesbezüglichen Genehmigung ausge- 
sprochen worden ist. Dann kann aber im Einzelfall be- 
reits ein Mißbrauch dieser besonders sensiblen Da- 
ten eingetreten sein. Meines Erachtens sollte daher 
dem, der für die Entscheidung über den entsprechen- 
den Antrag auf Erteilung von Abschriften zuständig 
ist, ein Ermessensspielraum bei der Erteilung von Ab- 
schriften eingeräumt werden. r 

3.3.6 Auskunftsersuchen des Amtsgerichts über wirt- 
schaftliche Verhältnisse von Bürgern 

Einzelne Amtsgerichte ersuchen Gemeinden um Aus- 
künfte darüber, ob zu einer bestimmten Person 
Nachteiliges über deren wirtschaftliche Verhältnisse 
bekannt sei. Sofern derartige Anfragen dann erfol- 
gen, wenn minderjährige Kinder durch eıne letztwil- 
lige Verfügung von der Erbfolge nach einem verstor- 
benen Elternteil ausgeschlossen sind und eine dıng- 
liche Sicherung der ihnen zustehenden Pflichtteilsfor- 
derung nicht vereinbart worden ist, ıst zur Rechtslage 
folgendes festzustelten: 

Allgemein gilt, daß das Amtsgericht — Vormund- 
schaftsgericht entsprechend dem das Vormund- 
schaftsrecht beherrschenden Offizialprinzip von
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Amts wegen tätıg wird und dıe erforderlichen Ermitt- 

lungen anzustellen hat ($ 12 FGG) Sofern der Pflicht- 
teılsanspruch eines Kindes gegenüber einem verstor- 
benen Elternteil gefährdet ist, hat das Vormund- 
schaftsgericht eın Verfahren zur Bestellung eines 
Pflegers für dıe Geltendmachung des Pflichtteils ein- 
zuleiıten. Zunächst muß das Vormundschaftsgericht 
jedoch prufen, ob der überlebende Ehegatte das 
durch das Testament in ıhn gesetze Vertrauen nach 
Charakter, Wirtschafts- und Lebensführung verdient 
oder ob die Besorgnis besteht, daß eıne etwaige spä- 
ter angezeigte Geltendmachung der Pflichtteilsan- 
sprüche, z.B. im Falle einer Wiederverheiratung, ge- 
fährdet sein würde, wenn diese Ansprüche nicht 
schon jetzt erhoben werden. Außerdem stellt das 
Vormundschaftsgericht fest, ob sonst irgendwelche 
wichtigen Umstände erkennbar sind, die zur Verhin- 
derung dauernder Nachteile dıe vorzeitige Erhebung 
der Pflichtteilsansprüche als angezeigt erscheinen 
lasser#KG JW 36 S 2748) Eine Gefährdung des 
Pflichtteifsanspruchs eines minderjährigen Kindes 
kann schon darın Ilegen. daß der uberlebende Ehe- 
gatte in Vermogensverfall gerat oder hinsichtlich der 
Vermögensverwaltung sich Pflichtverletzungen hat 
zuschulden kommen lassen. In derartigen Fallen 
hätte der Vormundschaftsrichter zumindest auf eine 
Sicherstellung des Pflichtteilsanspruchs hınzuwırken 
oder die Pflegschaft zur Geltendmachung des Pficht- 
teils einzuleiten. 

Soweit das Vormundschaftsgericht mogliche Gefähr- 
dungen fur den Pflichtteilsanspruch des Kindes pruft. 
hat es nach dem obengenannten $ 12 FGG alle Er- 
mittlungen anzustellen, dıe zur Aufklärung des Sach- 
verhalts notwendig sind. Zu diesen Ermittlungen ge- 
hören grundsätzlich auch Anfragen beı anderen Be- 
hörden, die über die Vermögenssituation des überle- 
benden Elternteils Auskunft geben können. Neben 
dem Vollstreckungsgericht kann im Einzelfall grund- 
sätzlich auch die Gemeinde Angaben über die Ver- 
mögensverhältnisse eines uberlebenden Elternteils 
machen. Sofern die der Gemeinde bekannten Anga- 
ben zu den Vermögensverhältnissen des überleben- 
den Elternteils nicht einem besonderen Geheimnis 
(z.B. Steuergeheimnis, Sozialgeheimnis) unterliegen, 
darf sie derartige gerichtliche Anfragen grundsätzlich 
beantwerten. 

Das Gericht hat hierbei den Verhältnısmäßigkeits- 
grundsatz zu beachten. Dem überlebenden Elternteil, 

der von einer solchen Anfrage betroffen wird, dürfen 
dadurch möglichst keine Nachteile entstehen. Daher 
sollten solche Anfragen nur dann an die Gemeinde 
gerichtet werden, wenn nicht bereits aus anderen 
Quellen — beispielsweise durch Anfrage beim Voll- 
streckungsgericht -— eindeutige Aussagen über die 
Vermögensverhältnisse des Betroffenen gewonnen 
werden können und außerdem ım konkreten Einzelfall 
zu erwarten ist, daß die ersuchte Gemeinde tatsäch- 
Iıch über die wirtschaftlichen Verhältnisse des Betrof- 
fenen Auskünfte erteilen kann. Letzteres dürfte im 
Regelfall dann ausgeschlossen sein, wenn wegen der 
Größe der Gemeinde Kenntnisse über Einzeiperso- 
nen nicht mehr erwartet werden können.   

Schließlich erscheint es mır sınnvoll, wenn zur Ver- 
meidung moglicherweise unrıchtiger Vermutungen 
über den Grund der Anfrage im jeweiligen Ersuchen 
hinreichend deutlich gemacht werden könnte, daß dıe 
Anfrage rein vorsorglich gestellt und keın Verfahren 
zu Lasten des Betroffenen geführt wırd 

3.377 Benachrichtigungen in Nachlaßsachen 

Ein Burger hat mir mitgeteilt, daß er vom Amtsgericht 
eine Mitteilung in Nachlaßsachen auf offener Post- 
karte erhalten habe. Auf dıeser Postkarte waren 
Name. Geburtsdatum und Sterbedatum des Erblas- 
sers vermerkt (zur Datenubermittlung auf Postkarten 

sıehe auch 3.10.2). 

Auf meıne entsprechende Anfrage hat das Bayer 
Staatsminısterium der Justiz mitgeteilt, daß Ladungen 
und Benachrichtigungen in Nachlaßsachen weıtge- 
hend als Briefe versandt wurden. Nur gelegentlich 
wurden einige Gerichte dafür auch Postkarten ver- 
wenden, sofern nicht gleichzeitig weitere Schrift- 
stucke zu versenden seıen. Eine Änderung der beste- 
henden Praxis seı nicht veranlaßt. Die Benachrichti- 
gung enthielte nur Geburts- und Sterbedaten des Er- 
blassers, die auf jedem Grabstein, Friedhofsaushang 
und in jeder Todesanzeige zu finden seien 

Der dieser Begrundung offensichtlich zugrundelie- 
genden Ansicht, daß schutzwürdiıge Belange durch 
die Versendung derartiger Daten auf offener Post- 
karte nicht berührt würden, konnte ıch ın dieser Form 
nicht folgen. 

Es mag dahın stehen, ob das Personlichkeitsrecht 
nach dem Tode erlıscht oder nur eıne Einschränkung 
erleidet In Nachlaßangelegenheiten konnen jedoch 
Rechte Lebender, namlich der Angehcrigen eınes 
Verstorbenen berührt seın. Durch dıe Ubermittlung 
der Daten über einen Verstorbenen werden konklu- 
dent die Tatsache eines Todesfalles ım näheren Le- 
benskreis des Empfängers der Postkarte - im kon- 
kreten Fall war dies die Mutter des Beschwerdefüh- 
rers —. die Möglichkeit der Erlangung einer Erbschaft 
und ın Einzelfällen der Grad der Verwandtschaft ader 
der sonstigen Beziehungen zwischen Verstorbenen 
und Empfänger der Postkarte mitgeteilt. Die Angaben 
zu Vor- und Nachname, einschließlich des Geburtsna- 
mens des Verstorbenen und dessen Todeszeıtpunkt 
gewinnen durchtdiesen Bezug zu einer lebenden Per- 
son ein anderes Gewicht, als vergleichbare Angaben 
auf einem Grabstein, einem Friedhofsaushang oder ın 
einer Todesanzeige. Ganz abgesehen davon, dürften 
dıe letztgenannten Veröffentlichungen grundsätzlich 
auf dem Willen der Angehorigen beruhen. Die auf 
diese Weise auf einer offenen Postkarte mitgeteilten 
Daten betreffen dagegen den privaten Lebensbereich 
eines Betroffenen und könnten durchaus dessen 
schutzwürdige Belange berühren. Im übrigen hat ge- 
rade dıe hierzu eingegangene Eingabe gezeigt, daß in 
diesem Bereich durchaus eıne Sensibilität unter den 
Bürgern besteht. 

In diesem Zusammenhang habe ich festgestellt, daß 
zwischenzeitlich die Übermittlung von Daten von of- 
fentlichen Stellen an Private in vielen Fällen entgegen 
der früheren Übung nicht mehr auf offenen Postkar-
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ten erfolgt. Selbst bei Verwendung von Briefen wırd 

nun von Aufdrucken auf den Briefumschlägen abge- 
sehen, dıe eınen Hınweis auf den Inhalt der Sendung 
enthalten Auch beı der Verwendung von sogenann- 
ten Fensterkuverts wırd dafur Sorge getragen, daß 

durch entsprechendes Einlegen des Schreibens Un- 
berechtigte nicht von dessen Inhalt Kenntnis erlan- 
gen können. Diese Änderung der Sachbehandlung 
beı Versendung von Daten aus dem öffentlichen Be- 
reich an Private macht eınen zwischenzeitlich einge- 
tretenen Bewußtseinswandel ın der Wahrung schutz- 
würdıger Belange Betroffener deutlich Diese Ände- 
rung wurde unabhängig von der unmittelbaren An- 
wendbarkeıt des Bayer. Datenschutzgesetzes ım Eın- 
zelfall erreicht. 

In der oben angesprochenen Nachlaßsache hat auf- 
grund meiner nochmaligen Vorstellungen das Bayer. 
Staatsministerium der Justiz dıe Angelegenheit er- 
neut überprüft und zwischenzeitlich die nachgeord- 
meten Behorden angewiesen, Ladungen und Benach- 
rıchtigungen in Nachlaßsachen künftig einheitlich ım 
verschlossenen Briefumschlag zu versenden. Dies 
begruße ıch. 

3.3.8 Hauptverhandlung 

Die nachfolgenden Fragen gehören nıcht zum Daten- 
schutzbereich ım engeren Sınne. Insoweit mache ıch 
von meinern mir durch Art 28 Abs 4 Satz 2 BayDSG 
eingeräumten Recht Gebrauch, Verbesserungen des 
Datenschutzes anzuregen. 

Mehrfach haben sich Bürger an mich gewandt und 
haben Klage geführt, daß sıe vor Gericht als Zeugen 
Auskunft über Geburtstag, Wohnung und Familıen- 
stand geben mußten, obwohl erkennbar diese Anga- 
ben für die Beurteilung der Zeugenaussage keine 
Rolle gespielt hatten. Nach $ 68 Satz 1 StPO und 
8 395 Abs 2 ZPO beginnt die Vernehmung des Zeu- 
gen damit. daß er über Vor- und Zunamen, Alter, 
Stand oder Gewerbe und Wohnung befragt wird. Ob- 
wohl dıe Frage nach dem Familienstand ın diesen 
Vorschriften nicht ausdrücklich genannt wırd, scheint 
ste doch in Gerichtsverhandlungen üblicherweise ge- 
stellt zu werden. Wenn ıch auch grundsätzlich gegen 
eine Überspitzung des Begriffs „schutzwürdige Be- 
lange" bin, gebe ıch zu erwägen, ob die Richter dar- 
auf hingewiesen werden könnten, daß die Frage nach 
Familienstand und Alter nur in den Fällen gestellt wer- 
den sollte, wo sie entscheidungserheblich ist. De 
lege ferenda ist zu prüfen, ınwieweit auf die Frage 
nach dem Alter dann verzichtet werden kann, wenn 
der Zeuge ersichtlich einer Altersgruppe angehört, 
für die sich aus der Kenntnis des genauen Alters 
keine gesetzlich bestimmten Rechtsfolgen ableiten 
lassen und das Alter auch ansonsten keine Bedeu- 
tung fur das Verfahren besıtzt 

Neben der Frage nach der Zulässigkeit der Erhebung 
dieser Personalangaben bin ich auch mit den Proble- 
men der Öffentlichkeit der Hauptverhandlungen vor 
Gericht konfrontiert worden Es wurde verschiedent- 
Ich vorgetragen, daß durch die Vernehmung von An- 
geklagten oder von Zeugen sowie die Veriesung me- 
dizınischer Gutachten ın öffentlicher Sitzung schutz- 
würdige Belange der Bürger wesentlich beeinträch-   

tıgt würden Ich habe dıe Burger jeweils darauf hinge- 
wıesen, daß das Bayer Datenschutzgesetz auf die 
Durchführung einer gerichtlichen Verhandlung grund- 
satzlıch nicht anwendbar ıst 

Ich bın jedoch der Ansıcht, daß auch diese Fragen eı- 
ner Diskussion unterzogen werden sollten Denn der 
ın $ 169 Satz 1 Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) 
niedergelegte Grundsatz der Öffentlichkeit der Ver- 
handlungen vor Gericht dient ın erster Linie dem In- 
formationsinteresse der Allgemeinheit Dagegen ha- 
ben die ursprünglichen Gründe für dıe Verfahrensof- 
fentlichkeit, nämlich dıe öffentliche Kontrolle der 
Rechtsprechung und der Schutz vor Willkur, ihre Be- 
deutung heute weitgehend eıngebüßt. Auch ım Hın- 
blick auf diesen Bedeutungswandel des Öffentlich- 
keitsgrundsatzes muß dieser gegenüber dem verfas- 
sungsrechtlich garantierten Schutz der Persönlichkeit 
des Angeklagten und der anderen Verfahrensbeteilig- 
ten ım Einzelfall eingeschränkt werden. Die Moglıch- 
keit des Ausschlusses der Öffentlichkeit - wenf®Um- 
stände aus dem personlichen Lebensbereich eines 
Verfahrensbeteiligten zur Sprache kommen, durch 
deren öffentliche Erörterung uberwiegend schutzwur- 
dige Interessen verletzt würden - ıst in $ 172 Nr 2 
GVG gesetzlich niedergelegt Dem Gericht wächst 
nun aus seiner prozessualen Fursorgepflicht dıe Auf- 
gabe zu, das Verfahren so zu gestalten. daß der Per- 
sönlichkeitsschutz moglichst gewahrt wird. Dies kann 
ım Einzelfall den Ausschluß der Öffentlichkeit bedeu- 
ten. In diesem Zusammenhang ist zu beachten, daß 
selbst der Straftater grundsätzlich eın Recht auf Ach- 
tung seiner Personlichkeit hat. wıe das Bundesverfas- 
sungsgericht (E 35, 202/233) festgestellt hat. 

Die Entscheidung, wo konkret dıe Grenze für die 
grundsätzlich bedeutsame Öffentlichkeit der gerichtl- 
chen Verhandlung zu ziehen ıst, kommt alleın dem 
Gericht zu. Es wird jedoch zu beobachten seın, ınwıie- 
weit dıe Gerichte insbesondere im Hinblick auf dıe 
kürzlich zu dieser Thematık ergangene Entscheidung 
des Bundesgerichtshofs in Zukunft den Schutz der 
Persönlichkeit bei der Abwägung mit der Bedeutung 
der Öffentlichkeit der gerichtlichen Verhandlung star- 
ker berucksichtigen. Gegebenenfalls könnte eine Ge- 
setzesänderung zu erwägen sein. 

34 Sozıal- und Gesundheitsbereich + 

3.4.1 Änderung der Datenschutzbestimmungen des 
X. Buches zum SGB 

Durch das Gesetz zur Bekampfung der illegalen Be- 
schäftigung (BillBG, BGBl I 1981, S. 1389 ff, Art. 7) 
wird $ 71 Nr. 3SGB X geandert. Die Vorschrift eroff- 
net dıe Möglichkeit zur Offenbarung von Sozialdaten 
für die Erfüllung besonderer ausdrucklich genannter 
gesetzlicher Mitteilungspflichten. Das BillBG erweı- 
tert die Offenbarungsmoglichkeit gegenüber Steuer- 
behörden. Nach der amtlichen Begrundung soll dıe 
Änderung klarstellen, „daß von dieser Regelung auch 
Auskünfte im Rahmen der Amtshilfe und Auskünfte 
zur Vollstreckung erfaßt werden sollen“. 

Die Begründung verschweigt jedoch, daß sich diese 
Änderung nıcht wie das BillBG im übrigen auf die Be- 
kämpfung der ıllegalen Beschäftigung beschränkt.
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sondern dıe Offenbarung von Sozialdaten gegenüber 

Finanzamtern auch in anderen Fällen erweitert. Eine 
Diskussion darüber, die Offenbarungsmöglichkeit von 
Sozialdaten gegenüber Finanzämtern über den Be- 
reich der Bekämpfung der Schwarzarbeit hinaus zu 
erweitern, hat meines Wissens nicht stattgefunden - 
jedenfalls wurde bei der Erorterung des Bundesge- 
setzentwurfs in Bayern der Landesbeauftragte für 
den Datenschutz in eine solche Erörterung nicht ein- 
bezogen. Dies bedauere ıch. 

Ich bin der Ansicht, daß der Landesbeauftragte für 
den Datenschutz in die Erorterung von Gesetz, Ver- 
ordnungs- oder Rıchtlinienentwürfen, dıe den Daten- 
schutz berühren, grundsätzlich eingeschaltet werden 
sollte - um so mehr, als er nach Inkrafttreten der Da- 
tenschutzregelungen deren korrekten Vollzug zu 
kontrollieren hat. Ich meine, daß Gesetze, Verordnun- 
gen oder Richtlinien, die Datenschutzrechte einräu- 
men oder beschränken, die Stellung des Betroffenen 
oft tiefgf@ifender berühren können, als ein ın eınem 
Einzelfall unkorrekter Vollzug durch eine offentliche 
Stelle. 

342 Anwendung der Vorschriften über den Sozıalda- 
tenschutz im kommunalen Bereich (SGB X) 

Die neuen Vorschriften über den Schutz der Sozialda- 
ten ım 10. Buch des Sozialgesetzbuches (SGB X) 
sind auch im kommunalen Bereich der Sozialleı- 
stungsträger anzuwenden. Hierbei hatten sich Unklar- 
heiten vor allem auch in anderen Bundesländern er- 
geben, die die Offenbarung von Sozialdaten durch die 
jeweilige Sozıalleistungsverwaltung gegenüber der 
sonstigen Verwaltung der Stadt oder des Kreises be- 
traf. 

Die Datenschutzbeauftragten der Länder und des 
Bundes haben sıch damit befaßt und festgestellt: 

1. Die Bestimmungen über das Sozialgeheimnis bzw. 
den Schutz der Sozialdaten sowie erganzend die 
Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes gel- 
ten ınnerhalb von Stadt- und Kreisverwaltungen für 
alle Ämter und Stellen insoweit, als sie Aufgaben 
nach dem SGB wahrnehmen. 

2. Insbesondere finden die Regelungen über die 
Offenbarung von Sozialdaten ($$ 35 SGB I, 67ff 
SGB %) auch gegenüber anderen Ämtern und Stel- 
len der gleichen kommunalen Gebietskörperschaft 
Anwendung. 

3. Bestrebungen, das Sozialgeheimnis in den Kom- 
munen mit einer sog ‚ganzheitlichen Interpreta- 
tion des kommunalen Behördenbegriffs", über all- 
gemeine Amtshilfegrundsätze oder ähnliche Kon- 
struktionen einzuschränken, treten die Daten- 
schutzbeauftragten entgegen. Die Bestrebungen 
widersprechen 88 35 SGB I, 67ff SGB X. 

4.Der Geheimhaltungsanspruch nach $ 35 Abs. 1 
Satz 1 SGB I richtet sich zwar gegen den Lei- 
stungsträger, also gegen die jeweilige Körper- 
schaft, Anstalt oder Behörde ($ 12 SGB N). Eine Of- 
fenbarung im Sinne dieser Vorschrift liegt jedoch 
auch dann vor, wenn personenbezogene Daten in- 
nerhalb eines Leistungsträgers weitergegeben   

werden. Dieser hat dafür zu sorgen, daß dıe ınm 

bekanntgewordenen Sozialdaten auch ınnerhalb 
des Leistungsträgers nicht unbefugt offenbart wer- 
den. Er hat dementsprechend sıcherzustellen. daß 
diese Daten nur dem für die Bearbeitung und Ent- 
scherdung des einzelnen Falles zuständigen Per- 
sonenkreis zugänglich sind ($ 69 Abs 1 DNr 1 
SGB X). 

5. Aus dem Verbot der unbefugten Offenbarung von 
Sozialdaten innerhalb des Leistungsträgers folgt, 
daß diese Daten erst recht gegenuber anderen 
Stellen innerhalb der Kommunalverwaltung ge- 
heimzuhalten sınd und nur unter den Vorausset- 
zungen der $$ 35 Abs. 2 SGB I, 67 bıs 77 SGB X 
offenbart werden dürfen. 

Zur Bestellung von ınternen Datenschutzbeauftragten 
nach dem SGB X $ 79 Abs. 1, 2. Halbsatz sind dıe Da- 
tenschutzbeauftragten der Länder und des Bundes 
folgender Ansicht: 

1. Aus $ 27 Abs. 1, 2. Halbsatz SGB X ı V m. 88 28, 
29 BDSG ergibt sıch eine gesetzliche Verpflichtung 
auch für die Stadte und Kreise, einen Bediensteten 
zum Verantwortlichen für die Sicherstellung der 
Ausführung der Bestimmungen uber den Schutz 
der Sozialdaten zu bestellen. Auf dıe Bezeichnung 
„Datenschutzbeauftragter‘‘ kommt es dabei nicht 
an. 

2. Anforderungsprofil, Stellung und Aufgabenbereich 
dieses Mitarbeiters ergeben sich grundsatzlich aus 
&$ 28, 29 BDSG. Abweichungen auf Grund der le- 
diglich „entsprechenden“ Anwendbarkeit dieser 
Normen sınd nur da zulässig, wo Besonderheiten 
der kommunalen Verwaltungsstruktur dies zwin- 
gend erfordern. Dieser Bedienstete sollte daher 

- die erforderliche Fachkunde und Zuverlässigkeit 
besitzen 

- auf dem Gebiet des Sozialdatenschutzes weı- 
sungsfrei sein 

- der Behördenleitung für die Aufgabe des Sozial- 
datenschutzes unmittelbar unterstellt sein 

- die ın & 29 aufgelisteten Aufgaben wahrneh- 
men. 

3. Keine Bedenken bestehen, wenn Bedienstete, dte 
wie in mehreren Bundesländern auf Grund von Er- 
lassen, Richtlinien u.ä. bereits bisher die Aufgaben 
eines „kommunalen Datenschutzbeauftragten" 
wahrnehmen, auch diese Funktion nach $ 79 
SGB X mitübernehmen, sofern die unter 2. genann- 
ten Voraussetzungen erfüllt sind. Auch ın diesem 
Fall ist eine entsprechende schriftliche Bestellung 
notwendig. 

3.4.3 Verpflichtung auf das Datengeheimnis unter Be- 
rücksichtigung des Sozialdatenschutzes 

Bei der Verpflichtung der bei der Datenverarbeitung 
beschäftigten Personen auf das Datengeheimnis ist 
seit Inkrafttreten der neuen Vorschriften des Sozial- 
gesetzbuches (1. 1. 1981) $ 5 des Bundesdaten- 
schutzgesetzes zu berücksichtigen. Während nach
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Art 14 Absatz 2 des Bayerischen Datenschutzgeset- 
zes nur dıe beı der automatisierten Datenverarbei- 
tung beschaftigten Personen auf das Datengeheimnis 
nach Art. 14 Abs 1 BayDSG zu verpflichten waren, 
verlangt & 5 BDSG (in Verbindung mit $ 79 Abs 1 
SGB X} dıe Verpflichtung auch von Personal, das in 
nicht-automatısıerten Verfahren Daten ın Dateien ver- 
arbeıtet, auf das Datengeheimnis. 

Nachdem ab 1. 1. 1981 die bei der Datenverarbeitung 
beschäftigten Bediensteten von Sozıalleıstungstra- 
gern gleichzeitig auch dıe Neufassung des $ 35 SGB | 
und die Vorschriften der $$ 67-85 SGB X zu beach- 
ten haben, halte ich es für erforderlich, bei der Ver- 
pflichtung dafür zu sorgen, daß von diesen Sonder- 
vorschriften Kenntnis genommen wird. Ich habe auf 
Anfrage von kommunalen Sozıalleistungstragern da- 
her vorgeschlagen, allen bereits gemäß Art. 14 Abs. 1 
BayDSG verpflichteten Personen die Vorschriften des 
neuen Sozialdatenschutzes zur Kenntnis zu geben, 
sewie die entsprechend $ 5 BDSG noch zusätzlich zu 
verpflichtenden Personen beı dieser Gelegenheit 
ebenfalls auf die neuen Vorschriften hinzuweisen. 

34.4 Anwendbarkeit der Vorschrift über den Schutz 
der Sozialdaten auf Adoptionsvermittlungsstellen 

Mit dem Inkrafttreten des X. Buches des SGB sınd 
eine Reihe von Auslegungsfragen aufgetreten, dıe 
derzeit noch nicht abschließend geklärt sind. Zu die- 
sen Problemen zählt auch die Frage nach dem An: 
wendungsbereich der Bestimmungen zum Schutz 
der Sozıaldaten. Nach meinem gegenwärtigen Er- 
kenntnisstand vertrete ich dazu die Auffassung, daß 
das ın $ 35 SGB | begründete Sozialgeheimnis für alle 
personenbezogenen Daten gilt. dıe eınem Soziallei- 
stungsträger fur die Erfullung seiner gesetzlichen 
Aufgaben nach dem SGB bekannt geworden sınd. 
Nicht unter $ 35 SGB | fallen demnach Daten, die der 
Leistungsträger als Arbeitgeber, fur fiskalische 
Zwecke oder ın Erfüllung einer gesetzlichen Aufgabe 
außerhalb des Sozialgesetzbuches speichert 

Das Landesjugendamt und die Jugendämter zahlen 
gemäß $ 27 Abs. 2 SGB | zwar zu den Leistungsträ- 
gern im Sinne des Sozialgesetzbuches. Die Adop- 
tionsvermittlung wird dıesen Stellen aber durch das 
Adoptionsvermittlungsgesetz als gesetzliche Auf- 
gabe zugewiesen. Dieses Gesetz fehlt in der Aufzah- 
lung in Art. II $ 1 SGB | und gılt daher nicht als beson- 
derer Teıl des Sozialgesetzbuches. $ 78a Jugend- 
wohlfahrtsgesetz (JWG) ist in diesem Zusammen- 
hang meines Erachtens als Zulässigkeitsnorm für die 
Datenübermittlung an das Landesjugendamt, nicht 
aber als Aufgabenzuweisung für diese Stelle zu ver- 
stehen. Eine unmittelbare Anwendung der Bestim- 
mungen zum Schutz der Sozialdaten nach SGB X 
kommt für die Adoptionsvermittlung daher nicht ın 
Betracht. 

Zu beachten ist jedoch das Zweckbindungsgebot 
des $ 78 SGB X. Danach dürfen Adoptionsvermitt- 
lungsstellen und die Zentrale Adoptionsstelle des 
Landesjugendamtes personenbezogene Daten, die 
ste im Rahmen des JWG oder von anderen Soziallei- 
stungsträgern befugt erfahren haben, nur zweckge- 
bunden verwenden. im übrigen sind diese Daten ent-   

sprechend der 88 67ff SGB X geheimzuhalten Fur 
dıe übrıgen Daten gelten die Bestimmungen des 
Bayerischen Datenschutzgesetzes 8 1758 BGB ıst 
dabei als vorrangıge Rechtsvorschrift ım Sınne des 
Art.2 Abs 2 BayDSG zusätzlich besonders zu beach- 
ten Wegen der besonderen Geheimhaltungserfor- 
dernis der Adoptionsvermittlung ıst eine moglıche 

Beeintrachtigung schutzwürdıger Belange der Betrof- 
fenen sorgfältig zu prüfen. 

345 Meldungen uber Krankenhausaufenthalt an das 
Sozialamt 

Eın Stadtkrankenhaus hatte zur Wahrung der Anmel- 
defristen gemaß $ 121 BSHG dem zuständigen So- 
zıalhilfeträger dıe Krankenhausaufnahme jedes ım 
Krankenhaus behandelten Patienten vorsorglich ge- 
meldet. Diese Meldungen waren ın der weıt überwie- 
genden Mehrzahl der Fälle zur Klarung der Kosten- 
übernahme durch das Sozialamt jedoch nicht erfor- 
derlich, da andere Kostenträger (zB Krankenkas- 
sen) zuständig waren und die Kosten auch uberrom- 

men haben. 

Nach Art. 13 Abs. 4 des Bayerischen Krankenhausge- 
setzes darf die Krankenhausverwaltung gespeicherte 
Patientendaten nur weitergeben, soweit dies zur ver- 
waltungsmäßigen Abwicklung der Behandlung des 
betroffenden Patienten erforderlich ıst. Nach dem 
Wortlaut des Gesetzes muß die Erforderlichkeit der 
Weitergabe von Patientendaten ım Einzelfall festge- 
stellt werden. Eine vorsorgliche Meldung aller Patien- 
ten an das Sozialamt ıst demzufolge unzulässig und 
war zu beanstanden. 

Die Datenweitergabe war mit einer moglichen Frıst- 
versäumnıs begründet worden. Die Frist für die An- 
tragstellung auf Erstattung von Aufwendungen ım 
Sınne des $ 121 BSHG bestimmt sich nach den be- 
sonderen Verhaltnıssen des Eınzeifalls Ich habe da- 
her empfohlen auf örtlicher Ebene entsprechende 
Absprachen zwischen Krankenhaus und Sozialhılfe- 
trager zu treffen, um eın solches Fristversaumnis zu 
verhindern. 

Das Bayerische Staatsministerium fur Arbeit und So- 
zıalordnung hat in einer Stellungnahme zum angege- 
benen Sachverhalt eine generelle Klärung des Ver- 
hältnisses Krankenhaus/Sozialhilfeverwaltung für not- 
wendig erachtet und eine entsprechende Pruffing 
durch die für dıe Sozialhilfe zustandıge Abteilung des 
Hauses eingeleitet. 

3.4.6 Sozialberıcht Suchtkranke 

Die Problematik des „Sozialbericht Suchtkranke‘‘, 
der u.a. für Rentenversicherungsträger erstellt wırd, 
ıst ım zweiten Tätigkeitsbericht (Nr 4.1.49, S. 22) 

kurz dargestellt worden. Zusammen mit den Landes- 
beauftragten und dem Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz wurden inzwischen die aus der Sicht 
des Datenschutzes an eine Datenerhebung über 
Suchtkranke für Zwecke der Rentenversicherung zu 
stellenden Forderungen definiert. Die Konferenz der 
Datenschutzbeauftragten der Länder und des Bun- 
des hat in ihrer Sitzung am 28./29. 9. 1981 folgendes 
beschlossen:
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„Für dıe nach $ 1236 RVO und den sonstigen eın- 
schlägigen Bestimmungen (z.B das Angestellten- 
und Knappschaftsversicherungsrechts) von den Leı- 

stungsträgern zu treffenden Entscheidungen wird eın 
Formular ‚Sozialbericht‘ verwendet, dessen bisherige 

Fassung nicht den datenschutzrechtlichen Anforde- 
rungen entspricht Das Formular sollte klarer als bis- 
her erkennbar machen, daß die Mitwirkung des Be- 
troffenen durch $ 60 SGB I begrenzt wırd. Erheblich- 
keit und Erfordertichkeit sınd danach ım Einzelfall zu 
prüfen, insbesondere im Hınblick auf 

Zuständigkeit für die Leistungsgewährung, 
- Erfolgsaussichten der Suchtbehandlung, 

Zeitpunkt des Therapiebeginns, 
Auswahl der Behandlungsstätte und 
Auswahl der Leistungen zur Rehabilitation ın dem 
in den 88 1237-1237b RVO bestimmten Umfang. 

Daraus folgt, daß das Formular nıcht in allen Fällen 
vollständie auszufüllen ıst (‚Rahmenformular‘). Dies 

sollte durch einen Hinweis ın der ‚erganzenden Infor- 
matıon‘ zum Sozialbericht klargestellt werden. 

Es wird vorgeschlagen, das Formular wıe folgt neu zu 
strukturieren. 

1. Das Formular wird in eınen datenerhebenden und 
einen bewertenden Teil gegliedert. Der erhebende 
Teil hat sıch auf Tatsachenfeststellungen beim Be- 
troffenen zu beschränken. Der bewertende Teil 
enthält dte Begutachtung des Sozialarbeıters und 
etwaıge von diesem erhobene anderweitige Tatsa- 
chen. Für den erhebenden Teıl kommen etwa dıe 
Fragen 1-3 und 5, für den bewertenden Teil die 
Fragen 4 und 6-10 des bisherigen Formulars ın Be- 
tracht. Die zustandigen Leistungsträger wurden 
gebeten, ın Zusammenarbeit mit den freien Wohl- 
fahrtsverbänden das Formblatt auf dieser Grund- 
lage neu zu gestalten. 

2 In der ‚erganzenden Information‘ zum Sozialberıcht 
sollte auf folgende Punkte hingewiesen werden: 

a) Angaben zur Dosıs des Rauschmittels werden 

nur beı Alkohol und ‚legalen‘ Medikamenten er- 
hoben. 

b auf die Tatsache, daß strafrechtlich relevante 
Hınweise nicht gegeben zu werden brauchen, 
sollte wegen der besonderen Bedeutung ge- 
rade bei den nach Ziffer 4 zu erhebenden Daten 
dort nochmals hingewiesen werden. 

c) Daten uber laufende Strafverfahren und unver- 
büßte Haftstrafen sind nur zu erheben, soweit 
diese ın den Zeitraum der Rehabilıtationsmaß- 
nahme fallen konnen 

d) Daten, die nur für die Behandlung des Betroffe- 

nen relevant sind, dürfen nıcht erhoben werden, 
da $ 1236 RVO insoweit keine Rechtsgrundlage 
bietet. Sie können jedoch mıt Einwilligung des 
Betroffenen erhoben und den Behandlungsern- 
richtungen direkt zugeleitet werden.‘ 

Im Beschluß der Konferenz werden außerdem Forde- 
rungen an dıe im Anschluß an den Sozıalbericht abzu- 
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gebende „Erklarung des Betreuten‘ erhoben. Im we- 
sentlichen betreffen sıe die Unterrichtung des Be- 
treuten uber die einschlagıgen Vorschriften der RVO 
und uber dıe Mitwirkung des Leistungsberechtigten 
und die Belehrung darüber, daß er zum Zwecke der 
Abfassung des Sozıalberichts keine Hınweise zu ge- 
ben braucht, die ihn oder nahestehende Personen 
der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eınes 
Verfahrens nach dem Gesetz uber Ordnungswidrig- 
keiten aussetzen. 

Darauf hinzuweisen ist, daß in vielen Fällen eıne voll- 
ständige Beantwortung der im Sozıalbericht gestell- 
ten Fragen den Rahmen der Erforderlichkeit und da- 
mit der Mitwirkungspflicht des Leistungsberechtigten 
gemäß $ 60 SGB I sprengt Im Hınblick auf dıe beson- 
dere Sensibilität der erhobenen Daten kommt der 
Prüfung der Erforderlichkeit ım Einzelfall besondere 
Bedeutung zu. Für erforderlich halte ıch die Beant- 
wortung der einzelnen Fragen nur, wenn dadurch er- 
kennbar die Prufung der Zuständigkeit für dıe Leı- 
stungsgewährung, die generellen Erfolgsaussichten 
der Suchtbehandlung, der Zeitpunkt des Therapiebe- 
gınns und die Auswahl der Behandlungsstatte beern- 
flußt wird. Angaben, dıe darüber hınaus fur dıe Thera- 
pıe von Bedeutung sind, sollten gegebenenfalls un- 
mittelbar der Behandlungsstatte zugeleitet werden In 
vielen Fallen wird ın der Praxıs bereits jetzt so verfah- 
ren Die ım Wesen eınes Fragebogens liegende Sche- 
matısıerung der Datenerhebung laßt moglıcherweise 
die Neigung des Ausfüllenden aufkommen, dıe Anga- 
ben ohne nähere Prüfung der Erforderlichkeit zu ma- 
chen. Die Erforderlichkeit zu prüfen, halte ıch ınsbe- 
sondere beı der Erhebung von Daten uber Wohnver- 
haltnısse und finanzielle Verhältnisse, Vorgeschichte 
und derzeitiger Gesamtzustand und Sozıalanamnese 

des Betreuten fur erforderlich. 

Die Datenschutzbeauftragten werden sıch mit der 
Reaktıon der Rentenversicherungstrager und freien 
Wohlfahrtsverbände auf ihre Forderung wıeder befas- 
sen 

347 Weitergabe von Sozıaldaten ınnerhalb einer 
„Zentralstelle für Strafentlassene‘ 

In Bayern bestehen „Zentralstellen fur Strafentlas- 
sene" Es handelt sich um Arbeitsgemeinschaften 
von Sozialleistungsträgern (Sozialamt, Arbeitsamt) 

und Verbänden der Freien Wohlfahrtspflege (Stadt- 
mission, Carıtasverband, Arbeitsamt, Arbeiterwohi- 
fahrt, Arbeits-Resozıalisıerung, Bayerischer Landes- 
verband für Gefangenenfürsorge und Bewährungs- 
hilfe), denen die Betreuung von Strafentlassenen ım 
Gebiet der Städte obliegt. im Rahmen ihrer Tätigkeit 
konnen Mitarbeiter der beteiligten Stellen auch So- 
zialdaten erfahren. Angesichts der neuen Vorschrif- 
ten zum Schutz der Sozialdaten im X. Buch des SGB 
stellte sich daher die Frage der Zulässigkeit solcher 
Kenntnisnahmen durch andere Stellen als den jeweilı- 
gen Sozıalleistungsträgern. Die rechtliche Stellung 
solcher Arbeitsgemeinschaften ıst derzeit aus daten- 
schutzrechtlicher Sicht noch nicht abschließend ge- 
regelt. Entsprechende Bestimmungen sind ım 3. Ka- 
pitel zum X. Buch des S$ozıalgesetzbuches vorgese- 
hen und befinden sıch im Gesetzgebungsverfahren.
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& 28 Abs. 2 SGB I, $ 10 Abs 3 des Bundessozialhılfe- 
gesetzes (BSHG) und $ 35 Abs 1 BSHG dienen als 
Rechtsgrundlage fur die Zusammenarbeit ım Bereich 
der Sozialhilfe zwischen Sozıalleistungstragern und 
Tragern der Freien Wohlfahrtspflege. Eıne Offenba- 

rung von Sozıalhilfedaten ınnerhalb der Arbeitsge- 
meinschaft ist deshalb ım Rahmen des $ 69 Abs. 1 
Nr. 1 SGB X im erforderlichen Umfang als zulässig an- 
zusehen 

Gleichartige Bestimmungen uber eıne Zusammenar- 
beit von Arbeitsämtern mit Tragern der Freien Wohl- 
fahrtspflege ım Rahmen der Leistung ın der Arbeits- 
förderung ($ 19 SGB |) fehlen Eine Offenbarung nach 
8 69 Abs. 1 Nr. 1 SGB X innerhalb der Zentralstelle 
fur Strafentlassene durch die Mitarbeiter des Arbeits- 
amtes kommt daher nur gegenüber den Mitarbeitern 
des Sozialamts ım erforderlichen Umfang ın Betracht. 

Die Mitarbeiter der Einrichtungen der Freien Wohl- 
«sfahrtspflege haben als Träger von Berufsgehemnis- 

sen vorrangig das in $ 203 StGB strafbewehrte 
Schweigegebot zu beachten. Eine Offenbarung der 
ıhnen anvertrauten persönlichen Daten an Dritte ıst 
nur mit Zustimmung des Betroffenen zulässig; an- 
dere Offenbarungsbefugnisse, die sich aus der 
Rechtsprechung zu $ 203 StGB ergeben haben, sınd 
nıcht erkennbar. 

In einem Fall enthält die „Eıinheitsakte‘ der Zentral- 
stelle für Strafentlassene alle Schriftstücke und Un- 
terlagen über den Betroffenen von allen in der Ar- 
beitsgemeinschaft tätıgen Mitarbeitern. Bei der Weı- 
tergabe der Einheitsakte zwischen den Mitarbeitern 
werden personliche Daten offenbart, die im Eınzeifall 
zur Bearbeitung der im Zustandigkeitsbereich liegen- 
den Aufgaben nıcht erforderlich sind. Die Führung 
und Weitergabe der Eınheitsakte setzt auch eıne 
schriftliche Einwilligung des Betroffenen voraus ($ 67 
SGB X bzw. 32 BG). Zur Sicherstellung des Verfas- 
sungsgrundsatzes der Verhältnismäßigkeit habe ich 
vorgeschlagen, dıe Einwilligung des Betroffenen auf 
dıe Datenweitergabe innerhalb der Zentralstelle für 
Strafentlassene zu beschränken. Von dieser Be- 
schränkung müssen aber solche Offenbarungen an 
Stellen außerhalb der Zentralstelle ausgenommen 
bleiben, die zur Erfüllung einer gesetzlichen Aufgabe 

‚nach dem SGB durch das Sozialamt oder das Ar- 
beitsamt zwingend erforderlich sind. Eine Weitergabe 
von Informationen, die durch Einsichtnahme in die 
Einheitsakte zufällig bekannt geworden sind, also von 

der betreffenden beteiligten Stelle nicht selbst erho- 
ben wurden, wäre danach unzulässig. 

35 Schul- und Hochschulbereich 

3.5.1 Novellierung des Gesetzes über das Erzie- 
hungs- und Unterrichtswesen 

Zur Novellierung des Gesetzes über das Erziehungs- 
und Unterrichtswesen (EUG) habe ich aus daten- | 
schutzrechtlicher Sıcht Stellung genommen. Dabei 
habe ıch insbesondere darauf hingewiesen, daß die 
Gelegenheit der Neufassung des EUG zum Anlaß ge- 
nommen werden sollte, die nach dem Bayer. Daten- 
schutzgesetz ab 1 Januar 1983 für die Zulässigkeit | 

  

von Speicherung und Übermittlung personenbezoge- 

ner Daten notwendigen Rechtsnormen rechtzertig zu 
schaffen. So habe ıch dıe vorgesehene Regelung zur 
„Erhebung und Weitergabe von Daten” ausdrucklich 
begrußt 

Zu eıner Reihe von vorgesehenen Regelungen habe 
ıch Bedenken vorgetragen und Änderungswunsche 
angemeldet Zum Beispiel erschien es mır bedenk- 
Ich, wenn eıne vorgesehene Bestimmung zur Folge 
haben sollte, daß bei jedem Schuler, der das i4 Le- 
bensjahr vollendet hat, vor Aufnahme an einer Schule 
eine Anfrage an das Bundeszentralregister gerichtet 
oder die Vorlage eines Fuhrungszeugnisses verlangt 
würde Die jeweils vorgesehene Verständigung des 
Jugendamtes, wenn dem Erziehungsberechtigten an- 
gedroht wırd, daß die Lehrerkonferenz mit der Frage 
der Entlassung des Schülers befaßt werden kann. 
schien mir auch zu weitgehend zu seın Meines 
Erachtens sollte das Jugendamt grundsätzlich nur 
dann von diesen belastenden Vorgangen unteffichtet 
werden, wenn dıe Entlassung des Schulers tatsach- 
Iıch zu erwarten ıst Die Unterrichtung des Jugendam- 
tes darf meines Erachtens nıcht als zusatzliches Dis- 
ziplinterungsmittel dienen. Zudem muß sich der Um- 
fang der hierbei zu übermittelnden Informationen am 
Aufgabengebiet des Jugendamtes orientieren. 

Aus meinen Erfahrungen zur Schulgesundheitpflege 
- insoweit verweise ıch auf meinen 3. Tatıgkeitsbe- 
richt — habe ıch gefordert, daß eindeutig geregelt 
wird, wer für die im Rahmen der Schuluntersuchun- 
gen angefallenen Daten der Schuler verantwortlich 
ıst. Um hier Mißverständnisse zu vermeiden und Ver- 
tetzungen des Arztgeheimnisses zu verhindern, halte 
ıch eine diesbezügliche eindeutige Regelung fur er- 
forderlich. Darüber hınaus sollte auch geregelt wer- 
den, ınwieweit die Gesundheitsamter dıe ım Rahmen 
der Schuluntersuchungen erkannten Erkrankungen 
und Leistungseinschränkingen der Schule mitteilen. 
sofern diese Tatsachen beı Gestaltung und Durchfuh- 
rung des Unterrichts von den Lehrern berucksichtigt 
werden müssen 

Nach meinem bisherigen Erkenntnisstand gehe ıch 
davon aus, daß zumindest einge meiner Anregungen 
im EUG Berücksichtigung finden werden. 

3.5.2 Datenerhebung an Schulen für Zwecke der Bil- 
dungsforschung 

Das Staatsınstitut für Bildungsforschung und Biıl- 
dungsplanung führte ım Sommer des letzten Jahres 
im Auftrag des Bayer. Staatsministeriums fur Unter- 
richt und Kultus eine Untersuchung zur Beschreı- 
bung von Bedingungen und Problemen der Uber- 
trıttsbeurteilung durch. Dabei wurden uber zweı Fra- 
gebogen Daten über Schüler der 4. Jahrgangsstufe 
und mit einem Lehrerfragebogen Angaben uber dıe 
jeweiligen Klassenlehrer erbeten. 

Mit den beiden erstgenannten Fragebogen, dıe als 
„Klassenliste 1" und „Klassenliste 2° bezeichnet wa- 
ren, wurden die schulischen Leistungen aller Schüler 
einer Klasse erfragt. Außerdem wurden noch soge- 
nannte demographische Daten verlangt, wie Beruf 

des Vaters/der Mutter, Ausländerkind, Anzahl der
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Geschwister, Geburtsmonat, Geburtsjahr, Ge- 
schlecht und „elterliche Unterstützung der Lernar- 
beit“. 

Die Fragebogen „Klassenliste 1° und „Klassenliste 
2“ sahen eıne Spalte „Schülername‘ vor, die gleich- 
zeıtig mit einer Nummer versehen ist, die sich dann ın 
einer weıteren Spalte wiederholt. 

Es war vorgesehen, daß nach Eintragung der Daten in 
dıese beiden Fragebogen dıe Rubrik „Schülername“ 
von der Lehrkraft abgetrennt wird. Daraus habe ıch 
geschlossen, daß fur die Erhebung durch das Staats- 
institut für Bildungsforschung und Bildungsplanung 
lediglich anonymisıerte Daten erforderlich waren. 
Dies bedeutete ın Anwendung des in Art. 17 Abs. 1 
BayDSG niedergelegten Grundsatzes, daß im Rah- 
men der diesbezüglichen Aufgabenerfüllung dem 
Staatsinstitut fur Bildungsforschung und Bildungspla- 
nung auch lediglich anonymisierte Daten übermittelt 
werden,gürften. Nach der Gestaltung der Fragebo- 
gen „Klassenliste 1° und „Klassenliste 2" war dıese 
Anonymisıerung jedoch nicht vollständig sicherge- 
stellt. Wurden die Schülernamen namlich entspre- 

chend der Klassenlıste eingetragen - so wurde in der 
Praxıs wohl verfahren —, war auch nach Abtrennung 
der Schülernamen die Reidentifizierung der Schüler 
über die jeweilige Schule jederzeit möglich, weıl auf 
dıesen Fragebogen zusätzlich noch die Angabe der 
Schule und der Klasse verlangt war. 

Leider habe ich von dieser Befragungsaktion zu spät 

Kenntnis erlangt, als daß ıch noch rechtzeitig Hin- 
weise für diese Aktion hätte geben konnen. Ich habe 
daher gebeten, wenigstens sicherzustellen, daß 
durch entsprechende Auflagen beim Staatsinstitut für 

Bildungsforschung und Bildungsplanung gewährlei- 
stet ist, daß dort eine Reidentifizierung unmöglich 
wird. 

Sofern derartige Umfragen ın gleicher oder ähnlicher 
Weise wiederholt werden sollten, mußte von vorne- 
herein sıchergestellt werden, daß eine Reidentifizie- 
rung verhindert wırd. Dazu wären die Lehrkräfte dar- 
auf hinzuweisen, daß sie die Schülernamen nicht ent- 
sprechend der Schülerliste, sondern möglichst in eı- 
ner gewillkürten Reihenfolge auf den Fragebogen ein- 
tragen sollten. Daruber hinaus müßte wohl auch auf 
dıe exakte Bezeichnung der befragten Klasse ver- 
zichtet Werden, weil andernfalls zumindest in Einzel- 
fallen über die Angaben zum Beruf des Vaters oder 
das Geburtsdatum und ähnliche Angaben eıne Bezıe- 
hung zu einem konkreten Schüler hergestellt werden 
könnte 

Da Forschung dann weıtgehend unproblematisch ıst, 
wenn sie mit anonymisierten Daten arbeitet, sollte der 
Weg der Anonymisierung wenn irgend möglich be- 
schritten werden. Gleichzeitig gilt es jedoch in diesen 
Fällen sicherzustellen, daß durch ausreichende Ano- 
nymisierung eine Identifizierung der Betroffenen un- 
möglich wırd. 

35.3 Datenerhebung an Schulen 

Wie mir aufgrund einer Beschwerde bekannt wurde, 
erbat ein Klassenlehrer an einer Münchner Volks- 
schule mit einem selbstgefertigten „Erfassungsblatt"   

von den Eltern seiner Schüler neben Angaben zum 
Schüler (z.B. Geburtsdatum, Geburtsort, Bekenntnis) 

auch Name, Anschrift und Beruf der Erziehungsbe- 
rechtigten. Der nach Art. 16 Abs. 2 BayDSG erforder- 
liche Hınweis auf eıne eventuelle Rechtsgrundlage 
oder dıe Freiwilligkeit der Beantwortung des Frage- 
bogens fehlte. Die erbetenen Angaben hatten ım we- 
sentlichen aus den bereits vorhandenen Einschu- 
lungsunterlagen zur Ausfullung des Schulerbogens 
entnommen werden können 

Über diese Datenerhebung wollte der Klassenlehrer 
wohl eine eigene Kartei über dıe Schüler seiner 
Klasse und deren Eltern anlegen Wenn auch die er- 
hobenen Daten nıcht sehr sensibel waren, sind gegen 
derartige nıcht offizielle Datenerhebungen durch öf- 
fentlich Bedienstete datenschutzrechtliche Bedenken 
geltend zu machen: Datenerhebungen sollen grund- 
sätzlich auf das unbedingt erforderliche Maß be- 
grenzt werden. Parallele Erhebungen neben den für 
die öffentliche Aufgabenerfüllung unbedingt erforder- 
lichen können die betroffenen Bürger verunsichern. 
Außerdem ist die mögliche Verwendung solcher pri- 
vater Karteıen der Lehrer — eventuell über das eın- 
zelne Schuljahr hinaus - im Regelfall mangels Kennt- 
nis von der Existenz solcher Karteıen nıcht zu über- 
prüfen. Meines Erachtens sollten daher eıgene Da- 
tenerhebungen und das Anlegen zusätzlicher Kar- 
teıen durch die Lehrer nıcht nur im Hinblick auf 
Art 16 BayDSG, sondern auch zur Vermeidung von 
entsprechenden Befürchtungen der betroffenen EI- 
tern weıtgehend eingeschrankt werden. 

Das Staatsminısterium für Unterricht und Kultus hat 
in dieser Angelegenheit mitgeteilt, daß ım konkreten 
Fall und allgemein ın Dienstbesprechungen auf die 
Prüfung der Erforderlichkeit der Datenerhebungen ım 
Schulbereich hingewiesen werde. 

3.5.4 Übermittlung von Anschriften ehemalıger Mit- 
schüler für ein Klassentreffen 

Immer wieder erreichen mıch Anfragen, ob die Schule 
einem ehemaligen Schüler die Namen seiner früheren 
Klassenkameraden mitteilen kann. Grund der Anfrage 
ıst meistens die Einladung zu einem Klassentreffen. 

Mıt dem Bayer. Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus bin ich der Auffassung, daß die Übermittlung 
der Namen seiner Klassenkameraden an einen ehe- 
maligen Mitschüler durch die Schule oder das Staatli- 
che Schulamt für den Zweck, eın Klassentreffen zu 
organisieren, grundsätzlich unbedenklich ist. Zwar 
bestimmt $ 97a Abs. 2 der Allgemeinen Schulord- 
nung (ASchO), der in seinem Wortlaut wohl im we- 
sentlichen in das neugefaßte Gesetz über das Erzie- 
hungs- und Unterrichtswesen übernommen wird, daß 
die Weitergabe von Daten über Schüler an außer- 
schulische Stellen untersagt ist, sofern nıcht eın 
rechtlicher Anspruch auf die Herausgabe der Daten 
nachgewiesen wird. Allerdings dürfen nach $ 97a 
Abs. 3 ASchO in den von den Schulen herausgege- 
'benen Jahresberichten bestimmte personenbezo- 
gene Daten enthalten seın. Diese Daten in den Jah- 
resberıichten dienen unter anderem auch dem Zweck, 
Klassengemeinschaften über die Schulzeit hinaus
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aufrechtzuerhalten. Daher kann $ 97a Abs. 3 ASchO 
für die Mitteilung der Namen ehemaliger Schüler an 
eınen fruheren Mitschüler entsprechend angewandt 
werden. 

3.55 Verwendung von Gesundheitskarten bzw. Ge- 
sundheitsbogen an den Schulen 

Wie ich in meinem letzten Tatigkeitsbericht (S. 20) 

ausgefuhrt habe, hatte ich beanstandet, daß in einzel- 
nen Gymnasien die im Rahmen der schulärztlichen 
Betreuung der Schüler angefallenen Gesundheitsun- 
terlagen im allgemeinen Schülerakt geführt und nicht 
- wie vorgeschrieben - vom Schularzt aufbewahrt 
wurden. 

Das Bayer. Staatsministerium für Unterricht und Kul- 
tus hat sich bemüht, bei den von mir überprüften 
Gymnasien eine datenschutzgerechte Lösung für die 
Aufbewahrung der Schulergesundheitskarten zu fın- 
den. Zudem wurden die Ministerialbeauftragten für 
die Gymnasien in Bayern auf die insoweit bestehende 
Rechtslage hingewiesen. 

Diese Maßnahmen reichen jedoch meines Erachtens 
nicht voll aus. Wie mir nämlich mitgeteilt wurde, sollen 
im gesamten Schulbereich zweier größerer bayeri- 
scher Städte dıe Gesundheitskarten nach wie vor of- 
fen ım Schülerakt geführt werden. Ich habe daher An- 
laß zu befürchten, daß dieses Problem landesweit 
noch nıcht erkannt ist und die entsprechenden Vor- 

schriften des Bayer. Staatsminısteriums für Unterricht 
und Kultus an einigen Schulen nach wie vor nicht voll- 
zogen werden. 

3.5.6 Verwendung des Wortes „Sonderschule“ auf 
amtlichen Dokumenten 

Im 3. Tatigkeitsbericht habe ich darauf hingewiesen, 
daß an Sonderschulen Schülerausweise ausgegeben 
werden, die den Inhaber als Schuler eıner Sonder- 
schule ausweisen. Meinen diesbezüglichen Beden- 
ken hat das Bayer. Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus leider nicht Rechnung getragen. Ich habe 
im Berichtszeitraum das Staatsministerium nochmals 
gebeten, seine Haltung zu überprüfen. 

Ich bin nach wie vor der Ansicht, daß der Schüleraus- 
weıs hauptsächlich ım außerschulischen Bereich be- 
metzt wird und neben der Feststellung der Schulzuge- 
hörigkeit einer Person insbesondere zur Erlangung 
von Vergünstigungen verschiedenster Art (z.B. ver- 
billigter Eintrittskartenbezug, Fahrpreisermäßigung 
bei öffentlichen Verkehrsmitteln) dient. Diese Vergün- 

stigungen werden dem Schüler aber ohne Rücksicht 
auf die Zugehörigkeit zu einem besonderen Schultyp 
gewährt. Die mit der Vorlage des Ausweises jeweils 
verbundene Bekanntgabe der Tatsache, daß der 
Schüler eine Sonderschule besucht, ist somit für den 
Schüler unnötig belastend. Vergünstigungen hinge- 
gen, auf die der Schüler unmittelbar aufgrund seiner 
Behinderung Anspruch hat (z.B. Sitzgelegenheiten in 
öffentlichen Verkehrsmitteln als Schwerbehinderter), 
werden dem Betroffenen im Regelfall aufgrund eines 
dafür vorgesehenen Schwerbeschädigtenausweises 
zuerkannt. Probleme eher organisatorischer Art, die 
gegen den Wegfalt der Bezeichnung „Sonderschule“   

ıns Feld geführt werden, müssen sıch losen lassen 
So durfte die Zugehörigkeit eines Schulers zu eıner 
bestimmten Schule schulintern wohl nıcht uber die 
Vorlage des Schulausweıses festgestellt werden 
Schließlich bın ıch auch der Ansıcht, daß dıe Vergabe 
eınes neutralen Schülerausweises nıcht zur Umbe- 
nennung einer Schule oder zu Schwierigkeiten ım 
amtlichen Schriftverkehr führen muß. 

Gegen die Verwendung der Bezeichnung „Sonder- 
schule‘ in Zeugnissen habe ich ın Anbetracht der 
vom Bayer. Staatsministerium fur Unterricht und Kul- 
tus gefundenen Lösung meine Bedenken zuruckge- 
stellt. Ein Zeugnis muß meines Erachtens zur rıchtı- 
gen Einordnung der auf ihm vermerkten Leistungen 
die Schule ausweisen, an der der Schüler die Leistun- 
gen erbracht hat. In diesem Zusammenhang habe ıch 
es begrüßt, daß den Sonderschülern dıe Moglichkeit 
eröffnet ist, gegen Ende eines freiwillig besuchten 10. 
Schuljahres den einfachen Hauptschulabschluß zu er- 
werben. Weil in dıesen Fällen dıe Schule das Zewgnıs 
ausstellt, an der der Hauptschulabschluß erworben 
worden ist, wırd somit eine Gleichstellung mit den ub- 
rigen Hauptschülern erreicht. 

3.5.7 Aufbewahrung von personenbezogenen Uhnter- 
lagen an Schulen 

Zusammen mit dem Staatsminıstertum fur Unterricht 
und Kultus habe ıch Anforderungen an die sichere 
Unterbringung von personenbezogenen Unterlagen 
an den Schulen erarbeitet. Nach Art 15 Abs 1 
BayDSG sind auch für die in herkömmlicher Weise ın 
Karteien geführten Daten die technischen und organı- 
satorischen Maßnahmen zu treffen, die erforderlich 
sind, um die Einhaltung des Bayer Datenschutzge- 
setzes zu gewährleisten. Im Schulbereich fallen hier- 
unter insbesondere dıe Schülerkarteien, die Schüler- 
gesundheitskarten - soweit der Schularzt diese nıcht 
verwahrt -, Unterlagen mit personenbezogenen Da- 
ten über die Schüler einer Klasse, beispielsweise 
Notenbögen, Schulerbögen, und die Lehrerkarteien. 
Solche Daten dürfen nur den Personen zugänglich 
sein, die sie zu ihrer Aufgabenerfüllung benötigen 
(Art. 17 Abs. 1, Abs. 3 BayDSG); das sınd grundsätz- 
lich nur der Schulleiter, dessen Steltvertreter oder dıe 
mit der Sachbearbeitung besonders betrauten Perso- 
nen. Auf die Schuülergesundheitskarten darf selbst- 
verständlich nur der Schularzt zugreifen. Um dem Zu- 
gang Unbefugter auszuschließen, sind diese Karteıen 
in verschließbaren und möglıchst mit einem Sicher- 
heitsschloß gesicherten Schranken zu verwahren 

Die sonstigen Personalunterlagen über Lehrer, Schu- 
ter, Verwaltungs- und Hauspersonal sind auf gleiche 
Weise zu sichern, auch wenn für derartige nicht in 
Karteien geführte Unterlagen das Bayer. Daten- 
schutzgesetz nicht unmittelbar Anwendung findet 

Das Bayer. Staatsministerium für Unterricht und Kul- 
tus hat zwischenzeitlich den Regierungen, den Mini- 
sterialbeauftragten für Gymnasien, Fachoberschulen 
und Realschulen sowie allen staatlichen Schulen mit 
mir abgesprochene schriftliche Hinweise zugesandt, 
die praxisbezogene Anleitungen für eine vernünftige 
Datensicherung geben. Diese Hınweise sind im fol- 
genden auszugsweise abgedruckt:
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„1 Dies — Beachtung des Art. 15 Abs 1 BayDSG 
(eıngefugt von mir) - gılt auch für personenbezo- 
gene Daten, dıe nıcht in automatısierten Dateien 
gespeichert werden. 
Hierunter fallen ınsbesondere 
— Schulerkarteien 
- Schulergesundheitskarten, soweıt der Schul- 

arzt diese nicht verwahrt 
- Unterlagen mıt personenbezogenen Daten 

uber die Schüler eıner Klasse (z.B. Schülerbo- 
gen, Notenbögen, soweit ste während des 
Schuljahres nicht ın den einzelnen Schülerak- 
ten abgelegt, sondern klassenweise zusam- 
mengefaßt sınd, vgl. dazu auch Abschnitt II Nr. 
3 der Erläuternden Hınweise für die Schulen 
zum Vollzug des BayDSG vom 9 April 1979, 
KMBIIS. 187) 

- Lehrerkarteien. 

Solche Datensammlungen dürfen nur für die un- 
ntfelbar Zugangsberechtigten (Schulleiter, 
Schulleiterstellvertreter, Klassenleiter, mit der 
Sachbearbeitung beauftragte Verwaltungsange- 
stellte; beı Schülergesundheitskarten nur der 
Schularzt und ggf. dıe mıt der aktenmäßigen Vor- 
bereitung der Untersuchungen beauftragte 
Schulsekretarin, die ınsoweit zum Hilfspersonal 
des Schularztes gehört), nicht aber für — unbe- 
fugte — Dritte zugänglich sein. Die Dateien sind 
daher sorgfältig zu verwahren, z.B. ın einem Ar- 
chıvraum oder in einem verschließbaren Behält- 
nıs, das gegen unbefugte Öffnungsversuche ge- 
sichert ist (Wandschrank bzw. Blechschrank mıt 
Sıcherheitsschloß u ä). Sofern nur ein einfaches 

Schloß vorhanden ist, wird gebeten, nach Her- 
stellung des Einvernehmens mit dem Sachauf- 
wandstraäger zusätzlich ein Sicherheitssteck- 
schloß anzubrıngen, das mit geringem Kosten- 
aufwand ın einschlagigen Fachgeschäften erwor- 
ben werden kann. 

Die zur Aufbewahrung von Dateien bestimmten 
Behaltnısse sind stets verschlossen zu halten. 
Die Schlüssel dürfen nur den Zugangsberechtig- 
ten zur Verfügung stehen. Die Räume, in denen 
sıch die Schränke befinden, sınd beı Verlassen 
sorgfältig abzusperren und — soweit vorhanden - 
durch zusatzliche Vorkehrungen zu sichern (z.B. 

Schließen vorhandener Fensterläden beim Ver- 
lassen der Raume nach Dienstschluß). 

2. Die vorstehend genannten Sicherheitsvorkehrun- 
gen sınd auch bei sonstigen Personalunterlagen 
uber Lehrer, Schüler, Verwaltungs- und Hausper- 
sonal usw, die nicht unter das Bayer. Daten- 
schutzgesetz fallen (z.B. Schüler- oder Lehrerak- 
ten), zu beachten. Oft sind bereits einfache Maß- 

nahmen, die keinen zusätzlichen Kostenaufwand 
erfordern, der Sicherheit dienlich (z.B. Unterlas- 
sen von Hınweisen auf dem Türschild, daß ein 
Raum das (Personal-}Archiv der Schule enthält) “ 

3.5.8 Weitergabe von Namenslisten an die Wehrerfas- 
sungsbehörden 

Die Wehrbereichsverwaltung VI ın Bayern hat wieder- 
holt die Herausgabe von Schülerlisten mit Geburts-   

datum von Endkläßlern gewunscht Als Begrundung 
hat sıe angegeben, daß dıe Wehrerfassungsbehorden 
die einzelnen Schüler rechtzeitig uber dıe Moglichkei- 
ten eıner vorgezogenen Musterung und einer vorzeiti- 
gen Ableistung des Grundwehrdienstes unterrichten 
wollten. Beı der Prüfung der Zulassigkeit einer sol- 
chen Übermittlung von Schülerlisten an dıe Wehrer- 
fassungsbehörden kann zwar davon ausgegangen 
werden, daß es Aufgabe der Kreiswehrersatzamter 
ıst, die Schüler über die Möglichkeit der vorzeitigen 
Musterung und Einberufung zu unterrichten Jedoch 
ıst meines Erachtens zur Erfullung dıeser Aufgabe 
der Kreiswehrersatzämter die Kenntnis der Daten 
dieser Schuler nıcht erforderlich Wie die Sachbe- 
handlung in einer Rethe anderer Lander zeıgt, ıst es 
hierzu ausreichend, den betroffenen Schülern ent- 
sprechende Formblätter -— gegebenenfalls uber dıe 
Schule — auszuhändigen 

Sofern vermieden werden soll, daß uber eınen länge- 
ren Zeitraum hinweg immer wieder einzelne Schüler 
wegen ıhrer Musterung dem Unterricht fernbleiben. 
und statt dessen die Musterung aller dafur anstehen- 
den männlichen Schuler zu einem einzigen Termin 
vorgenommen werden soll, konnen ın diesem Falle 
mit Einverständnis der Schüler dıe notwendigen Da- 
ten zur Vereinbarung eines Termins den Kreiswehrer- 
satzamtern mitgeteilt werden Auf diese Weise ıst 

eine unburokratische Lösung der Probleme unter der 
Beachtung der Schülerinteressen möglıch. 

Das Bayer Staatsministerium fur Unterricht und Kul- 
tus hat die Mınisterialbeauftragten für dıe Gymnasien 
und für die Fachoberschulen entsprechend angewıe- 

sen. 

3.5.9 Fragen an Studentenwohnheimbewerber 

Eın bayerisches Studentenwerk verlangte von den 
Studenten, die sich um Aufnahme ın eın Studenten- 
wohnheim bewarben, in einem Formblatt dıe Beant- 
wortung der Frage nach der aktiven/passiven Mit- 
gliedschaft in Organisationen und der darin ausgeüb- 
ten Funktion. Um die Beantwortung der Frage zu er- 
leıchtern, war der Hinweis angebracht, daß hierbei 
Organisationen schulischer, sozialer, politischer, kul- 
tureller 0.a. Art gemeint seien. Der Student, der sich 
an mich gewandt hat, hat zu Recht vorgetragen, daß 
es ihm unerfindlich sei, in welchem Zusammenhang 
sein kulturelles'und politisches Engagement mıt eıner” 
Aufnahme in ein Studentenwohnheım stehe. Die 
Frage ist meines Erachtens um so unverständlicher, 
weil nach den Richtlinien des Bundes und der Länder 
für dıe Studentenwohnheimförderung die Aufnahme 
eines Studierenden in eın Studentenwohnheim nicht 
wegen seiner Rasse, seiner Weltanschauung oder 
seiner politischen Überzeugung abgelehnt oder da- 
von abhängıg gemacht werden kann. 

In den neuen Bewerbungsformularen des betroffenen 
Studentenwerkes wird die beanstandete Frage nıcht 
mehr gestellt. Obwohl mır zugesagt worden war, daß 
das alte Formblatt nicht mehr verwendet werde, be- 
durfte es einer weiteren Mahnung zur Erreichung die- 
ses Ziels. 

Ich habe das betroffene Studentenwerk ım übrigen 
noch gebeten, die ınsoweit datenschutzrechtlich
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unzulässig erhobenen Daten nach Art 20 Abs. 4 
BayDSG zu löschen bzw. zumindest nach Art. 20 
Abs. 1 BayDSG zu sperren Die Sperrung dıeser Da- 
ten wurde inzwischen veranlaßt. 

36 Forschung 

3.6 1 Wissenschaftsfreiheit vor Datenschutz? 

Datenschutz und Forschung können ın einem Span- 

nungsverhältnis zueinander stehen. Vertreter von 
Wissenschaft und Forschung haben mehrfach dıe Be- 
fürchtung geäußert, daß ein zu weitgehender Daten- 
schutz den notwendigen Zugang zu für die For- 
schung dringend erforderlichen Daten abschneiden 
könnte Ich verstehe diese Sorgen grundsätzhch Al- 
lerdings wırd auf seiten der Forschung teilweise uber- 
sehen, daß die nun unter dem Stichwort „Daten- 
schutz erörterten Forderungen nach Beachtung der 
schutzwürdigen Belange Betroffener teilweise nıcht 

„eu sınd So handelte es sıch beispielsweise beı den 
ın jüngster Zeit erorterten Fragen zur Forschung ım 
psychiatrischen Bereich vielfach um Probleme der 
ärztlichen Schweigepflicht, die grundsatzlich nicht 
neu sınd 

Ich sehe meine Aufgabe auch darın, um Verständnis 
dafür zu werben, daß die Landesbeauftragten für den 
Datenschutz von Gesetzes wegen gefordert sınd, dıe 
Belange des Datenschutzes nachhaltig zu vertreten. 
Wenn auch nıcht auszuschließen ist, daß dadurch im 
Einzelfall eine gewisse Behinderung der Forschung 
nicht immer vermieden werden kann, meine ich je- 
doch, daß bei ruhiger Erorterung dieser die For- 
schung und den Datenschutz gemeinsam beruhren- 
den Fragen praxisgerechte Lösungen gefunden wer- 
den können. Dabei gilt es zu berücksichtigen, daß 
das Recht auf Achtung der Privatsphäre und der 
freien Entfaltung der Personlichkeit einerseits und die 
Wissenschaftsfreiheit auf der anderen Seite gegen- 
satzlıche Grundrechtspositionen darstellen können 
Zwischen diesen muß eın Ausgleich gefunden wer- 
den. Daß die Wissenschaftsfreiheit nach Art. 5 Abs. 3 
Satz 1 Grundgesetz nıcht durch Gesetz beschränkt 
werden kann, steht der Notwendigkeit einen Aus- 
gleich zu finden nicht entgegen. Auch dıe Wissen- 
schaftsfreiheit ıst nicht gänzlich schrankenlos ge- 
wahrt. In einem Spannungsverhältnis mit anderen 
“arund- und Verfassungsrechten kommt der Wissen- 
schaftsfreiheit gegenüber solchen mit ıhr kollidıeren- 
den gleichfalls verfassungsrechtlich geschützten 
Prinzipien nicht schlechthin Vorrang zu (BVerfGE 57, 

70/99). 

Ich bın gerne berett, meinen Teil dazu beizutragen, ei- 
nen vernünftigen Ausgleich zu finden. 

362 Vorentwürfe für Krebsregistergesetze 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund- 
heit hatte einen „Diskussionsentwurf, Muster eines 
Gesetzes über eın Krebsregister‘‘ durch eine Arbeits- 
gruppe ausarbeiten lassen. Die Landesbeauftragten 
und der Bundesbeauftragte für den Datenschutz ha- 
ben sich mit dem Entwurf (Stand 28. August 1981) in 

eıner Konferenz am 14 Dezember 1981 befaßt und 
folgende Stellungnahme verabschiedet:   

Die Datenschutzbeauftragten erkennen dıe ge- 
sundheitspolitische Bedeutung der medızını- 
schen Forschung, ınsbesondere ım Zusammen- 

hang mit der Bekämpfung von Krebserkrankun- 
gen an. Es entspricht ıhrer gesetzlichen Auf- 

gabe, auch in diesem Bereich fur die Wahrung 
der schutzwürdigen Belange der Patienten eın- 
zutreten. Ihre Bedenken und Vorschlage zielen 
daher ausschließlich darauf ab, die Freiheit der 
Forschung ın ein ausgewogenes und rechtlich 
abgesichertes Verhältnis zu den grundrechtlich 
geschützten Belangen der Betroffenen zu brın- 
gen. Sie gehen davon aus. daß es moglich ıst 
Regelungen zu finden, dıe den Erfordernissen 
der Forschung wie auch des Schutzes der Indı- 
vidualsphare gerecht werden. Die gelegentlich 
geäußerte pauschale Behauptung, der Daten- 
schutz behindere dıe Krebsforschung, weısen 
sıe als unbegründet zuruck. 

Es ist nicht Aufgabe der Datenschutzbeatfftrag- 
ten, Sınn und Nutzen von Krebsregistern zu be- 
urteilen. Sıe warnen aber nachdrücklich vor der 
Gefahr, daß die Gesetzgebung zum Krebsregı- 
ster eın erster Schritt zur Errichtung eıner Viel- 
zahl anderer Epidemilogieregister werden 
konnte. In diesem Zusammenhang weısen sıe 
darauf hın, daß auch aus Kreisen der Ärzte- 
schaft erhebliche Zweifel am Nutzen medızinı- 
scher Regıster geäußert werden. woraus sıch 
Zweifel an der Erforderlichkeit derartiger Regı- 
ster ableiten lassen. Ste appellıeren an dıe medı- 
zınısche Forschung, stärker als bisher den be- 
reits vorhandenen Forschungsstand zur Anony- 
misierung personenbezogener Daten zu nutzen 
und sich vordringlich um die Wetterentwicklung 
von Anonymisierungs- und Aggregationsmetho- 
den zu bemühen. Diese methodologischen 
Überlegungen können wesentlich dazu beıtra- 
gen, Probleme, dıe sıch durch die arztlıche 
Schweigepflicht und den Datenschutz ergeben. 
gar nicht erst aufkommen zu lassen 

Für den Fall der politischen Entscheidung ın den 

Ländern zugunsten der Schaffung von Krebsre- 
gistern halten es dıe Datenschutzbeauftragten 
für notwendig, daß die Errichtung, Ausgestal- 
tung und Nutzung von Krebsregistern in einem 
speziellen Gesetz geregelt werden. Der rfnt der 
Einrichtung eines Krebsregisters verbundene 
Eingriff ın Grundrechtspositionen der Betroffe- 
nen ıst nur durch ein Gesetz zu legıtimieren, das 
die nachfolgenden Grundsätze beachtet (ver- 

gleiche unten 4). Dabei wird davon ausgegan- 
gen, daß es sich um ein Regıster zur Erfassung 
der Anzahl der Neuerkrankungen (Inzidenzregı- 

ster) bzw. der Anzahl der erkrankten Personen 

(Privalenzregıster) handeln wird. 

Eine im Anwendungsbereich unbestimmte allge- 
meine Rahmenregelung für die medizınısche 
Forschung ın einem Landesdatenschutzgesetz. 
die derzeit ım Vordergrund baden-württember- 
gischer Überlegungen steht, lehnen die Daten- 
schutzbeauftragten daher — auch aus verfas- 
sungsrechtlichen Bedenken - ab.
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Nach Auffassung der Datenschutzbeauftragten 
muß ein Krebsregistergesetz zumindest die fol- 
genden Prinzipien berücksichtigen: 

Die Meldung von Pattentendaten mit Personen- 
bezug an das Krebsregister bedarf grundsätz- 
lich der Einwilligung des Betroffenen (bzw. der 
Entbindung von der ärztlichen Schweigepflicht). 
Nur ın wenigen Ausnahmefällen kann die Mel- 
dung auch ohne Einwilligung des Patienten er- 
folgen, und zwar wenn sıe für die Zwecke des 
Krebsregisters nachweisbar notwendig ist und 
dem Patienten dadurch, daß ıhm die Art seiner 
Krankheit bekannt wird, gesundheitliche Nach- 
teile entstehen konnen. Soweit weder ein sol- 
cher Ausnahmefall noch eine Einwilligung vor- 
liegt, unterblerıben Meldungen an das Regıster. 
Der zulässıge Umfang der Einwilligung ist ım Ge- 
setz festzulegen. 

Für.die weitere Übermittlung durch das Krebs- 
register an andere Forschungseinrichtungen ist 
grundsätzlich eine besondere Einwilligung er- 
forderlich, wenn die Daten nicht ın aggregierter 
oder anonymisierter Form weitergegeben wer- 

den. Für dıese Übermittlung ist entsprechend 
der Regelung über dıe Forschung mit Sozialda- 
ten ein Genehmigungsverfahren vorzusehen. 
Eine nochmalige Übermittlung durch die For- 
schungseinrichtung an Dritte ist unzulässig. 

Der Gesetzeszweck, die Aufgaben des Krebsre- 
gisters, seine Rechtsform und die institutionelle 
Ausgestaltung sind ım Gesetz festzulegen. Im 
Interesse einer wirksamen Aufsicht sollte das 
Krebsregister ın öffentlich-rechtlicher Träger- 
schaft geführt werden. 

Der Kreis derjenigen Institutionen, die zu For- 
schungszwecken personenbezogene Daten des 
Krebsregisters erhalten können, sollte in der 
Weise beschränkt werden, daß die ausschließli- 
che Verwendung zu Forschungszwecken ge- 
währleistet ıst 

Dies bedingt eıne externe Kontrolle des Daten- 
schutzes von Amts wegen 

Der in den Statıstikgesetzen verankerte Grund- 
satz der Zweckbindung muß auch für die im 
Krebsregister gespeicherten Daten gelten. 

Im übrıgen sollte geprüft werden, ob ein gesetz- 
liches Verbot eingeführt werden sollte, vom Be- 
troffenen eine Bescheinigung über den Inhalt 
der im Krebsregister gespeicherten Daten zu 
verlangen. Ein solches Verbot könnte verhin- 
dern, daß potentielle Arbeitgeber oder sonstige 
Vertragspartner vom Betroffenen die Vorlage eı- 
ner Art Negativattest des Krebsregisters for- 

dern. 

Eine Verknüpfung mit anderen Datenbanken ist 
unzulässig. 

Die Aufbewahrung personenbezogener Daten 
beim Krebsregister ist zu befristen. Patienten- 
daten sind außerdem zu löschen, wenn sie nicht 
mehr benötigt werden.   

48 Jeder Betroffene hat Anspruch auf Auskunft 
über die zu seiner Person gespeicherten Daten 
aus dem Krebsregister Dies gilt auch fur Pa- 
tienten, die über die Meldung nicht informiert 
worden sınd. Entsprechend der Regelung für 
Sozıaldaten in $ 25 SGB X kann bei Gefahr fur 
die Gesundheit des Patienten die Auskunft — 
vermittelt durch eınen Arzt - erteilt werden “ 

Ich halte es für erforderlich, daß sich Planungen zur 
Einrichtung eines oder mehrerer zentraler Krebsregi- 
ster, ın denen die Betroffenen — wie bisher vorgese- 
hen - mıt vollem Namen und Anschrift gefuhrt werden 
sollen, mit den vorstehenden Überlegungen der Da- 
tenschutzbeauftragten auseinandersetzen. 

Ein wesentlicher Ausgangspunkt dieser Überlegun- 
gen war, daß der Diskussionsentwurf zum „Muster ei- 
nes Gesetzes über ein Krebsregister" den Ärzten dıe 
Meldung an das Krebsregister völlig freistellen will 
und zur Hebung ihrer Motivation eine Vergutung für 
jede Meldung vorsieht, während dem Betroffenen 
selbst nicht freigestellt werden soll, ob er mit Namen 
und Anschrift im Register gespeichert wird, da seıne 
Einwilligung nicht grundsatzlich zur Voraussetzung 
der Meldung gemacht werden soll. 

Die Tatsache, daß es den Ärzten freigestellt seın soll, 
Patienten zu melden, bewirkt, daß der Entwurf nicht 
von einer lückenlosen Meldung aller Krebserkran- 
kungsfälle ausgeht. Es muß daher zunächst gründlich 
geprüft werden, ınwıeweit die Einholung der Einwilli- 
gung der Patienten überhaupt noch eine relevante 
zusätzliche Beeinträchtigung des Regısters verur- 
sacht, bevor den Betroffenen ein so erheblicher Ein- 
griff in ihre Privatsphäre, wıe eıne zentrale personen- 
bezogene Regıstrierung ihres Krankheitsfalles ohne 
Einwilligung zugemutet werden kann. Zu dieser Frage 
sınd, soweit ersichtlich bisher lediglich dezidierte 
Meinungen veröffentlicht worden. Eine fundierte Stu- 
die über den Einfluß einer vorherigen Einholung der 
Einwilligung, d.h. also über die mögliche Quote der 
versagten Einwilligungen, ist nicht bekannt. Ange- 
sichts der Schwere des vorgesehenen Grundrechts- 
eıngriffs hielte ich eine fundierte Erforschung dieser 
Frage für notwendig - insbesondere, da mir aus der 
Prüfung von Krebsregistern in Kliniken, dıe teilweise 
auf Grund der Behandlung von Patienten in der Klınik 
entstanden sind, die jedoch auch Patienten aus ande- 
ren Kliniken enthalten, bekannt ist, daß in der über- 
wiegenden Mehrzahl der Fälle die Einwilligung zu sol- 
chen Speicherungen erteilt wird. 

Hinzuweisen ist auch darauf, daß das Register ledig- 
lich als Nachweisregister geplant ist. D.h. die eigentli- 
che Forschungstätigkeit soll auf Grund von Daten 
durchgeführt werden, die von den Patienten, deren 
Adressen aus dem Register zu erfahren wären, nach- 
träglich erst für den jeweiligen Forschungszweck er- 
hoben würden. Voraussetzung für eine solche Patien- 
tenbefragung soll auch nach dem Konzept des Mu- 
sterentwurfs die vorherige schriftliche Einwilligung 
des Patienten sein. Eine Darstellung derjenigen For- 
schungsergebnisse, die allein mit den wenigen in 
dem Nachweisregister zu speichernden Daten mäög- 
lich wäre, fehlt bisher.
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Die von den Datenschutzbeauftragten geäußerten 

Bedenken sınd auch von anderen Stellen vorgetragen 
worden, sie werden dadurch bestätigt. 

Der Bayerische Staatsminister des Innern bezeich- 
nete gegenüber dem Bundesminister für Jugend, Fa- 
milıe und Gesundheit eınen inzwischen vorgelegten 
weiterentwickelten Musterentwurf für ein Krebsregi- 
stergesetz als unausgewogen und betonte, der Ent- 
wurf orıentiere sich vorrangig am epidemiologischen 
Forschungsinteresse, ohne dabei auch dem Inter- 
esse des einzelnen Krebskranken ausreichend Rech- 
nung zu tragen. Der Entwurf begegne in dieser Form 
schwerwiegenden verfassungsrechtlichen Bedenken. 
Der Bayerische Staatsminister des Innern vermißte 
ınsbesondere ein Eingehen, geschweige denn eine 
Auseinandersetzung mit den erheblichen Einwendun- 
gen der Datenschutzbeauftragten. So wichtige Pro- 
bleme wıe die Frage von Zeugnisverweigerungsrech- 
t&ff der registerführenden Stelten oder die Frage ei- 
nes Verbots, Negativatteste zu verlangen, seien un- 
berücksichtigt geblieben. Zu denken sei schließlich 
auch noch an dıe Bezugsproblematik im Blick auf an- 
dere, mehr oder wenıger umfassende Register. und 
zwar nicht nur im Bereich der Medızin. Vorausset- 
zung für die Formulierung eines Gesetzentwurfs sei 
dıe wissenschaftlich exakte Definition der Ziele einer 
möglichst umfassenden Krebsregistrierung Die Not- 
wendigkeit, ob und welche Persönlichkeitsdaten zu 
erheben seıen, ließe sich nur dann begründen, wenn 

die damit zu erreichenden Ziele klar und eindeutig de- 
finiert seien. Dies sei auch ein Gebot der Verfassung, 

die für jeden staatlichen Eingriff in grundrechtsge- 
schützte Positionen dessen „Eignung“ zur Errei- 
chung des gemeinschaftswichtigen Zıeles zwingend 
erfordere. Es sei in diesem Zusammenhang auch 
nicht dargetan, daß nur der Verzicht auf die Einwilli- 
gung des Patienten zu einem brauchbaren Krebsregı- 
ster führe. Dıe vorliegende Konzeption, dıe dem Arzt 
ein Melderecht ohne Einwilligung des Krebskranken 
nach freiem Ermessen einräume, liefe darauf hinaus, 
daß er über den Krebskranken verfüge und dieser so- 
mıt zum Objekt des Handelns Dritter mit staatlicher 
Billigung gemacht würde. Dies sei auch im Hinblick 
auf Art. 1 Abs. 1 GG fragwürdig. Die Wissenschafts- 
freiheit könne einen so weitgehenden Eingriff in dıe 
persönliche Entscheidungsautonomie und damit in 
den Eigenwert des einzelnen Menschen nicht recht- 
fertigen Die obersten Landesgesundheitsbehörden 

in Bayern seien der Auffassung, daß ein Gesetzent- 
wurf weiterer Beratungen bedürfe. Sie neigen dabeı 
allerdings bereits jetzt der Auffassung zu, daß nach 
Abwägung aller Gesichtspunkte an der generellen 
Einwilltgungsbedürftigkeit kein Weg vorbeiführe. 

Der Hartmannbund hatte mir den Beschluß seiner 
Hauptversammlung 1981 übersandt in dem gefordert 
wird, die ärztliche Schweigepflicht auch bei For- 
schungsvorhaben zu beachten. Der Beschluß betont, 
daß auch das steigende Interesse an der Krankheits- 
ursachenforschung das Verfügungsrecht des Patien- 
ten über seine persönlichen Daten nicht außer Kraft 
setzen könne. Patientendaten dürften nur mit Einwilli-   

gung des Patienten für Forschungszwecke weıterge- 
geben werden, dıes durfe nicht durch spezıialgesetzlı- 
che Regelungen eingeengt werden Der Hartmann- 
bund befürchtet, daß dem Krebsregister weıtere per- 

sonenbezogene Krankheitsregister folgen wurden, 

da es außer Krebs noch eıne Vielzahl ähnlich schwer 
beherrschbarer Krankheiten gebe. 

In letzter Zeit wandten sich auch die Bayer. Landes- 
arztekammer und die Kassenärztliche Vereinigung 
Bayerns gegen die Einführung eines Krebsregisters, 
wie es im März 1982 auf dem deutschen Krebskon- 
greß in München gefordert worden war. Wesentlicher 
Kritikpunkt ıst offenbar dıe fehlende Einwilligung des 
Patienten zur Speicherung ım Regıster. Sie weısen 

darauf hin, daß eın solches Krebsregister dıe Forde- 
rung nach personenbezogenen Registern uber an- 
dere Krankheiten nach sich ziehe (SZ. v. 30 Marz 
1982). 

Ich möchte betonen, daß ıch jederzeit zu eıner ınten- 
sıven und konstruktiven Beratung bereit bın, um 
diese wichtige Forschung zu fordern. Der vorstehend 
wiedergegebene Beschluß der Landesbeauftragten 
und des Bundesbeauftragten für den Datenschutz 
hat diese Bereitschaft zur Grundlage Meın Ziel wırd 
dabei sein, darauf hınzuwirken, daß auf die Belange 
der betroffenen Patienten hinreichend Rücksicht ge- 
nommen wırd und daß beı den unvermeidbaren 
Grundrechtseinschränkungen der Grundsatz der Ver- 
haltnısmäßigkeit berücksichtigt und außerdem zwı- 
schen Einschrankung des Persönlichkeitsrechts und 
nachweisbar erzielbarem Effekt abgewogen wırd. 

3.6.3 Gesundheitsbefragung durch eın Universitatsın- 
stıtut 

Eın Institut einer bayerischen Universität beabsich- 
tıgte, bei der Bevölkerung mehrerer bayerischer Ge- 
meinden eine ausführliche Gesundheitsbefragung, 
die sich über mehrere Jahre erstrecken sollte, durch- 
zuführen. Neben die freiwillige Befragung der Betrof- 
fenen sollte eine ergänzende Durchsicht von Kran- 
kenunterlagen der für die Betroffenen zuständigen 
Sozialversicherungen treten. 

Das Institut hatte von vorneherein vorgesehen, Wer- 
für die Einwilligung der Betroffenen einzuholen. In Zu- 
sammenarbeit mit dem Landesbeauftragten für den 
Datenschutz wurde eine Einwilligungserklärung for- 
muliert. In das Projekt sind mehrere tausend Betrof- 
fene einbezogen. Probleme oder auch nur Anfragen 
bei meiner Geschäftsstelle haben sich nicht ergeben. 
Ich führe dies vor allem auf die aufgeschlossene Hal- 
tung des Universitätsinstituts zurück, das im Rahmen 
des Projektes von Anfang an auch zeitlich eingeplant 
hatte, die Privatsphäre der Betroffenen und ıhre freie 
Entscheidung darüber zu respektieren und eınen ge- 
wissen Aufwand fur die Aufklärung über die Freiwillig- 
keit der Angaben und die Einholung der Einwilligun- 
gen auf sich zu nehmen. Die Abklärung der Daten- 
schutzfragen zwischen Institut und meiner Ge- 
schäftsstelle war ın weniger als zwei Wochen abge- 
wickelt.
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3.6.4 Datenubermittlung durch Meldebehörden zu 
Forschungszwecken 

Die sozıalwıssenschaftliche Forschungsstelle eıner 
bayerischen Universitat führte im Berichtszeitraum 
Forschungsprojekte über dıe Segregation alter Men- 
schen und über das generative Verhalten von Gastar- 
beiterfamillen durch. Zu diesem Zweck sollten von 
verschiedenen ausgewahlten bayerischen Kommu- 
nen über die Meldeämter die dazu benötigten Daten 
bereitgestellt werden. Die ursprungliche Absicht, 
diese Informationen mıt dem ıdentifizierenden be- 
hördlichen Suchbegriff (Personenkennzeichen) oder 
mıt dem ın automatisierten Verfahren benützten Ord- 
nungsmerkmal zu übermitteln, stieß auch bei den be- 
troffenen Kommunalbehörden, auf datenschutzrecht- 
liche Bedenken. 

Da gegen die Übermittlung anonymisierter Daten 
grundsätzlich keine datenschutzrechtlichen Vorbe- 
halte ‚gestehen, konnte erreicht werden, daß dıe zu- 

treffende sozıalwissenschaftliche Forschungsstelle 
auf die Übermittlung des Suchbegriffs oder des Ord- 
nungsmerkmals verzichtete, so daß die Möglichkeit 
der Bestimmbarkeit einer naturlichen Person durch 
dıe Kenntnis behordeninterner Suchmerkmale durch 
Dritte ausgeschlossen werden konnte. Die solcher- 
maßen anonymisıerten Daten dürfen darüber hınaus 
nur fur dıese bestimmten Forschungsprojekte ver- 
wendet werden und sınd durch die Forschungsstelle 
zu löschen, wenn die Durchfuhrung der Forschungs- 
vorhaben abgewickelt worden ıst. 

37 Statistik und Planung 

371 Grundsätze 

Im Rahmen des Forschungs- und Entwicklungsvorha- 
bens „Entwicklung von Methoden und Verfahren fur 
Planungs- und Entscheidungshilfen auf der Basis des 
automatisierten Einwohnerwesens (PENTA-Projekt)“. 
mit dessen Durchführung das Institut DATUM e.V. 
beauftragt war, wurde der bayerische Landesbeauf- 
tragte für den Datenschutz mit den Datenschutzfra- 
gen dıeses Projektes befaßt. Obwohl PENTA Ende 
1981 ausgelaufen ist, erscheint es nicht zweckmäßig, 
ohne Abstimmung mit den übrıgen Datenschutzbe- 
auftragten zu diesem Problem abschließend Stellung 
zu nehmen, zumal nur Teile dieses Entwicklungsvor- 
habens realisiert wurden. Es erscheint jedoch nütz- 
lich, an dieser Stelle grundsätzliche Anmerkungen 
über den Datenschutz in Statıstik und Planung zu ma- 
chen. Beim Aufbau oder der Erweiterung eines Da- 
tenpools für die kommunale Statistik und Planung 
sınd folgende Regein zu beachten 

1. Werden Daten fur statistische Datenbanken beim 
Betroffenen erhoben, so ist dieser stets davon zu 
unterrichten, ob und welche Daten für statistische 
Zwecke gespeichert werden. 

2. Es ıst grundsätzlich sıcherzustellen, daß durch Ver- 
knüpfung von Indivıdualdaten kein Persönlichkeits- 
bild eines einzelnen entstehen kann. 

3. Individualdaten aus statistischen Datenbanken sind 
von der Offenbarungspflicht gegenüber anderen 
Behorden auszuschließen.   

4. Bei der Speicherung von sensiblen personenbezo- 
genen Daten, wie Straftaten. Gesundheitsdaten 
oder Angaben über wırtschaftliche Verhaltnisse. ıst 
grundsätzlich die Einwilligung des Betroffenen not- 
wendig. sofern keine gesetzlichen Grundlagen fur 
dıe Speicherung dıeser Daten vorhanden sınd 

5 Soweit Indıvıdualdaten nıcht fur Verlaufsstatistiken 
oder ahnliches benotigt werden, sollten personen- 

bezogene Daten moglichst frühzeitig anonymisiert 
werden. Derartige Individualdaten dürfen dann 
keine ıdentifizierenden Merkmale mehr enthalten. 
die einen direkten Personenbezug herstellen kön- 
nen 

6. Die speichernde Stelle muß durch geeignete Sı- 
cherungsmaßnahmen gewährleisten, daß eine un- 
befugte Kenntnisnahme oder Verknüpfung von !n- 
divıdualdaten verhindert wırd, da nıcht auszuschlie- 
Ben ıst, daß ım Einzelfall die Personenbezogenheit 
erhalten bleıben kann ” 

7 Eıne Veröffentlichung bzw. Übermittlung von per- 
sonenbezogenen Daten aus statistischen Daten- 
banken ıst grundsätzlich zu unterlassen 

8. Beı der Verarbeitung und Auswertung von statisti- 
schen Datenbanken sollten - soweit moglich - fol- 
gende Grundsätze Beachtung finden. Beı der Er- 
fassung von Grundgesamtheiten ist eıne generelle 
Vorsicht geboten: Je kleiner dıe Stichprobe, um so 
weniger laßt sıch ein konkreter Personenbezug 
herstellen Schließlich ıst bei der Kontrolle der Er- 
gebnisse zu prüfen, inwieweit dıe Ergebnisse ım 
Zuge der Anonymisıerung modifiziert werden kön- 
nen, ohne daß dabeı der Informationsgehalt des Er- 
gebnisses darunter leidet. 

3.7.2 Kommunale Statistik und Planung 

Artikel 57 Bayerische Gemeindeordnung weıst den 
Gemeinden im eigenen Wirkungskreis eıne Reihe von 
Aufgaben zu, die, je größer die Gemeinde, um so wir- 
kungsvoller bewältigt werden können, wenn fundier- 
tes Datenmaterial zur Verfügung steht Dieses Daten- 
material kann entweder aus dem Verwaltungsvollzug 
oder aus eigenen Erhebungen stammen Häufig wird 
für derartige Querschnittsaufgaben eın eigenes Amt 
innerhalb der Gemeinde mıt der Durchfuhrung dieser, 
Tätigkeiten betfaut. Kommen die Daten aus dem Voll- 
zug, handelt es sich um eine Datenübermittlung nach 
Art. 17 BayDSG. Eine Übermittlung von personenbe- 

zogenen Daten an andere offentliche Stellen ıst aber 
nur dann zulässig, wenn sıe zur rechtmäßigen Erfül- 
lung der durch Rechtsnorm der übermitteinden Stelle 
oder dem Empfänger zugewiesenen Aufgaben er- 
forderlich ıst. Die Erforderlichkeit ıst zu prufen, dabeı 
in den meisten Fällen anzunehmen Konkrete Rechts- 
grundlagen für die Nutzung für statistische und pla- 
nerische Zwecke fehlen jedoch im allgemeinen. Den 
Erhebungen beim Betroffenen liegen bis auf wenige 
Ausnahmen ebenfalls keine rechtlichen Verpflichtun- 
gen zugrunde. In solchen Fällen ist der Betroffene 
nach Art. 16 Abs. 2 BayDSG auf die Freiwilligkeit seı- 
ner Angaben hinzuweisen. Die Praxis hat gezeigt, daß 
Erhebungen auf Freiwilligenbasis sich häufig durch
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eine schlechte Datenqualität auszeichnen Dieses 
Problem ließe sıch aber ın den Griff bekommen, wenn 
der Betroffene uber den Wert seiner Angaben aufge- 

klart wırd. Im allgerneinen wırd der Bürger dann keine 
Datenabstinenz ausuben, wenn er erkennt, daß ıhm 
oder der Allgemeinheit durch das Ergebnis der Da- 
tenerhebung eın Nutzen entsteht 

Kommunale Statistik, Stadtforschung und Planung 
sind, wıe oben bereits bemerkt, besonders für grö- 
Bere Kommunen von Bedeutung. Besprechungen 
und Informationsbesuche ım Berichtszeitraum führ- 
ten hierbei zu folgenden Ergebnissen. 

1 Bei freiwilligen Erhebungen ıst der Hinweis auf dıe 
Freiwilligkeit der Angaben deutlich hervorzuheben 
Beı eıner Erhebung wurde festgestellt, daß dıe ver- 
wendete Darstellungsform geeignet war, beim Be- 
troffenen Zweifel über dıe Freiwilligkeit seiner An- 
gaben entstehen zu lassen. 

2. Wäufig wırd beı freiwilligen Erhebungen auf die aus- 
schließliche Verwendung der Daten ohne Namen - 
fur Planungszwecke hingewiesen. Hierdurch wırd 
beı dem Betroffenen der Eindruck erweckt, daß beı 
seinerı Angaben, dıe rein statistischen Zwecken 
dienen sollen, eın Personenbezug wegen fehlen- 
den Namens überhaupt nicht hergestellt werden 

konne. Dies kann ım Einzelfall unrıchtig sein - auch 
wenn der erhobene Name für dıe statistische Aus- 
wertung nıcht verwendet wırd. Auch hier sind da- 
her eindeutige Formulierungen notwendig. 

3. Bei freiwilligen Erhebungen sınd dıe Betroffenen 
uber die Folgen, welche die Datenerhebung und 
die Datenspeicherung nach sıch ziehen könnten, 
nicht ım unklaren zu lassen. 

Um mit eınem vertretbaren Aufwand wirksame Daten- 
sıcherungsmaßnahmen ın Fachamtern, die mit sol- 
chen Aufgaben betraut sınd, festzulegen, wurden - 
soweit solche Maßnahmen nıcht ohnehin schon prak- 
tızıert werden - folgende Maßnahmen vorgeschlagen: 

1. Beı der Verknüpfung von Dateien mit personenbe- 
zogenen Daten aus unterschiedlichen Fachberei- 
chen ıst grundsätzlich dıe Erforderlichkeit und eine 
eventuelle Beeinträchtigung schutzwürdiger Be- 
lange zu überprufen. Gegebenenfalls ist der in- 
terne behördliche Beauftragte für den Datenschutz 
eihzuschalten. Beı Übernahme von neuen Daten- 
bestanden sind ım Hinblick auf die Freigabe nach 
Artikel 26 Abs. 2 BayDSG der ınterne Datenschutz- 
beauftragte und der Landesbeauftragte ohnehin zu 
beteiligen 

2. Alle Aufgaben, ın denen personenbezogene Daten 
verarbeitet werden und dıe uber den routinemäßi- 
gen Tagesbetrieb hınaus gehen, sind zu protokol- 
lieren Aus diesen Aufzeichnungen sollte klar er- 
kennbar sein, welche Daten zu welchem Zweck 
verarbeitet wurden, und ob das Ergebnis perso- 
nenbezogene Daten enthält oder nicht. 

3.7.3 Statistik-Geheimnis und zulassıge Übermittlung 
und Nutzung statistischer Einzelangaben 

& 11 des Bundesstatistikgesetzes, der die Geheim- 

haltung von Einzelangaben regelt, die für eine Bun- 
  

desstatıstik erhoben wurden, bestimmt auch, daß sta- 
tıstische Einzelangaben an andere (offentlichen) Stel- 
len nur ubermittelt werden durfen. wenn und soweit 
dıe Übermittlung unter Angabe des Empfangerkreı- 
ses und der Art des Verwendungszweckes ın der dıe 

Statistik anordnenden Rechtsvorschrift zugelassen 
und in den Erhebungsvordrucken bekanntgegeben 
ıst 

Die Überprüfung von statistischen Erhebungsbogen 
veranlaßt mich, auf dıe Notwendigkeit einer Bekannt- 
gabe etwaiger Nutzungen oder Ubermittlungen ın der 
Rechtsvorschrift und in den Erhebungsvordrucken 
besonders hinzuweisen. Ich gehe daher beı der Über- 
prüfung etwaiger Nutzungen von statıstischen Eınzel- 
angaben, beispielsweise durch dıe Gemeinden die 
an der Erhebung mitwirken, davon aus, daß der Hın- 
weıs auf diese Nutzung auf dem Erhebungsbogen so 
angebracht werden muß, daß der Betroffene beı nor- 
maler bzw. üblicher Art des Ausfullens von dıeser 
Nutzung Kenntnis erlangt ” 

Mit dem Bayerischen Statistischen Landesamt wurde 
daher bereits fur die Bodennutzungserhebungen 
1977 bıs 1982 und fur dıe Viehzählung eine Überein- 
kunft getroffen, nach der die Unterrichtung uber zu- 
lassıge Übermittlungen von Einzelangaben unter eı- 
ner hervorgehobenen Überschrift ..Geheimhaltung 
und zulassıge Datenubermittiung“ erfolgt (sa 3 TB 
Nr. 3.6.1, S 21). Meiner Ansıcht nach wurden erheblı- 

che Zweifel an der wirksamen Unterrichtung über Da- 
tenübermittlungen und damıt an deren Zulasstgkeits- 
voraussetzungen nach $& 11 Abs 3 Bundesstatıstik- 
gesetz bestehen, wenn dıe Erläuterung der Übermitt- 
lung von Einzelangaben lediglich unter der beruhı- 
genden Überschrift „Geheimhaltung“ auf der Ruck- 
seite eines Erhebungsbogens abgedruckt waren 
Dies gilt besonders wenn nicht vom Betroffenen, son- 
dern vom Zähler ausgefüllt wird. so daß der Betrof- 
fene nur unterschreibt und wohl ım Regelfall von der 
Ruckseite des Formulars keine Kenntnis nımmt. 

In dıesem Zusammenhang wırd vom Statistischen 
Landesamt stets zu Recht besonders hervorgeho- 
ben, daß auch Einzelangaben, die an andere Stellen 
übermittelt werden dürfen, nıcht zu Maßnahmen ge- 
gen den Betroffenen verwendet werden durfen (8 11 
Abs. 3 Satz 3 Bundesstatistikgesetz) 

Behorden, denen durch Rechtsvorschrift die Mög- 
lichkeit eröffnet ist, statistische Einzelangaben (mıt 
oder ohne Namensangabe) zu verwenden, wird durch 

diese Vorschrift auferlegt zu prüfen, ob die Art der 
Verwendung zu „Maßnahmen gegen den Betroffe- 
nen“ führt. Daß das Bundesstatistikgesetz hier von 
Maßnahmen und nicht von Entscheidungen spricht. 
läßt darauf schließen, daß über das Verbot hinaus, dıe 
Angaben im Rahmen von Verwaltungsakten zu ver- 
werten, auch ein Verbot besteht, die Angaben zu 
sonstigen gegenüber dem Betroffenen beschwerend 
wirkenden Maßnahmen zu verwenden. 

Klargestellt ist damit, daß eine Berichtigung des Mel- 
deregisters aufgrund der Erhebungen zur Volks-, Be- 
rufs-, Wohnungs- und Arbeitsstättenzahlung (Volks- 
zählung) zu keinem Ordnungswidrigkeitenverfahren 
wegen fehlender Anmeldung führen darf. Dies wird in
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& 9 des Entwurfs eines Volkszahlungsgesetzes 1982 
nochmals ausdrucklich wiederholt (Abs. 1 Satz 2). 
Das Verbot gılt aber auch fur Bundes- oder Landes- 
behorden, denen nach $ 9 Abs 2 des genannten Ent- 
wurfes Volkszahlungs-Einzeldaten ubermittelt werden 
sollen und für Gemeinden und Gemeindeverbände, 
die nach Abs. 3 des Entwurfs für Zwecke der Regio- 
nalplanung, des Vermessungswesens, der gemeindlı- 
chen Planung und des Umweltschutzes sowie für ei- 
gene statistische Aufbereitungen Eıinzelangaben er- 
halten sollen. Der Begriff der gemeindlichen Statıstik 
und Planung muß also im Lichte des Verbots von 
Maßnahmen gegen den Betroffenen ınterpretiert wer- 
den Eıne Planung, die sich mittelbar oder unmittelbar 
gegen den Betroffenen auswirkt, durfte unter Zuhilfe- 
nahme statistischer Einzeldaten, wıe z B. auch von 
Daten der Volkszahlung, nicht betrieben werden 
(s. hierzu auch die Anmerkungen zur Planungsdaten- 
sammlung in meinem 2. Tätıgkeitsbericht, Nr 4.1.3.1, 

Seite80/21). 

38 Archıvwesen 

Zwischen Datenschutz und Archıvwesen sınd ın jung- 
ster Zeit einige Problemfelder deutlich geworden, dıe 
eine gesetzliche Regelung aus der Sicht des Daten- 
schutzes wünschenswert erscheinen lassen: 

- So sınd seit Inkrafttreten des Bayer. Datenschutz- 
gesetzes dıe seinem Schutzbereich unterfallenden 
personenbezogenen Daten nach Art. 20 Abs 1 
BayDSG zu sperren, wenn die Kenntnis der Daten 

für dıe speichernde Stelle zur rechtmäßigen Erfül- 
lung der ihr durch Rechtsnorm zugewiesenen Auf- 
gaben nicht mehr erforderlich ıst. Sofern der Be- 
troffene es verlangt, sınd diese Daten nach Art. 20 
Abs 4 BayDSG sogar zu löschen. Während ge- 
sperrte Daten nach Art 20 Abs. 2 BayDSG einer 
beschränkten Nutzung beispielsweise für wıssen- 
schaftliche Zwecke offenstehen, zu der möglicher- 
weıse die Archivtätigkeit gerechnet werden kann, 
gehen Daten. die nach Art. 20 Abs. 4 BayDSG zu 
loschen sind, den Archiven verloren. Wegen dieser 
Problematik enthalten einige Landesdatenschutz- 
gesetze sogenannte Archivklauseln, wonach Daten 
vor ıhrer Löschung den Archiven angeboten wer- 
den mussen. Die Praxis hat jedoch gezeigt, daß 
diese Bestimmungen nicht ausreichen und für die- 
sen Problembereich wohl umfangreichere Rege- 
lungen erforderlich sınd. 

- Schwierigkeiten können auch dort auftreten, wo 
die Abgabe von Daten an Archive ansteht, die ei- 
nem besonderen Geheimnisschutz unterliegen 
{zum Beispiel Gesundheits-, Sozıal- oder Steuer- 
daten). Die entsprechenden Geheimhaltungsvor- 
schriften könnten möglicherweise einer Abgabe 
dieser Daten an die Archive entgegenstehen. Dies 
mag am Beispiel von Sozialhilfeakten deutlich wer- 

den: 

Eine Abgabe von Sozialhilfeakten an das Staats- 
archiv ist eine Offenbarung von Angaben über 
persönliche und sachliche Verhältnisse von So- 
zıalhilfeempfängern. Eine solche Offenbarung ıst 
nach $ 35 Abs. 2 SGB | „nur unter den Voraus-   

setzungen der $$ 67 bıs 77 des 10 Buches" 
SGB zulassıg. Nach keiner dieser Bestimmun- 
gen ıst eıne Offenbarung von Sozialdaten zu Ar- 
chıyzwecken erlaubt. Inwieweit der Gesetzgeber 
diese Fragestellung übersehen hat oder absicht- 
lich nıcht geregelt hat, kann dahinstehen Jeden- 
falls hat diese Rechtslage zur Folge. daß Sozıal- 
hilfeakten, dıe lebende Personen betreffen, dem 
Staatsarchiv nur dann überlassen werden dür- 
fen, wenn entweder die Betroffenen ın dıe Akten- 
weitergabe eingewilligt haben. oder die Sozıalhıl- 
feakten durch Loschung der Identifizierungsan- 
gaben so aufbereitet wurden, daß Betroffene 
nicht mehr bestimmbar sınd. Sozıalhılfeakten 
konnen daher an das Staatsarchıv erst dann ab- 
gegeben werden, wenn dıe Betroffenen verstor- 
ben sind oder ihr Ableben mit hoher Wahr- 
scheinlichkeit anzunehmen ıst 

Akten von Sozıalleıstungsträgern enthalten aller- 
dıngs fast immer auch medizınısche Daten. Nac 
8 76 Abs 1 SGB X ist der Sozialleıstungsträger 
gehalten, solche Daten nur unter den Vorausset- 
zungen zu offenbaren, unter denen dıe ın & 203 
Abs. 1 und 3 StGB genannten Personen selbst 
zur Offenbarung befugt wären. Nach $ 203 Abs 4 
StGB ıst dıe unbefugte Offenbarung fremder 
Geheimnisse auch nach dem Tode des Betroffe- 
nen strafbar. Auch ın dıesen Fällen wırd die Be- 
fugnis zur Offenbarung nur vorliegen, wenn eıne 
ausdruckliche Zustimmung des Betroffenen - 
etwa ausgesprochen noch vor seinem Tode - 
oder seine mutmaßliche Einwilligung vorliegt 
oder aufgrund besonderer Gesetze oder eınes 
Notstandes die Offenbarung erlaubt ıst Eine 
ausdrückliche gesetzliche Befugnis liegt meines 
Erachtens nicht vor. Inwieweit die mutmaßliche 
Einwilligung des Betroffenen angenommen wer- 
den kann, erscheint zweifelhaft. 

im übrigen kann auch die Ausnahmeregelung 
des $ 76 Abs. 2 SGB X über die Weitergabe von 
Gutachten und Bescheinigungen wegen der Er- 
bringung von Sozialleistungen eıne Abgabe an 
das Staatsarchiv nicht rechtfertigen, weil eine 
derartige Weitergabe nicht dem Vollzug einer 
gesetzlichen Aufgabe im Sınne des $ 69 Abs. 1 
Nr. 1 SGB X dienen würde. “ 

- Teilweise wird Aktenmaterial an die Archive zur 
Zwischenlagerung abgegeben, noch bevor über 
die endgültige Archivwürdigkeit entschieden ist. In 
diesen Fällen verwaltet das Archiv die Materialien 
quasi im Auftrag für die an sich zuständige Stelle 
Durch $ 10 Abs. 5 Melderechtsrahmengesetz wırd 
diese Möglichkeit im übrigen für dıe Meldedaten 
gesetzlich eröffnet. Derartige zwischengelagerte 
Daten dürfen der üblichen Nutzung durch die Ar- 
chive grundsätzlich nicht offenstehen. 

Schließlich können Zweifelsfragen auftreten, weil 
dıe zeitgeschichtliche Forschung an archıviertem 
Material aus jüngerer Zeit interessiert ıst. Es kann 
nıcht ausgeschlossen werden, daß hiervon Daten 
noch lebender Personen betroffen werden.



DRUCKSACHE 9/11712 Bayerıscher Landtag : 9 Wahlperiode Seite 43 
  

— Aus dem Blickwinkel des Datenschutzes trıtt noch 
eın weıteres Problem hınzu Ab 1. Januar 1983 ge- 
nugt es nıcht mehr, daß Spetchern. Verändern und 

Ubermitteln personenbezogener Daten zur Erful- 
lung offentlicher Aufgaben erforderlich sınd (Art 

37 Abs. 3 Satz 1 BayDSG). Nach dıesem Zeitpunkt 
ıst die Verarbeitung geschützter personenbezoge- 
ner Daten nur zulassig, wenn sie zur rechtmäßigen 
Erfüllung der durch Rechtsnorm zugewiesenen 
Aufgabe erforderlich ıst (Art 16 Abs 1, 17 Abs. 1 

BayDSG) Zwar ıst derzeit die Menge der vom 
Bayer Datenschutzgesetz erfaßten personenbezo- 
genen Daten, also der Daten, die ın Dateien oder 
Karteıen geführt sind, die zur Abgabe an Archive 
heranstehen, noch gering, doch ist mit dem An- 
wachsen derartiger Daten ın näherer Zukunft zu 
rechnen. 

Derzeit regeln im wesentlichen nur Benutzungsord- 
nungen das Archivwesen. Sofern künftig Rechtsvor- 
schriften erforderlich sınd, genügen diese Benut- 
zungsregelungen den Anforderungen nicht. 

Folgende Schwerpunkte einer Archivgesetzgebung 
sehe ıch: 

Die Aufgaben der Staatlichen Archive sollten mog- 
lichst deutlich beschrieben werden, weil sich nach 
Datenschutzrecht die Zulässigkeit einer Datenspei- 
cherung nach der erforderlichen Aufgabenerfüllung 
bemißt. Meines Erachtens sollte hierbei auch eine 
deutliche Trennung gegenuber der Tätigkeit der öf- 
fentlichen Verwaltung zum Ausdruck gebracht wer- 
den 

Die Begriffe „Archivgut“ und „archivwürdig‘‘ haben 
für dıe Datenubermittlung von den Verwaltungsbehör- 
den zu den Archiven und für die Frage der Zulässig- 
keit der Aufbewahrung bei den Archiven eine Schlüs- 
selbedeutung. Zur Vermeidung von Auslegungs- 
schwierigkeiten sollten sie möglichst genau definiert 
werden. 

Sofern Archiven die Einsicht in sämtliche bei staatlı- 
chen Behörden, Gerichten und sonstigen Dienststel- 
ten angefallenen und zur Erledigung laufender Ge- 
schäfte nicht mehr benotigten Unterlagen gestattet 
werden soll, damit die Archive selbst die Frage der 
Arehivwürdigkeit entscheiden können, würde dies 
den Archiven - von Befugnissen des Obersten Rech- 
nungshofes abgesehen - eine Sonderstellung zuweı- 
sen. Die Notwendigkeit eines solchen umfassenden 

Einsichtsrechts muß daher meines Erachtens sorgfäl- 
tıg geprüft werden. Aus der Sicht des Datenschutzes 
erscheint eine so weitgehende Einsichtnahme jeden- 
falls nicht unbedenklich. 

Einer Lösung bedarf das Verhältnis von Sperrung und 
Löschung nach den Datenschutzgesetzen und den 
Erfordernissen der Archive nach Erfassung möglichst 
aller archivwürdigen Materialien 

Das Anlegen von Zwischenarchiven und der Zugriff 
der Archivare auf diese Materialien bedarf einer Re- 
gelung, die die originären Zuständigkeiten der abge- 
benden Verwaltung unberührt läßt. Sofern Daten ei- 
nem besonderen Geheimnisschutz unterliegen, ist für   

deren Abgabe an Archive gegebenenfalls eine geson- 

derte Regelung notwendig 

Eine vollstandige Übernahme des ın einem Teilbe- 

reıch der Verwaltung angefallenen Schriftgutes sollte 
nach Moglichkeit ausgeschlossen werden, um zu ver- 
meiden, daß durch Eınsatz kunftiger Techniken beim 
Archiv dıe Daten zusammengefuhrt und ausgewertet 

werden. obwohl deren Zusammenfuhrung ber den 
Verwaltungsstellen nach dem Datenschutzrecht un- 
tersagt war. 

Generell sollte sichergestellt werden. daß eıne Beeıin- 
trächtigung schutzwurdiger Belange der Betroffenen 
durch die Benutzung der Archive ausscheidet Hierzu 
ist sicherzustellen, daß der Zugriff auf Archivalıen 
möglichst erst nach Ableben der Betroffenen gestat- 
tet wırd. Außerdem sollten die Betroffenen entspre- 

chend den grundliegenden Datenschutzrechten eın 
Auskunftsrecht erhalten. Sofern der Betroffene hier- 
bei Unrichtigkeiten feststellt. ıst ihm zumindest eine 
Art Gegendarstellungsrecht zu gewahren Beı der 
Sammlung umfassender Datenmengen bestimmter 
Bevölkerungsgruppen ıst zu beachten, daß hierdurch 
fur diese kein besonderes Gefährdungspotential er- 

öffnet werden darf 

In einem Archivgesetz sollten möglıchst schon jetzt 
kunftige Entwicklungen auf dem Gebiet der Informa- 
tıonstechnologıe mıt deren umfassenden Speiche- 
rung- und Auswertungsmöglichkeiten berucksichtigt 
werden. Die Erstellung von Personlichkeitsprofilen 
sollte auch den Archiven untersagt seın. 

Schließlich empfiehlt sich eine Regelung zur Datensı- 
cherung vergleichbar der Bestimmung des Art. 15 
BayDSG 

Ich habe es außerordentlich begrüßt, daß das Bayer. 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus in seiner 
Antwort vom 15. Junı 1981 auf die schriftliche An- 
frage eınes Abgeordneten mitgeteilt hat, daß auch fur 
Bayern der Erlaß eines Archivgesetzes angestrebt 
wird und eine gesetzliche Regelung des Archıvwe- 
sens neben der Festlegung seiner Aufgaben die er- 
forderlichen bereichsspezifischen Datenschutzbe- 
stimmungen enthalten könnte 

39 Verschiedenes r 

3.9.1 Datenschutzrechtliche Freigabe nach Art. 26 
Abs. 2 BayDSG 

Im Berichtszeitraum habe ıch festgestellt, daß die Mit- 
teilungen über die datenschutzrechtliche Freigabe ın 
der Planung befindlicher automatisierter Verfahren 
gegenüber dem Vorjahr zunahmen. in einigen Fällen 
wurden mir auch die Ergebnisse der Hauptuntersu- 
chung zur datenschutzrechtlichen Stellungnahme 
übersandt. Grundsätzlich ist gegen ein derartiges 
Verfahren nichts einzuwenden. Es ist allerdings fest- 
zuhalten, daß die Hauptuntersuchung sich an andere 
Zieladressaten richtet und im allgemeinen für eine da- 
tenschutzrechtliche Stellungnahme weniger geeignet 
ıst, weil — wie die Erfahrung zeigte - Aussagen über 
die Rechtsgrundlagen für die Speicherung und Über- 
mittlung von personenbezogenen Daten fehlten.
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Für die datenschutzrechtliche Freigabe nach Art. 26 
Abs. 2 und 4 BayDSG sollten - wıe bereits im 2. Tätıg- 
keıtsbericht unter der Ziffer 22.5 auf Seite 9 behan- 
delt - folgende Angaben gemacht werden. 

- Eıne kurze Verfahrensbeschreibung mit Hınweıs 
auf den betroffenen Personenkreis und ungefähre 
Abschatzung des Mengengerusts. 

— Beschreibung des Datensatzes auf Feldebene mit 
Angabe der Rechtsgrundlage für dıe Speicherung 
bzw Verarbeitung, 

- Beschreibung des Datensatzes auf Feldebene mit 
Angabe der Rechtsgrundlage für dıe Übermittlung 
von personenbezogenen Daten; 

- Art des ADV-Verfahrens (z.B Onlıne- oder Batch- 

Verfahren), 

— dıe Stelle, dıe fur die Systementwicklung und Pro- 
grammerung des Verfahrens zuständig ist; 

- der Ort, an dem die Daten verarbeitet werden sol- 
ten, 

-— Beschreibung der vorgesehenen technischen und 
organısatorıschen Maßnahmen zur Datensiche- 

rung. 

Beı der Verarbeitung personenbezogener Daten im 
Auftrag ıst stets darauf zu achten, daß eıne schriftli- 
che Regelung im Sınne von Nr. 3.4 ff. der Vollzugsbe- 
kanntmachung zum Bayer. Datenschutzgesetz abge- 
schlossen wird. Schließlich hat sich die auftragge- 
bende Behörde davon zu überzeugen daß beim Auf- 
tragnehmer ausreichende Datensicherungsmaßnah- 
men vorhanden sind. Das ist zum Beispiel auch dann 
notwendig, wenn im Hauptamt eıner Kommune auf eı- 
nem Textsystem Adressenmaterial aus Ämtern verar- 

beitet wırd, die sensiblere Daten verarbeiten, wıe 
etwa das Sozial- oder Gesundheitsamt. 

Bei der Planung eines automatisierten Verfahrens 
sollte man an die automatisierte Speicherung der ein- 
zelnen Datenfelder eines Datensatzes einen strengen 
Maßstab anlegen. Häufig sınd Datenfelder sensiblen 
Inhalts nicht sogenannte „Muß-“, sondern lediglich 
„Kannfelder‘‘ oder sie haben ım automatisierten Ver- 
fahren keine wesentliche Bedeutung. Hier ist zu über- 
legen, oß*der zusätzliche technische und organisato- 
rısche Datensicherungsaufwand für diese sensiblen 
Daten in einem wirtschaftlichen Verhältnis zu dem 
Automatisierungseffekt steht. Beim Aufbau von Per- 

sonalınformationssystemen können das ınsbeson- 
dere Angaben uber Dienststrafverfahren oder Ergeb- 
nısse von Beurteilungen sein. 

Schließen sich Behorden einem bereits überregional 
iaufenden Verfahren, zum Beispiel eınem Verfahren 
der AKDB, an, so ist auf eine Freigabemitteilung nach 
Art. 26 Abs. 4 zu verzichten, da der Landesbeauf- 
tragte für den Datenschutz durch die Meldung zum 
Datenschutzregister ohnehin vom Anschluß an das 
betreffende Verfahren in Kenntnis gesetzt wird und 
die AKDB ihrerseits das Verfahren nach Art. 26 
Abs. 2 und Abs. 4 BayDSG beim Landesbeauftragten 
anzuzeigen hat. 

  

392 Zum Datenschutzregister 

Auch ım Jahre 1981 mußte ıch feststellen. daß beı vıe- 
len Stellen noch Unklarheit uber dıe Art und den Um- 
fang des Meldevorgangs herrscht Eıne formlose An- 
meldung einer automatısıert gefuhrten Dateı zum Da- 
tenschutzregister ıst nicht möglich Fur dıe Erst- so- 
wıe für die Änderungsmeldung sınd dıe ım Bayerı- 
schen Staatsanzeiger Nr 48/1978 veroffentlichten 
Meldeformulare zu verwenden Beı Abgabe einer An- 
derungsmeldung ist jedoch zu beachten. daß eine 
solche nur dann erforderlich ıst, wenn sıch das Ver- 
fahren geändert hat. z.B. durch zusatzliche Daten- 
übermittlungen an Dritte oder durch dıe Erweiterung 
des Datensatzes. Eine Änderungsmeldung ıst aber 
dann abzugeben, wenn eine bereits bestehende Da- 
teı für dıe maschinelle Abwicklung weiterer Aufgaben 
verwendet wird 

Bei manchen Meldungen mußte ıch feststellen. daß 
dıe Dateı nıcht meldepflichtig ıst, da keine personen- 
bezogenen Daten gespeichert werden In vielen Be- 
reichen werden im ubrigen fur statistische Zwecke 
anonymisıerte Daten automatisiert gespeichert und 
verarbeitet. Können aber die Daten einer solchen 
anonymisıerten Datei durch die speichernde Stelle 
z B. mıt Hilfe einer manuell gefuhrten Karteı uber den 
Inhalt von Datenfeldern ohne unverhaltnismaßıgen 
Aufwand wieder auf bestimmte Personen bezogen 
werden. so wird eıne derartige Datei meldepflichtig. In 
die Überlegungen sind auch Dateien anderer Stellen 
einzubeziehen, wenn ihre Nutzung fur dıe speı- 
chernde Stelle ohne unverhältnismaßıgen Aufwand 
moglich ıst. Ist eine Reidentifizierung fur die speı- 

chernde Stelle nıcht oder nur sehr schwierig moglich, 
braucht diese automatisiert geführte anonymisıerte 
Dateı nıcht zum Datenschutzregister gemeldet zu 
werden. Gleichwohl ıst aber beı Datenubermittlungen 
aus solchen nicht meldepflichtigen Dateien zu prufen. 
ob dıe empfangende Stelle einen Personenbezug 
herstellen kann. Zutreffendenfalls ist die Notwendig- 
keıt einer Anzeige zum Datenschutzregister erneut 
zu prüfen. 

Die Inanspruchnahme des Registers durch den Bür- 
ger war im Berichtszeitraum etwas geringer als ım 
Vorjahr. Die Übersicht, deren Erstellung zugegebe- 
nermaßen etwas aufwendig ıst, hat aber fur den Bür- 
ger meines Erachtens eınen hohen Informationswert, 
da er einen umfassenden Überblick uber dıe automa- 
tisıerten Datenspeicherungen ım offentlichen Bereich 
des Landes erhält. Als besonders wertvoll hat sıch 
das Register wieder für dıte Kontrolltatigkeit des Lan- 
desbeauftragten für den Datenschutz erwiesen. 
Durch die Übernahme des Registers auf eine elektro- 
nische Rechenanlage erhoffe ıch mir durch dıe ge- 
zıelte Auswertbarkeit der Informationen eıne weitere 
Steigerung des Informationsgehaltes. 

Durch dıe zunehmende Buroautomation werden ın 
naher Zukunft bei der Verbindung von Text- und In- 
formationsverarbeitung weitere Dateien mıt perso- 
nenbezogenen Daten entstehen. Auch im Kranken- 
hauswesen und bei der Kfz-Zulassung werden in den 
kommenden Jahren bisher manuell durchgeführte 
Verwaltungsaufgaben automatisiert abgewickelt wer-
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den Schließlich wird auch der Einzug der elektronı- 

schen Datenverarbeitung ın dıe Parlamentsarbeit Mel- 
dungen zum Datenschutzregister zur Folge haben, 
namlıch dann, wenn Beschwerden und Petitionen ın 
personenbezogener Form automatisiert gefuhrt wer- 

den. Diese Gesichtspunkte lassen in absehbarer Zeıt 
nıcht auf einen Abschluß beim Aufbau des Daten- 
schutzregısters hoffen 

3.93 Datenübermittlung auf Postkarten 

Im Berichtszeitraum bın ich wıeder mehrfach von Be- 
hörden befragt worden, inwieweit ım Verkehr zwi- 
schen Behorden und bei Schriftwechsel mit Privaten 
Postkarten als Datentrager für personenbezogene 
Daten verwendet werden konnten. Hierzu steile ich 
folgendes fest 

Gegen die Verwendung von Postkarten im Verkehr 
zwischen Behörden bestehen grundsätzlich keine 
Bedenken Für den Übermittlungsweg der Postkarte 
gilt das Postgeheimnis, so daß außenstehende Dritte 
grundsätzlich vom Inhalt der Postkarte nicht Kenntnis 
erlangen. Zudem sınd die Bediensteten der betroffe- 
nen Behorden zur Amtsverschwiegenheit verpflichtet 
Die Verwendung von Briefumschlagen würde ım ubrı- 
gen, abgesehen von den erhöhten Portokosten. eı- 
nen unverhaltnısmäßig hohen Arbeitsaufwand bedın- 
gen und beı anfragender wie auskunftserteilender Be- 
horde erhöhte Arbeitsbelastung zur Folge haben Da- 
her habe ıch keine Bedenken, wenn Anfragen der Po- 
lizeı an das Meldeamt oder an die Zulassungsstellen 
nach den Namen der Kfz-Halter ım Ordnungswidrig- 
keitenverfahren auf Postkarten gestellt und beant- 
wortet werden. Selbstverstandlich gehe ich davon 
aus. daß in begründeten Einzelfällen, in denen auf- 
grund besonderer Umstände eine Beeinträchtigung 
schutzwuürdiger Belange eines Betroffenen zu be- 
furchten sind, ausnahmsweise verschlossene Brıief- 
umschläge verwendet werden. 

Allerdings muß durch organısatorische Maßnahmen 
sıchergestellt werden, daß auch innerhalb der betrof- 
fenen Behorden nur dıe Bediensteten Kenntnis vom 
Inhalt der Postkarten nehmen können, die mit der Er- 
ledıgung beauftragt sınd. So habe ich ın einem Fall 
vorgeschlagen, diese Antwortkarten nicht ım allge- 
meinen Auslaufkorb abzulegen, sondern sıe geson- 
dertsbis zu Abholung aufzubewahren. 

Sofern die Behörden einen Schriftwechsel mit Privat- 
personen führen, in dem personenbezogene Daten 
übermittelt werden, sind grundsätzlich verschlossene 
Briefumschläge zu verwenden. In diesem Falle kann 
nicht ausgeschlossen werden, daß dıe Mitteilungen 
der Behörde im Haushalt des Empfangers von Unbe- 
rechtigten zur Kenntnis genommen werden können. 
Meınes Wissens wird von bayerıschen Behörden ent- 
sprechend verfahren (vgl. auch Justiz). 

3.9.4 Veröffentlichung von Daten aus der Archıitekten- 
liste 

Die Bayerische Architektenkammer, eine Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts, fuhrt aufgrund des 
Bayerischen Architektengesetzes die Architektenli- 
ste. Sie wird aufgrund von Neueintragungen, Ände-   

rungen und Loschungen fortgeschrieben Jahrlıch 
einmal wurden bisher Name, Vorname. akademischer 
Grad, Anschrift, Fachrichtung und Mitgliedsnummer 

aller Kammermitglieder veröffentlicht damit ohne 
zeitraubende Nachforschungen festgestellt werden 
kann, ob eın Entwurfsverfasser berechtigt ıst. dıe Be- 
rufsbezeichnung .‚Architekt'' zu fuhren Diese Praxıs 
dient dem Schutz der Berufsgruppe selbst, sowie 
Dritter, die Leistungen dieser Berufsgruppe ın An- 
spruch nehmen oder Geschäftsbeziehungen mıt Ar- 
chitekten aufnehmen wollen 

Nach Inkrafttreten der Datenschutzgesetze sınd in eı- 
nıgen Bundesländern Bedenken gegen dıe Übermitt- 
lung oder Veroffentlichung aus der Architektenliste 
entstanden. Der Bayerische Landtag hat solchen Be- 
denken ım Zuge der Novellierung des Bayerischen 
Architektengesetzes (GVBl. 1981 S 498) durch fol- 
gende Neuregelung Rechnung getragen‘ „Aus der 
Architektenliste dürfen Auskünfte uber Vornamen. 
Namen, akademische Grade. Fachrichtung und Tatfg- 
keit der Architekten erteilt werden. Diese Angaben 
durfen auch veröffentlicht werden Art 17 des Bayerı- 
schen Datenschutzgesetzes vom 28 Aprıl 1978 
(GVBl. S. 165) bleibt unberührt ° 

395 Schulerfahrausweise des Munchner Verkehrs- 
verbunds 

Auf den Schulerfahrausweisen. die vom Munchner 
Verkehrsverbund ausgegeben wurden, waren neben 
Name, Vorname, Geburtsdatum und Anschrift des 
Schulers auch Name und Anschrift der vom Schuler 
besuchten Schule eingetragen Sofern der Schuler eı- 
ner Sonderschule angehorte, wurde dıes durch den 
Zusatz „So'' vermerkt. Den Münchner Stadtwerken - 
Verkehrsbetrieben habe ich meine datenschutzrecht- 
lichen Bedenken gegen die Aufnahme dieses Zusat- 
zes auf den Schuülerfahrausweisen vorgetragen. Ins- 
besondere habe ıch darauf hingewiesen, daß schutz- 
wurdige Belange der Betroffenen beispielsweise da- 
durch beeinträchtigt werden konnen. daß eın Kon- 
trolleur unnötigerweise die Zugehörigkeit eines Schu- 
lers zu einer Sonderschule erfährt. 

Auf meine Vorstellungen hın wird der Zusatz So" auf 
den Schülerfahrausweisen kunftig nıcht mehr ver- 
merkt 

: r 

3.9.6 Befreiung von der Rundfunkgebührenpflicht 

Bei Datenschutzkontrollen habe ich festgestellt, daß 
Gemeinden eine sogenannte Rundfunkgebührenbe- 
freiungskartei fuhren. Neben dieser Speicherung von 
Daten bei der Gemeinde ist datenschutzrechtlich 
noch von Bedeutung, daß die Gemeinden jeweils eı- 
nen Abdruck des Bescheides uber dıe Gebührenbe- 
freiung an die Gebühreneinzugszentrale der Rund- 
funkanstalten (GEZ) übersenden. 

Zur Rechtslage ist folgendes zu bemerken: 

Nach & 5 Abs. 2 Satz 2 der Verordnung über die 
Befreiung von der Rundfunkgebührenpflicht vom 
24.März 1981 (GVBI.S.74) entscheidetüber den Antrag 

auf Befreiung von der Rundfunkgebührenpflicht die 
Rundfunkanstalt auf Vorschlag der Gemeinde, beı der
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der Antrag schriftlich einzureichen ıst. Daruber hin- 
aus kann die Rundfunkanstalt dıe Gemeinden zur 
Aushandigung des Befreiungsbescheides ermächtı- 
gen (85 Abs 2 Satz 3 der VO, vgl auch Bekanntma- 
chung des Bayer Rundfunks vom 28. Juli 1978 StAnz 
Nr. 31 Seite 2, Bekanntmachung des Bayer. Staatsmı- 
nısteriums fur Arbeit und Sozialordnung vom 1. April 
1981 - MABI. Seite 161) In der Praxıs entscheiden je- 
doch die Gemeinden über dıe Antrage auf Befreiung 
von der Rundfunkgebührenpflicht selbst. Diese Pra- 
xis widerspricht zwar dem eindeutigen Wortlaut des 
8 5 Abs 2 der Verordnung, ıst aber wohl sinnvoll. im 
Hinblick auf diese Rechtslage erscheint es auch zweı- 
felhaft, ob dıe Gemeinden zulässıgerweise die Rund- 
funkgebührenpflichtbefreiungskarteı im derzeitigen 
Umfang führen 

Sofern dıe derzeitige Praxıs als wirtschaftlich und 
bürgernah angesehen wird. rege ıch an, dıe Verord- 
nung ‚iber die Befreiung von der Rundfunkgebühren- 
pflicht der Praxis anzupassen. Da mir von Vertretern 
der zustandigen Stellen zugesagt worden ist, daß 
eıne entsprechende Novellierung erwogen wırd, sehe 
ıch zunachst davon ab, die bisherige Speicherung zu 
beanstanden. Vom Inhalt der geanderten Verordnung 
wırd es abhangen, ınwıeweıt dıe Speicherung der ent- 
sprechenden Daten beı der Gemeinde bzw die Über- 
mittlung der Daten an den Bayer Rundfunk zulässig 

ist. 

Besondere Bedenken ergeben sıch zwangsläufig dar- 
aus, daß die Gemeinde einen Abdruck des Beschei- 
des uber die Rundfunkgebuhrenpflichtbefreiung an 
die GEZ ubersendet, denn der Bescheid enthält auch 
dıe Gründe für dıe erfolgte Befreiung von der Gebuüh- 
renpflicht. Zwar sind diese Gründe für die Entschei- 
dung ım Einzelfall von Bedeutung, für die Aufgabe der 
GEZ, dıe Rundfunkgebuhren einzuziehen. sind sıe je- 
doch meines Erachtens nicht erforderlich Für sie 
müßte der Hinweis genügen, daß tatsächlıch die Vor- 
aussetzungen fur eine Befreiung erfüllt sind. Da es zu 
den Aufgaben des Datenschutzes gehort, umfas- 
sende Datenbanken uber Minderheiten (Minderbemit- 
telte, Schwerbehinderte) möglichst gering zu halten, 
ıst die Speicherung der Befreiungsgründe bei der 

GEZ besonders bedenklich 

Ich gghe daher davon aus, daß im Zusammenhang 
mit der vorgenannten Novellierung der Verordnung 
uber dıe Befreiung von der Rundfunkgebührenpflicht 

auch das gesamte Verfahren der Rundfunkgebühren- 
pflıchtbefreiung und der damit zusammenhängenden 

Datenspeicherungen sowie -übermittlungen uüber- 

prüft wırd 

3.9.7 Dienstanweisung für technische und organisa- 
torısche Maßnahmen des Datenschutzes 

Beı Prufungen ım kommunalen Bereich hatte ıch ın 
den vergangenen Jahren angeregt, eıne spezielle 

Dienstanweisung über die nach dem BayDSG erfor- 
derlichen technischen und organisatorischen Maß- 
nahmen zum Datenschutz zu erlassen. In einer sol- 
chen Dienstanweisung sollten das Anlegen und Bear- 
beiten von Dateien, das Weitergeben von Daten, die   
Einsichtnahme in Dateien, der Transport von Daten- | 

tragern, das Aufbewahren von Dateien und das Ver- 

richten von Datentragern geregelt werden Durch ge- 
legentliche Kontrollen sollte sıch der fur den Daten- 
schutz Zuständige auch von der Einhaltung der ver- 
fügten Maßnahmen uberzeugen 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß eine auf dıe Belange 
aller speichernden Stellen zugeschnittene Muster- 
dienstanweisung unhandlich wurde, da Gegebenhei- 
ten und Erfordernisse von Gemeinde zu Gemeinde 
recht verschieden sein könnten. Wichtiger als der Er- 
laß von Dienstanweisungen erscheint mir daher dıe 
Schulung der Mitarbeiter auf dem Gebiet des Daten- 
schutzes. Nur so kann sich beı den zuständigen Mit- 
arbeitern eın Blick fur die jeweiligen Erfordernisse 
des Datenschutzes entwickeln. In einer solchen 
Schulung ıst vor allem auf die Gefahren einzugehen 
dıe beı Verstoßen gegen das Datenschutzgesetz ent- 
stehen können. 

Für den Fall, daß dıe Abfassung eıner Dienstanwei, 
sung vorgesehen ware halte ıch folgende Punkte für 
wichtig! 

- Eine Dienstanweisung sollte sıch stets an einen 
engbegrenzten Personenkreis rıchten 

- dıe Maßnahmen sollten sıch an den Phasen der Da- 
tenverarbeitung orientieren und folgende Arbeıts- 
schritte regeln 

Anlegen und Bearbeiten von Dateıen, 

Weitergabe von Daten, 
Aufbewahrung von Dateien und 
Vernichten von Daten: 

- die angestrebten Maßnahmen sollen angemessen 

sein. 

310 Datenschutz-Fortbildungsveranstaltungen 

In Zusammenarbeit mıt der Bayerischen Verwaltungs- 
schule wurde 1981 begonnen, Fortbildungsveranstal- 
tungen über Datenschutz ın allen Regierungsbezir- 
ken Bayerns abzuhalten Die Veranstaltungen sınd fur 
Mitarbeiter, dıe für den Vollzug des Datenschutzge- 
setzes zuständig sınd, insbesondere Datenschutz- 
sachbearbeiter, Datenschutzreferenten und Daten- 
schutzbeauftragte, konzipiert. Um eine möglichst 
hohe Beteiligung sicherzustellen, werden sıe eintägıg 
abgehalten. Dabei wird in Kauf genommen, daß von 
den Besuchern teilweise eine länger als eıntagıge Un- 
terrichtung für zweckmäßig gehalten wırd, denn dıe 
Behörden konnen ın der Regel Mitarbeiter nur für eı- 
nen Tag problemlos abstellen Auch der Aufwand an 
Reisekosten wird dadurch gering gehalten. 

Die Fortbildungsveranstaltungen bieten 

- Schwerpunktmäßige Übersicht uber rechtliche Da- 
tenschutzfragen nach dem BayDSG Datenerhe- 
bung, -speicherung, -übermittlung. -sperrung und 
-loschung; Verantwortung, Kontrolle ıntern und ex- 
tern; Rechte des Betroffenen. 

- Schwerpunktmäßige Übersicht über Datensıche- 
rungsfragen aus der Praxis des Landesbeauftrag- 
ten für den Datenschutz, Dateibegriff, Daten- 
schutzregister, sensible Daten, Sıcherungsmaß-
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nahmen nach Art. 15 BayDSG, technische Eınzel- 
probleme; gegebenenfalls mıt Diskussion und Fra- 
gen der Teilnehmer. 

- Behandlung von einzelnen Fällen aus der rechtli- 
chen Datenschutzprufung des Landesbeauftragten 

fur den Datenschutz mit Diskussion (Melderecht, 
Standesamter, $ 203 StGB u.ä.) Behandlung von 
einzelnen Datenschutzfragen aus dem Teilnehmer- 
kreis. Gegebenenfalls, sowert Interesse, Erörte- 
rung von Problemfällen aus dem Bereich des SGB 
X (88 67 ff., Schutz von Sozıaldaten). 

Die bisherigen Veranstaltungen hatten einen erfreuli- 
chen Widerhall gefunden. Ste tragen zur intensiven 
Verbreitung der bei der Datenschutzprüfung durch 
den Landesbeauftragten gemachten Erfahrungen beı 
In eınıgen Fällen wırkte dankenswerterweise auch der 
ım Bayerischen Staatsminısterıum des Innern für Da- 
tenschutzrecht federführerrde Sachgebietsleiter am 

“denterricht mit. 

3.11 Prüfung der technıschen und organisatorıschen 
Datenschutzmaßnahmen 

Im Berichtszeitraum wurden bei ca. 30 öffentlichen 
Stellen die technischen und organisatorıschen Maß- 
nahmen zur Datensicherung überprüft. Daneben fan- 
den auch Kontrollen der Einhaltung des Datenschutz- 
rechts statt (so 319). Der Schwerpunkt lag wıe- 
derum ım kommunalen Bereich und bei Landratsam- 
tern. wobeı in erster Linie kreisfreie Städte, Große 
Kreisstädte und größere kreisangehörige Gemeinden 
besucht wurden. Die ubrigen Behörden sind dem Be- 
reıch der Sozialleistungsträger, dem Finanzbereich 
und dem medizinıschen Bereich zuzuordnen. Etwa 
eın Drittel der besuchten Behörden bedient sich beı 
der automatisierten Datenverarbeitung eigener Anla- 
gen. 

Die festgestellten Mangel waren insgesamt gesehen 
weniger gravierend als bei früheren Besuchen. Das 
mag einerseits daran lıegen. daß Erkenntnisse aus 
Kontrollen vergangener Jahre dazu beigetragen ha- 
ben, zunehmend die Erfordernisse des Datenschut- 
zes zu berücksichtigen. Andererseits scheint die 
Schulungstatigkeit auf dem Gebiet des Datenschut- 
zes Früchte zu tragen, so daß elementare Verstöße, 
fe durch organısatorısche Maßnahmen leicht zu be- 
heben sınd, kaum noch auftraten. Dort wo man sıch 

mit dem Datenschutz eingehender beschäftigt hatte, 
fand ıch eine Reihe von wirksamen Datensicherungs- 
maßnahmen vor, so daß häufig nur noch Verbesse- 
rungsvorschläge zu machen waren. 

Dıe Erfahrung zeigt, daß es in der Praxis viele Wege 
und Möglichkeiten gibt, Datenschutz und Datensiche- 
rung zu verwirklichen, und daß wegen der Unter- 
schiedlichkeit der Gegebenheiten Problemlösungen 
der einen Behörde nicht ohne weiteres auf eine an- 
dere Behörde zu übertragen sind. Schließlich sei dar- 
auf hingewiesen, daß die technischen und organisato- 
rischen Maßnahmen zur Datensicherung bei einer 
Großstadt anders aussehen als bei einer kleineren 
kreisangehörigen Gemeinde, was aber wiederum 
nicht zu dem Schluß führen darf, daß dort weniger 

A 

  
t 

Datenschutz erforderlich ware Nur laßt sıch dort. wie 
die Erfahrung zeigte. haufig mıt weniger Aufwand dıe 
gleiche Außenwirkung erzielen 

Bevor ıch auf Mängel näher eingehen mochte. seı 

eine Bemerkung zur Durchfuhrung der von mır ge- 
forderten Datensıcherungsmaßnahmen gemacht So- 
weit die Realisierung von Datensicherungsmaßnah- 
men hohe finanzielle Mittel erforderte, konnte natur- 
gemaß nıcht auf eıne unmittelbare Erledigung gedrun- 
gen werden. In solchen Fällen sınd organısatorısche 
Zwischenlösungen geboten. Allgemeın laßt sıch aber 
sagen, daß die gestellten Forderungen ım großen und 
ganzen erfullt wurden. Darüber hınaus fıel auf, daß ın 
Behorden, ın denen die Datenschutzangelegenheiten 
im Wege der Geschaftsverteilung personell zugeord- 
net waren, in der Regei weniger Probleme auftraten. 
weil bereits eine Reihe von Vorarbeiten geleistet war 

3.11.1 Prüfungen bei kommunalen Rechenzentren 

Beispielhaft seien an dieser Stelle eine Reihe voh For- 
derungen aufgefuhrt. dıe ıch an den Rechenzen- 
trumsbetrieb einer kreisfreien Stadt stellte Die Re- 
chenanlage lauft ım bedienerlosen Betrieb auch 
nachts, weshalb erhohte Sicherungsmaßnahmen ge- 
boten sınd. 

- Der Maschinenraum ist außerhalb der Dienstzeit so 
abzusichern, daß eıne unbefugte Nutzung der An- 
lage im bedienerlosen Betrieb bemerkt wırd 

- Sofern die Sıcherung der Datenbestande auf Ma- 
gnetbändern oder Disketten erfolgt, ıst fur dıe ım 
Rechenzentrum aufbewahrten maschinell tesbaren 
Datenträger eine wırksame Abgangskontrolle eın- 
zuführen. 

- Die Reinigung des Rechenzentrums hat grundsatz- 
lich ım Beisein von Rechenzentrumspersonal zu er- 
folgen 

- Beim Einsatz von Direktabfrageprogrammen  ıst 
darauf zu achten, daß die Fachabteilungen lediglich 
die Daten erhalten, die sie für die Abwicklung ihrer 
Aufgaben benotigen. 

— Wegen der Betriebsbereitschaft der Anlage auch 
während der Nachtzeit ıst dafür zu sorgen. daß 
grundsätzlich nur solche Datensichtstationen an 
die Anlage angeschlossen werden. dıe Beffiebs- 
schlösser besitzen. 

— Die Verwendung von Dienstprogrammen, ınsbe- 

sondere des Programms zur Dateiduplizierung auf 
Magnetband, ist grundsätzlich zu protokollieren. 

Die aufgezeichneten „Log-Informationen‘ sind 
durch geeignete Verfahren stichprobenweise aus- 
zuwerten. 

- Sofern die Programme eıgenentwickelt werden, ıst 
zur Erfüllung der Organisationskontrolle die Einfuh- 
rung von Dokumentationsrichtlinien und eines 
förmlichen Freigabeverfahrens geboten. 

- Die Produktionsergebnisse für die Fachabteılun- 
gen, die mit besonders sensiblen Daten arbeiten, 
sind bis zur Abholung verschlossen aufzubewah- 
ren.
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Die meisten dıeser Anforderungen sınd organısato- 
rısch ohne besonderen finanziellen Aufwand zu erfül- 
len Einıge Maßnahmen sınd fur einen ordnungsgemä- 
ßen Betriebsablauf ohnehin selbstverstandlich. 

Eıne Raumsıcherung uber Alarmanlagen dient neben 
der Daten- auch der Objektsicherung. Wird Software 
durch den Anwender selbst erstellt, sind beı rechtzeı- 
tıger Eınplanung Datensicherungs- und Protokoll- 
funktionen mıt geringem Mehraufwand zu realısieren. 
Schließlich ıst darauf zu achten, daß ım Bereich des 
Rechenzentrums, zu dem bei diesen kleineren Eınheı- 
ten auch dıe Datenerfassung zu zählen ıst, nur solche 
Personen ihren Arbeitsplatz besitzen. dıe in der auto- 
matısierten Datenverarbeitung tätıg sind. Dieser Be- 
reich ıst demnach vom täglichen Publikumsverkehr 
der Fachabteilungen abzuschotten, was jedoch nıcht 
eıne Disiozierung des Rechenzentrums in ein ande- 
res Gebaude bedeuten muß. 

3112 Prüfungen bei Kommunalbehorden 

Nachfolgend sınd beispielhaft Sicherungs-Anforde- 
rungen aufgefuhrt, die an den Betrieb der manuellen 
Datenverarbeitung (also Karteien) bei größeren Kom- 
munalbehorden zu stellen sind: 

- im Sozialbereich (Jugendamt, Sozialamt, Wohn- 

geldstelle usw ), in dem sensible personenbezo- 
gene Daten gespeichert werden, sınd Karteien und 
Unterlagen mit personenbezogenen Daten grund- 
satzlich ın verschließbaren Behältnıssen aufzube- 
wahren. Nach Dienstschluß sind diese Behältnısse 
abzuschließen und die Schlussel sıcher zu verwah- 
ren Die Bediensteten sind auf diese Sicherungs- 
maßnahmen hınzuweisen und uber den Sinn dieser 
Maßnahmen zu belehren. Dasselbe gılt ınsbeson- 
dere fur sensible personenbezogene Daten in der 
Führerscheinstelle sowte ım Standesamt für die 
Mitteilungen über Adoptionen 

- Im Bereich des Steueramts ist es erforderlich, per- 
sonenbezogene Steuerunterlagen so aufzubewah- 
ren, daß unbefugte Dritte, wozu auch das Reint- 
gungspersonal zahlt, keine Kenntnis nehmen kön- 

nen. 

- Es ist darauf zu achten, daß auch innerhalb der 
Kommunalbehörde Unterlagen mıt sensiblen per- 
sonenbezogenen Daten verschlossen transportiert 
werden. 

- Nicht benötigte listenmäßige Auswertungen mit 

personenbezogenen Daten sollten möglichst nach 
Anfall unmittelbar durch den Sachbearbeiter selbst 
vernichtet werden. 

3.11.3 Prüfungen beı Landratsämtern 

Bei automatısierter Datenverarbeitung waren die Stel- 
len über Datenstationen an zentraie Rechner der 
AKDB angeschlossen. Sie betreiben also keine Sy- 
steme, auf denen dezentral Daten gespeichert wer- 
den. Die Datenverarbeitung besteht im wesentlichen 
nur aus der Datenerfassung und der Übertragung der 
erfaßten Daten an den zentralen Rechner; Auskunfts- 
systeme waren nıcht im Einsatz. Die Ergebnisse   

der automatısıerten Datenverarbeitung werden ın Lı- 

sten- oder Mıkrofiche-Form durch Kurier oder per 

Post an dıe speichernde Stelle ubermittelt 

Im Berichtszeitraum wurde dıe Kontrolle der technı- 
schen und organisatorıschen Maßnahmen beı Land- 

ratsamtern auch auf dıe Verarbeitung manuell gefuhr- 
ter Karteıen ausgedehnt 

Die festgestellten Mangel der Datensicherung bezo- 
gen sıch auf 

den Ablauf der automatisıerten Datenverarbeitung. 
den Zugang zu den Diensträumen. 
dıe Aufbewahrung von manuell gefuhrten Karteıen 
dıe Postverteilung 

Bezüglich der Organısatıon der Datenverarbeitung 
habe ıch gefordert: 

- Werden als Datentrager fur dıe Datenerfassung 
Disketten oder Magnetkassetten benutzt, ıst dar- 
auf zu achten, daß bespielte Datentrager grund- 

sätzlıch unter Verschluß gehalten werden. sofern 
sıe nıcht gerade für dıe Erfassung und Übertra- 
gung an die AKDB benutzt werden. Das Bediener- 
handbuch ıst nach Dienstschluß ebenfalls ver- 
schlossen aufzubewahren. Nach der Datenerfas- 
sung sınd Belege mıt sensiblen Daten ın verschlos- 
senen Mappen durch dıe Datenerfassungskrafte ın 
dıe Postverteilerstelle zu bringen oder direkt beı 
der Fachabteilung abzugeben. 

Dieses Verfahren empfiehlt sıch auch beı Erfas- 
sungsarbeıten, dıe ım Auftrag fur kreisangehorige 
Gemeinden und andere öffentliche Stellen durch- 

gefuhrt werden 

Häufig treten auch Probleme bei der Postverteilung 
auf. Wird die eingehende Post durch das Personal 
der Postverteilerstelle geöffnet und ın dıe Facher der 
einzelnen Sachgebiete gelegt, so ıst durch geeignete 
Maßnahmen sicherzustellen, daß von Unterlagen mıt 
sensiblen personenbezogenen Daten ausschheßlich 
Befugte Kenntnis nehmen können. Bet der austaufen- 
den Post empfehle ich, grundsätzlich Dokumente mıt 
sensiblen personenbezogenen Daten bereits durch 
dıe Fachreferate verschlossen an dıe Postverteiler- 
stelle geben zu lassen. 

3.11.4 Prüfungen'im medizinischen Bereich 

Im medizinischen Bereich wurden neben eınem Groß- 
rechenzentrum und der Patientenverwaltung eines 
großen Krankenhauses, die automatisierte Verfahren 
anwendet, auch eıne Anzahl von Klınıken uberpruft. 
die Patientendaten lediglich manueli bearbeiten. 

Die Prüfungen zeigten, daß bei den automatisierten 
Verfahren die im Rechenzentrum gespeicherten Pa- 
tientendaten gegen den Zugriff Unbefugter am sı- 
chersten sind. Ich habe dort noch dıe Installation eı- 
ner automatischen Zugangssicherung und dıe Eınfuh- 
rung eıner maschinell geführten Datentragerverwal- 
tung angeregt. Darüber hinaus habe ich eıne physı- 
sche Zuordnung bestimmter Datensichtstationen zu 
bestimmten Aufgabenbereichen (siehe Textziffer 
3.12.2) gefordert.
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Bei der Kontrolle einer Klırık ın Nordbayern wurde 
festgestellt, daß aus Sparsamkeit die Rückseite von 
nicht benötigten Karteikarten-Duplikaten als Notizpa- 
pier verwendet wurde, obwohl dıe Vorderseite aktu- 

elle Patientendaten enthielt. Ich habe diese Praxıs, 
dıe sıch offenbar nur aus Gedankenlosigkeit entwik- 
kelt hatte, beanstandet. Die Notizblöcke wurden ein- 
gezogen und vernichtet. Weitere Mängel fand ich beı 
der Zugangssicherung und bei der Aufbewahrung 
von Patientendaten. Schließlich habe ich Anregungen 
für eine datenschutzgerechte „Abgangskontrolle‘ 
manuell geführter Krankengeschichten gegeben. 

Ein bedeutendes medizinisches Projekt, in dem eıne 
Vielzahl von sensiblen Patientendaten gespeichert 
und verarbeitet werden, wurde außer Haus bei einer 
anderen Stelle im Auftrag abgewickelt. Um die Daten- 
sıcherungsmaßnahmen besser beurteilen zu konnen, 
forderte ich vom Auftraggeber die Dokumentation 
des Verfahrens an. Zu meinem Erstaunen bestand 

“lese lediglich aus stichpunktartigen Angaben zum 
technischen und organisatorischen Konzept des Ver- 
fahrens, dıe für ein Gutachten über die Wirksamkeit 
der technıschen und organisatorischen Datensiche- 
rungsmaßnahmen nicht ausreichend waren. Ich habe 
schließlich gefordert, dieses Verfahren moglichst bald 
auf einen klinikeigenen Rechner zu übernehmen 

311.5 Sonstige Prüfungen 

Die Prüfungen beı einer Landesversicherungsanstalt 
(LVA) und bei gesetzlichen Krankenkassen zeigten 
erfreulicherweise, daß dort bereits eine Reihe von 
wirksamen Datensicherungsmaßnahmen realisiert 
waren. Der Gesamteindruck der bei der LVA durch- 
geführten technischen und organısatorischen Maß- 
nahmen des Datenschutzes war positıv, im unmittel- 
baren Bereich des Rechenzentrums sogar muster- 

gültig. Ein äußerst positives Bild ergab die Prüfung 
bet der Allgemeinen Ortskrankenkasse Lindau. Dort 
hatte u.a. die Innenrevisıon selbständig eine 
Schwachstellenanalyse der Datensıcherungsmaßnah- 
men erstellt, deren Ergebnisse dann ins Konzept der 
technischen und organisatorıschen Maßnahmen des 
Datenschutzes einflossen. Auch die Kontrolle bei ei- 
ner staatlichen Kurverwaltung gab lediglich Anlaß zu 
Verbesserungsvorschlägen für Datensicherungsmaß- 
nahmen, nıcht aber zu Beanstandungen. 

3.12 Technische Eınzelprobleme 

3121 Datenschutzgerechte Vernichtung von ausge- 

sonderten Unterlagen mit personenbezogenen Daten 

Eine Panne, die bei der Vernichtung von Krebsvor- 
sorgebefunden aufgetreten war, gibt Anlaß, an grund- 
sätzliche Forderungen zu Datensicherungsmaßnah- 
men beı der Verarbeitung und Speicherung von per- 
sonenbezogenen Daten in manuell geführten Dateien 
zu erinnern. Personenbezogene Daten dieser Sensi- 
bilität sind grundsätzlich so zu sichern, daß sie von 
Unbefugten weder zur Kenntnis genommen, noch 
verändert oder gelöscht werden können. Als techni- 
sche Sicherungsmaßnahme bei der Aufbewahrung 
empfiehlt sich die Lagerung in einem Stahlschrank 
mit Sicherheitsschloß. Bei der Vernichtung solcher   

Unterlagen ist darauf zu achten, daß sıe schnell und 
zuverlässig vernichtet werden und nıcht ın dıe Hande 
Unbefugter fallen können 

Problematisch erscheint es, Unterlagen dieser Sensı- 
bilität durch einen Dritten vernichten zu lassen We- 
nıgstens ıst für solche Falle mit dem Auftragnehmer 
bei Zuwiderhandlung eine Vertragsstrafe (vergl 
Nr, 3.6 der Vollzugsbekanntmachungen zum Bayer 
Datenschutzgesetz) zu vereinbaren Nach Moglıch- 
keit sollte aber eın Mitarbeiter der auftraggebenden 
Behorde bei der Vernichtung der Unterlagen anwe- 
send seın. Der Auftragnehmer hat ım ubrigen dıe 
Möglichkeit, sıch für den Schadensfall beı darauf spe- 
zialisierten Unternehmen zu versichern. 

Die Vernichtung solcher Unterlagen unmittelbar 
durch den Sachbearbeiter selbst wird dem Daten- 
schutz am besten gerecht. Fur solche Fälle ıst dıe 
Anschaffung eines Papierzerkleinerungsapparats zu 
empfehlen. ” 

312.2 Auskunftssystem Kommunales Finanzwesen 
der AKDB 

Die Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung ın Bay- 
ern legte mır ım Berichtszeitraum das Konzept fur 
den Datenschutz ım „Auskunftssystem Kommunales 
Finanzwesen“ zur Stellungnahme vor 

Das Auskunftssystem im Finanzwesen soll den Stel- 
len, die über Wähl- bzw Standleitungen an einen 
Großrechner der AKDB angeschlossen sınd, dıe dı- 
rekte Abfrage über Datensichtstation auf ıhren zentral 
gespeicherten Datenbestand ermoglichen. Pro Abga- 
ben- bzw. Steuerart ist im zentralen Rechner eın ge- 
meinsamer Datenbestand für alle Benutzer angelegt 
Damit jeweils nur die berechtigten Stellen auf die Da- 
tensätze zugreifen können, die sie fur ıhre Aufgaben- 
erledigung benötigen, ist eine differenzierte Zugriffs- 
schutzautomatık erforderlich, dıe dıe logıschen Da- 
tenbestände innerhalb einer physischen Dateı vonein- 
ander abschottet. 

Durch eine feste Zuordnung der angeschlossenen 
Datenstationen vom zentralen Rechner aus wird er- 
reicht, daß nur derjenige Dateiausschnitt zur Verfu- 
gung gestellt wird, der in den Zuständigkeitsbereich 
der jeweiligen Stelle fällt. Darüber hinaus exıstieren 
Benutzerkennungen, über dıe eine zusätzliche Zu- 
griffskontrolle innerhalb der speichernden Stelle er- 
reicht werden kann 

Dieses Konzept erfüllt hinsichtlich der Zugriffssiche- 
rung die Erfordernisse des Datenschutzes. Eıne Ab- 
frage von einer behördenfremden Datenstation aus 
ıst nicht möglich. Bei Betrieb von Direktauskunftver- 
fahren halte ich diese Methode der Zugriffssicherung 
für unbedingt erforderlich. Schließlich sollte die Ta- 
statur der eingesetzten Datensichtstationen ab- 
schließbar seın. 

Die Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung ın Bay- 
ern sagte mır die Prüfung folgender Anregungen zu: 

- Dezentrale Protokollierung unberechtigter Zugriffs- 
versuche beı Einsatz von Mehrplatzsystemen,
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- beı Anschtuß uber Standleitungen selbständiges 
Inaktıvieren des Bildschirmprogrammes bei lange- 

ren Pausen. 

3.123 Datensicherung bei Umbauarbeiten 

Umbauarbeiıten in Rechenzentren durfen nicht dazu 
führen, daß Datensicherungsmaßnahmen ausge- 
schaltet werden. In einem Fall wurde bekannt, daß 
während der Umbauarbeiten Gegenstände aus dem 
Rechenzentrum entwendet worden waren, die zwar 
nıcht unter das Datenschutzgesetz fielen, daß es 
aber ohne größere Schwierigkeiten auch möglich ge- 
wesen ware, an Unterlagen mit personenbezogenen 
Daten heranzukommen 

312.4 Transport von maschinell lesbaren Datenträ- 
gern 

Beı den Kontrollen der technischen und organısatori- 
schen-4daßnahmen zur Datensicherung hat sich ge- 
zeigt, daß die meisten Stellen, die maschinell lesbare 
Datenträger an andere Stellen versenden, fur dıe ord- 
nungsgemäße Abwicklung des Versands bestimmte 
Regelungen getroffen haben. Da auf maschinell les- 
baren Datenträgern, wie Magnetband, Kassette oder 
Diskette, beträchtliche Informationsmengen gesper- 
chert werden können, erscheint dieses Problem 
wichtig genug, um an dieser Stelle an Hand praktı- 
scher Fälle behandelt zu werden 

Ein maschrnell iesbarer Datenträger kann eine kom- 

plette Datei beinhalten Es ist denkbar, daß im Zuge 
der Erstellung eıner Stammdatei Erstdatenbestände 
auf Kassette oder Diskette im Zuge der Auftragsda- 
tenverarbeitung auf dem Postwege versandt werden. 
Ähnlich verhält es sich bei Druckdatenbestanden, die 
zur Mikroverfilmung gehen. Hıer ıst besondere Vor- 
sıcht geboten, da es sich um Dateien handelt, die in 
der Regel so aufgezeichnet sind, daß auch Außenste- 
hende ohne Kenntnis des Satzaufbaues die gespei- 
cherten Daten einer bestimmbaren Person zuordnen 
können, meist sind dıe Feidinhalte noch mit erläutern- 
dem Text versehen. 

Anders zu beurteilen sind Fälle, ın denen Bewe- 
gungsdaten auf maschinell lesbaren Datenträgern 
versandt werden. Die Veränderungen werden meist 
mit eifem Zuordnungsmerkmal, das nur der spei- 
chernden und verarbeitenden Stelle bekannt ist und 
in der Regel in verschlüsselter Form auf dem maschi- 
nell lesbaren Datenträger aufgezeichnet. Wenn keine 

Neuzugänge für die Stammdatei enthalten sind, ist 
der Versand einer solchen Datei aus der Sicht des 
Datenschutzes unproblematisch, da Außenstehende 
diese Fragmente in aller Regel nicht entschlüsseln, 
zumindest jedoch nıcht ohne weiteres bestimmten 
Personen zuordnen können. 

Beim Transport von Datenträgern mit personenbezo- 
genen Daten ist folglich stets zu prüfen, inwieweit Au- 
Benstehende aufgezeichnete Daten nutzen oder miß- 
brauchen könnten. Die vom staatlichen Koordinie- 
rungsausschuß Datenverarbeitung herausgegebenen 
Orientierungshilfen für Datensicherungsmaßnahmen 
ın  Großrechenzentren (Datensicherungskatalog)   

enthalten fur die Transportkontrolle je nach Sensibilı- 
tat der Daten abgestufte Sicherungsmaßnahmen. 

Eın weıteres Problem ıst die Übermittlung von Rest- 
daten auf maschinell lesbaren Datentragern Werden 
Magnetbänder, Disketten oder Kassetten fur den Da- 
tenaustausch verwendet, ıst nicht auszuschließen. 
daß im Anschluß an das Dateiende der zur Übermitt- 
lung bestimmten Daten noch Altdaten einer früheren 

Datei gespeichert sind Um sıcherzugehen, daß keıne 
personenbezogenen Daten unbefugt offenbart wer- 
den, sollte deshalb grundsatzlich der Speicherbe- 
reich hinter der Dateiendemarke bıs zum Bandende 
gelöscht werden. 

3.125 Datensicherung und Fernwartung von Daten- 
verarbeitungssystemen 

Datenfernverarbeitung und Onlıne-Verfahren werden 
häufig mit Skepsis betrachtet, da befurchtet wırd, 
über technische Einrichtungen sei leıchter an Daten 
heranzukommen als uber herkommliche, überschau-” 
bare, manuell unterstützte Verfahren Bei genauerer 
Betrachtung zeigt sıch jedoch, daß maschinelle Sı- 
cherungen ım allgemeinen zuverlassiger und vor al- 
lem unbestechlicher arbeiten. Die unbefugte Manıpu- 
llerung der technischen Systeme erscheint allerdıngs 
wegen der Kompliziertheit der Verfahren weniger 
kontrollierbar. 

Die Hersteller von DV-Anlagen gehen ımmer häufıger 
dazu über, Kundensysteme über Datenfernverarbe:- 
tung von der Wartungsdienstzentrale aus zu be- 
treuen. Diese Methode heißt Fernwartung. 

Der Fernwartung liegt die Idee zugrunde, dezentral 
gesammelte Erfahrungen zentral zu sammeln und all- 
gemein verfügbar zu machen. Die Vorteile der Fern- 
wartung liegen hauptsächlich ın der Leistungssteige- 
rung durch schnelleres Reagieren auf Fehlerzu- 
stände, ın der vorbeugenden Systemüberwachung 
und in der Senkung der Wartungskosten. 

Fernwartung kann sich sowohl auf dıe Hardware als 
auch auf die Software beziehen. Bei Fernwartung der 
Hardware werden sogenannte Systemstatusınforma- 

tionen, die vom System in eigenen Dateien abgespei- 
chert werden, regelmäßig abgefragt Diese Informa- 
tionen bestehen ın erster Linie aus Gerätedaten, also 
nıcht personenbezogenen Daten. Enthalten diese In-, 
formationen Anwenderdaten, so sınd diese so frag- 
mentarisch, daß ein konkreter Personenbezug na- 
hezu ausgeschlossen ıst. Bei der Wartung perıpherer 
Geräte ıst ein Montieren eines Kundendatenträgers 
für die Fehlersuche in der Regel nicht notwendig. 
Viele Geräte besitzen bereits eigene Speichermedien, 
z.B. Disketten, für die Aufnahme dieser Informatio- 
nen. 

Die Häufigkeit der Fernwartung gegenüber herkömm- 
licher Wartung vor Ort verdeutlichen Vergleichszah- 
len (IBM): 

Fehleranalyse vor Ort 96% 
Fehleranalyse durch Fernwartung 490 

Besondere Aufmerksamkeit aus der Sicht des Daten- 
schutzes ist der Fernwartung der Software zu wid- 
men. Obwohl auch hier keine Kundenprogramme ge-
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wartet werden, können Anwenderdaten in Form von 
Dateiausschnitten (Puffer) und Paßworttabellen ın 

ferngewarteten Basıssoftware-Systemen enthalten 
seın Hier muß vom Anwender dafür Vorsorge getrof- 

fen werden, daß lediglich solche Daten der Wartung 
zur Verfugung stehen, deren Weitergabe daten- 

schutzrechtlich unbedenklich ıst. Die Hersteller ha- 
ben eıne Reihe von Hilfen zur Verfügung gestellt, dıe 
den Anforderungen des Datenschutzes standhalten 
können. 

Von der Fernwartung der Software wird in der Praxis 
noch weniger Gebrauch gemacht. Die Vergleichszah- 
len der IBM lauten: 

99,9% 
0,1% 

Beı Einsatz der Fernwartung ıst auf dıe Einhaltung fol- 
gender Regeln zu achten: 

Fehleranalyse vor Ort 
Fehleranalyse durch Fernwartung 

„4, Das Betriebssystem muß einen Paßwortschutz bie- 
ten. 

2. Der Anwender definiert Art und Umfang der Fern- 
wartung, sowohl auf Hard- als auch auf Software 
bezogen 

3. Der Service-Zentrale ıst nur Zugriff auf solche Da- 
teien zu gestatten, dıe vom Rechenzentrum bzw. 
Anwender unter dem Paßwort der Wartung einge- 
richtet wurden. 

4. Die Verbindung zur Service-Zentrale kann eınzig 
und allein vom Rechenzentrum aufgebaut werden. 

5. Das Rechenzentrum muß alle Datenübertragungen 
an dıe Service-Zentrale mitverfolgen. Außerdem 
werden alle Dienste und Datenübertragungen auf 
maschinell auswertbaren Datenträgern protokol- 
hert. Auswerteprogramme für die Protokolldateıen 

sind vom Hersteller zur Verfügung zu stellen. 

6. Das Rechenzentrum muß dıe Möglichkeit besitzen, 
den Dialog von Service-Zentrale und Rechner je- 
derzeit zu unterbrechen. 

Zusammengefaßt läßt sich daher sagen: 

Beı Fernwartung wird durch dıe vorbeugende War- 
tung die technische Sicherheit nicht vermindert, son- 
dern erhöht. Bei Fernwartung der Hardware bleiben 
die Programmbibliotheken und Daten der Anwender 
unberührt. Bei Fernwartung der Software ist darauf 
zu achten, daß auf solche Dateien und Programmbi- 
blıotheken des Anwenders, die er nicht zur Verfü- 
gung stellen wıll, nicht zugegriffen werden kann. 

3.12.86 Leitsätze für Datensicherungsmaßnahmen 

Der Hessische Landesautomationsausschuß und der 
Kommunale Automationsausschuß in Hessen haben 
fur die automatisierte Datenverarbeitung im öffentli- 
chen Bereich sogenannte Datenverarbeitungsleit- 
sätze (DVL) erlassen. Diese Datenverarbeitungsleit- 
sätze enthalten in der „Checkliste zur Konkretisie- 
rung der Datenschutzanforderungen‘‘ auch Daten- 
schutzmaßnahmen. 

Aus dem bayerischen kommunalen Bereich bin ich 
um Stellungnahme gebeten worden, ob eine derar- 

tige Vorgehensweise nıcht auch fur Bayern den Vor- 
ı teıl brachte, gewisse Standards fur technısche Maß- 
nahmen zur Sicherstellung des Datenschutzes zu de- 
finieren. Ich bın jedoch der Ansıcht, daß dıe Voraus- 

setzungen ın Bayern grundsatzlich anders legen als 
in Hessen und daher auch anders zu beurteilen sınd 

Im offentlichen Bereich ıst ın Hessen die Abwicklung 
automatisierter Verfahren auf die Rechenzentren des 
Hessischen DV-Verbundes (HZD und 5 KGRZ) kon- 

zentriert. 

Im staatlichen Bereich des Freistaates Bayern wur- 
den vom Koordinierungsausschuß Datenverarbeitung 
Orientierungshilfen für Datensıcherungsmaßnahmen 
ın Großrechenzentren herausgegeben (Datensiche- 
rungskatalog). Außerdem wurden ım staatlıchen Be- 

reich die Richtlinien fur die Durchführung von Projek- 
ten der automatischen Datenverarbeitung (ADV-Pro- 
jektrichtiinien) eingeführt. Wegen der unterschiedli- 
chen Organısation und Struktur der datenverarbeiten- 
den Stellen und Rechenzentren scheint mir dep Ver- 
such wenig sınnvoll, allgemein verwendbare Daten- 
sicherungsstandards zu definieren. Diese Problema- 
tik kompliziert sıch noch zunehmend durch dıe Weı- 
terentwicklung der Technik. Schließlich wurde dıe De- 
finttion von technischen Standards wohl eın zu star- 
res Instrumentarium schaffen, das den datenverarbei- 
tenden Stellen beı der Auswahl der Datensicherungs- 
maßnahmen keinen Spielraum mehr lıeße Haufig 
wäre auch schwierig zu beurteilen, ob dem Grund- 
satz der Angemessenheit von Maßnahmen Rechnung 
getragen ıst. 

Die Erfahrung zeigte, daß das Bayer Landesamt fur 
Datenverarbeitung und die Anstalt für Kommunale 
Datenverarbeitung ın Bayern, dıe für öffentliche Stel- 
len bei der maschinellen Abwicklung von Verwal- 
tungsaufgaben ım Auftrag tätıg werden, ın ihren ınter- 
nen Organisationsrichtlinien wirksame und ausreı- 
chende Datensicherungsmaßnahmen vorgeschrieben 
haben. 

3.12.7 Speicherung auf Mikrofiche 

In den bayerischen Vollzugsbekanntmachungen zum 
Bundesdatenschutzgesetz vom 30. Januar 1979 ıst 
unter Nr. IH Nr. 2.2 festgestellt, daß sich eine Datei 
auch aus Mikrofiches zusammensetzen kann Die 
Kontrolltätigkeit zeigte, daß Mikrofiche-Sammlungen 
häufig anstelle von Karteikartensammiungen oder Lı- 
sten geführt werden. Die Mikrofıche-Sammiungen be- 
sitzen im allgemeinen einen sog. Index-Fiche, der 
Hinweise für das Auffinden bestimmter Falle enthält. 
Auf Mikrofiche-Sammlungen ist daher grundsätzlich 
das BayDSG anwendbar. 

4. Datenschutz beim Bayerischen Rundfunk 

Wie bereits in früheren Tätigkeitsberichten dargelegt, 
ist in Art. 21 des Bayerischen Datenschutzgesetzes 
das Datenschutzrecht für den Bayerischen Rundfunk 
gesondert geregelt. Danach ist für die Kontrolle der 
Einhaltung des Bayerischen Datenschutzgesetzes 
und anderer Vorschriften über den Datenschutz beı 
der gesamten Tätigkeit des Bayerischen Rundfunks 
ausschließlich der Datenschutzbeauftragte des Baye- 
rischen Rundfunks zuständig. Nach Art 21 Abs. 3  



Seite 52 Bayerıscher Landtag - 93 Wahlperiode DRUCKSACHE 911712 ' 
  

Satz 5 BayDSG hat dieser den Organen des Bayerı- 
schen Rundfunks jährlich einen Bericht über seıne 

Tatıgkeit zu erstatten und dıesen dem Landesbeauf- 
tragten fur den Datenschutz zu ubermittein Dieser 
Verpflichtung ist er mit der Vorlage seines dritten Ta- 

tigkeitberichts für den Zeitraum vom 1 Januar bıs 31 

Dezember 1981 nachgekommen. 

Folgende Schwerpunkte lassen sıch diesem dritten 

Tatıgkeitsbericht entnehmen: 

Der Datenschutzbeauftragte berichtet, daß beim 
Bayerischen Rundfunk 18 automatısıerte Dateien und 

46 manuelle Dateien bzw. Karteien mit personenbe- 
zogenen Daten geführt werden In dıesen Dateien 
sind 180 verschiedene Personaldateneiemente ge- 
speichert, wobeı sehr häufig die gleichen Daten in 
den verschiedenen Dateien auftauchen Der Daten- 
schutzbeauftragte ist der Ansicht, daß seines Erach- 
tens sowohl aus betriebswirtschaftlichen als auch 
aus dftenschutzrechtlichen Gründen die Auswertung 
des Datenschutzregisters zu dem Ergebnis führe, 
daß dıe Einfuhrung eines Personaldatensystems beim 
Bayerischen Rundfunk als erforderlich erscheine Ge- 
rade aus datenschutzrechtlichen Gründen sei es für 
den einzelnen Mitarbeiter auf Dauer problematisch, 
wenn eine solche Vielzahl unterschiedlicher Daten ın 
so zahlreichen Dateien geführt werde. Es sei offen- 
sichtlich, daß insoweit eıne Kontrolle der verschiede- 
nen Dateien hinsichtlich Datenschutz und Datensi- 
cherung schon aus Grunden der großen Zahl Pro- 
bleme mit sıch bringe. Insbesondere werde deutlich, 

daß die Veränderung einzelner Daten, z.B. der An- 
schrift, zu einem umfangreichen Änderungsdienst 
zwinge, der gleichzeitig 15 bis 20 Dateien betreffe. 
Hierzu seı eine Vielzahl von Personal und ein großer 
Kontrollaufwand notwendig. Ein Personaldatensy- 
stem bote demgegenuber den Vorteil, daß alle zum 
einzelnen Mitarbeiter gespeicherten Daten an einer 
Stelle zusammengeführt würden und Änderungen nur 
einmal von eıner Person für alle durchgeführt werden 

konnten 

Der Datenschutzbeauftragte des Bayerıschen Rund- 
funks hat dıe Hintergründe der Presseveröffentli- 

chung von Auszügen aus dem Prüfungsbericht des 
Bayewschen Rechnungshofs, die Frage der Telefon- 
datenerfassung bei Mitarbeitern, das bei der Befrei- 
ung von der Rundfunkgebührenpflicht geübte Verfah- 
ren sowie dıe Vorgehensweise bei der Ermittlung 

noch nicht gemeldeter Rundfunkteilnehmer einer 
ausführlichen datenschutzrechtlichen Bewertung un- 
terzogen Hınsichttich einer von ıhm für erforderlich 
gehaltenen Überprüfung der Datensicherheit im Re- 
chenzentrum des Bayerischen Rundfunks regt er die 
Beiziehung eines unabhängigen Gutachters an. Diese 
Art der Überprufung sei auch beı anderen Rundfunk- 
anstalten bereits mit Erfolg praktiziert worden. 

Der Datenschutzbeauftragte des Bayerischen Rund- 
funks stellt fest, daß er wiederum in einer Reihe von 
Einzelfällen entweder auf Anregung einzelner Mitar- 
beiter, einzelner Abteilungen des Bayerischen Rund- 

funks oder von Amts wegen tätig geworden sei und   

hierbei ein Grund zur formellen Beanstandung nicht 
habe festgestellt werden können. Seine entsprechen- 
den Hinweise hätten beı den zustandigen Stellen Be- 
achtung gefunden. Im übrigen habe es sıch auch ım 
Berichtszeitraum als ausreichend erwiesen. fur dıe 
Zukunft Maßnahmen zur Verbesserung des Daten- 
schutzes zu empfehlen. Themen dieser Tatıgkeit 
seıen ınsbesondere gewesen: 

- die Vernichtung von Altpapıer und Akten beim 

Bayerıschen Rundfunk, 

- die Übermittlung von Gehaltsdaten leitender Mitar- 
beiter an dıe Kommission zur Ermittlung des Fı- 
nanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF), 

- die Einhaltung des Datenschutzes beı der Abgabe 
von Drittschuldnererklarung durch den Bayerı- 
schen Rundfunk, 

- Fragebogenaktionen durch verschiedene Institutio- 
nen bei den Mitarbeitern des Bayerischen Rund, 
funks, \ 

- dıe Verpflichtung auf das Datengeheimnis bei den 
Beauftragten des Bayerischen Rundfunks, 

- dıe Entfernung ärztlicher Gutachten aus den Per- 
sonalakten und ihre Ablage ın den Patientenakten 
des Betriebsarztes. 

Unter der Überschrift „Datenschutz beı der GEZ" 
weist der Datenschutzbeauftragte des Bayerischen 
Rundfunks darauf hin, daß der Datenschutz bei der 
GEZ nach wıe vor ein Schwerpunkt der Tatıgkeit der 
Rundfunk-Datenschutzbeauftragten seı. Der Arbeıts- 
kreıs Datenschutzbeauftragte habe deshalb auch ım 
Berichtszeitraum dafür gesorgt, daß die GEZ weıter- 
hin an der Vervollkommnung ihrer technischen und 
organisatorıschen Vorkehrungen arbeıte, um so den 
Datenschutz ständig zu verbessern. Die von den Lan- 
desrundfunkanstalten und dem ZDF getragene GEZ 
hatte zum 31. Dezember 1981 einen Bestand von 
23748247 Hörfunkteiinehmern und 21490547 Fern- 
sehteilnehmern zu verwalten. Dabei führe die GEZ 
4001281 gebührenpflichtige und 261909 gebühren- 
befreite Hörfunkteilnehmer des Bayerischen Rund- 
funks. Bei den Fernsehteilnehmern des Bayerischen 
Rundfunks waren 3620451 Teilnehmer gebühren- 
pflichtig und 199912 gebührenbefreit. Im Bereich 
des Bayerıschen Rundfunks ergingen 138868 Gebur- 
renbescheide. Gegen saumıge Rundfunkgebühren- 
zahler wurden 9895 Vollstreckungen eingeleitet und 
gegen Schwarzseher und -hörer wurden 1803 An- 

träge auf Verfolgung als Ordnungswidrigkeit gestellt. 
Die GEZ bearbeitet und beantwortet einfache Anfra- 
gen und sonstige Routineschriftwechsel ın Daten- 
schutzangelegenheiten selbständig. Geschäftsvor- 
fälle mit grundsätzlichem Charakter und Anfragen 
schwierigerer Art gibt sie jedoch an den Daten- 
schutzbeauftragten der jeweils zuständigen Landes- 
rundfunkanstalt weiter. 

In seiner Zusammenfassung weist der Rundfunkbe- 
auftragte des Bayerischen Rundfunks darauf hin, daß 
sich die Anzahl der Auskunftsersuchen und der son- 
stigen Reaktionen von Rundfunkteilnehmern und 
Dritten zu Fragen des Datenschutzes im Jahre 1981
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im Vergleich zum Vorjahr beı der GEZ etwas erhoht 
habe. Die Gründe fur diesen Anstieg sieht er in dem 
zunehmenden Datenschutzbewußtsein der Bevölke- 
rung 

Eine Lucke im Datenschutz sıeht der Datenschutzbe- 
auftragte des Bayerischen Rundfunks ın der auf Da- 
teien begrenzten Geltung der Datenschutzgesetze 

u 

Diese Beschrankung auf Dateıen sei beı den Betroffe- 
nen weithin auf Unverständnis gestoßen Insbeson- 
dere werde seines Erachtens nıcht verstanden 
warum dıe Übermittlung aus Akten und anderen Auf- 
zeichnungen an Dritte nıcht von den Datenschutzge- 
setzen geregelt werde und der Betroffene ınsoweıt 
keinen Auskunftsanspruch habe. Der Flucht ın dıe 
Akte seien damit Tur und Tor geoffnet 

Anhang,J 

Vorschlag zur Neufassung von Vorschriften 
der Datenschutzgesetze über On-line-Anschlüsse 

A Die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Lan- 
der schlagen vor, zur Regelung der Zulassigkeit von au- 

tomatısterten Abrufverfahren (On-lıne-Verfahren) ım of- 

fentlıchen Bereich das Bundesdatenschutzgesetz wıe 
folgt zu andern 

1 8&2Abs.2Nr 2 wırd wıe folgt neu gefaßt. 

2  Ubermitteln (Übermittlung) das Bekanntgeben ge- 

speicherter oder durch Datenverarbeitung unmit- 
telbar gewonnener Daten an eınen Dritten ın der 
Weise. daß die Daten durch dıe speichernde 
Stelle an den Dritten weitergegeben werden oder 

daß der Dritte zum Abruf oder zur Einsicht bereit- 
gehaltene Daten abruft oder eınsieht, 

2 Nach $ 11 ıst folgender $ 11 a eınzufügen 

& 11 a Automatısıertes Abrufverfahren 

(1) Die Einrichtung eınes automatisierten Verfahrens, 

das den Abruf personenbezogener Daten durch 
Dritte ermöglicht, ıst nur zulassig, soweıt 

1 dıe zum Abruf berertgehaltenen Daten ıhrer Art 
nach für den Empfänger erforderlich sınd, 

2 das Bereithalten der Daten zum sofortigen Ab- 
ni ruf durch den Empfänger unter Berucksichti- 

gung der schutzwurdıgen Belange der Betrof- 

fenen und der Aufgaben der beteiligten Stellen 
angemessen ıst und 

3. dıe Voraussetzungen des Abs 2 erfullt sınd. 

Personenbezogene Daten, die einem Berufs- 
oder besonderen Amtsgeheimnis (8 45,5 2Nr 1, 
$ 3) unterliegen, durfen nıcht ın eın automatisıer- 

tes Abrufverfahren aufgenommen werden. 

(2) Die zustandıgen obersten Bundesbehorden legen 
den Anlaß und den Zweck der Übermittlung, die 

Datenempfänger, dıe zu ubermittelnden Daten 
und dıe nach $ 6 des Gesetzes erforderlichen 
technischen und organisatorıschen Maßnahmen 
fest Insbesondere muß gewahrleistet sein, daß 

dıe Zulässigkeit des Abrufs ım Einzelfall Kontrol- 
Ilert werden kann Fur automatisierte Abrufverfah- 

ren unter Beteiligung von Sıcherheitsbehörden 
bedarf es daruber hınaus einer ausdrücklichen 

  

gesetzlichen Zulassung Dies gılt nıcht fur den An- 
schluß von Sıcherheitsbehorden an Datenbe- 
stande, dıe jedermann zur Benutzung offenste- 
hen Die Rechtsvorschriften uber den Datenaus- 
tausch zwischen Verfassungsschutzbehorden 

nach dem BVerfG und zwischen Polızetbehorden 
nach dem BKAG bleiben unberuhrt 

(3) Der Bundesbeauftragte fur den Datenschutz ıst 

uber die geplante Einrichtung oder Anderung eı- 
nes automatisierten Abrufverfahrens zur UÜber- 
mıttlung rechtzeitig zu unterrichten 

3 Nach $ 11 a ıst folgender $ 11 b einzufugen 

& 11 b Rechtsverordnung zum Datenschutz 

Die Bundesregierung kann durch Rechtsverordnung 
fur bestimmte Sachgebiete ım Rahmen eıner an sich 
zulassıgen Datenverarbeitung dıe Voraussetzungen 
naher regeln, unter denen personenbezogene Daten 
erhoben. verarbeitet oder sonst genutzt werden dur- 
fen Sıe muß ınsbesondere dıe schutzwurdigen Be- 
lange der Betroffenen, berechtigte Interessen Dritter 
und Aufgaben der offentlichen Verwaltung gegenein- 
ander abwagen In der Rechtsverordnung sınd dte fur 
die Übermittlung zugelassenen Daten, ıhre Empfan- 
ger, der Zweck sowıe das Verfahren der Übermittlung 
festzulegen 

Soweit durch die vorgeschlagene Fassung von & 2 
Abs 2 Nr. 2 BDSG der Übermittlungsbegriff auch fur 
den nıcht-offentlichen Bereich geandert wırd. halten 

dıe Datenschutzbeauftragten es fur erforderlich, daß 
auch ın dem Dritten und Vierten Abschnitt des Bun- 
desdatenschutzgesetzes eine Regelung aufgenom- 
men wird, die den sachlichen Anforderungen des vor- 
geschlagenen 8 11 a Rechnung tragt 

2 Im Hınblick auf den vorgeschlagenen $ 11 a Abs 2 
gehen die Datenschutzbeauftragten davon aus, daß 
in Anlehnung an dıe Regelung ın sıeben Bundeslan- 
dern in das Bundesdatenschutzgesetz fur Übermitt- 
iungen ın den nıcht-offentlichen Bereich eine Vor- 
schrift aufgenommen wırd, nach der der Empfanger 
dıe übermittelten Daten nur fur den Zweck verwen- 
den darf, zu dessen Erfüllung sıe ıhm ubermittelt wur- 
den
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Anhang 2 

Stand 2 Oktober 1981 

Mindestanforderungen für den Datenschutz 
bei den Zentralen Namenskarteien der Staatsanwaltschaften 

Bestandsaufnahme Abs 2 StPO eingestellt oder erfolgt Freispruch, ıst zu pru- 

Die Staatsanwaltschaften fuhren zentrale Narrenskarteıen 
Diese sınd Hiffsmittel der Aktenfuhrung fur die beı den 
Staatsanwaltschaften aufbewahrten Akten. Der Umfang der 
ın den zentralen Namenskarteten nıedergelegten Daten, der 
Zeıtraum ıhrer Aufbewahrung und der Zugriff auf sıe ıst ın 
den einzelnen Landern und teilweise sogar ınnerhalb der 
Lander unterschiedlich geregelt Beı einzelnen Staatsan- 
waltschaften sınd dıe zentralen Namenskarteıen automatı- 
sıert Beı aller Unterschiediichkeit ıst den zentralen Na- 
menskarteıen gemeinsam, daß sıe die Voraussetzung des 
Dateıbegriffs ım Sınne der Datenschutzgesetze erfüllen 

Wegen des ın der Natur der Sache liegenden Bezugs zu 
Strafsäffhen zahlen dıe ın den zentralen Namenskarteien ge- 
fuhrten Angaben zu den besonders sensiblen Daten, dıe dıe 
schutzwürdıgen Belange der Betroffenen besonders nach- 
haltıg beruhren konnen Dies gilt vor allem, wenn dıe Daten 
von Unschuldigen gespeichert sınd, weıl bereits der Ort der 
Speicherung eınen belastenden Kontext vermittelt 

Die Datenschutzbeauftragten begrußen ausdrücklich dıe 
zwischenzeitlich ın einıgen Landern feststellparen Bemu- 
hungen. diesen Gefahrdungen zu begegnen und dem Da- 
tenschutz zur Geltung zu verhelfen Erwahnenswert sınd dıe 
Rundverfugung des Justizministers des Landes Nordrhein- 
Westfalen vom 8 Dezember 1980, wonach dıe Zentralna- 
menkarteı ausschließlich der staatsanwaltschaftlichen Tatıg- 
keit dıent, und die technischen und organısatorıschen Maß- 
nahmen beı der Staatsanwaltschaft Nurnberg, dıe durch ab- 
gestufte Aussonderungsfristen dıe Berucksichtigung der ın- 
dividuellen Besonderheiten der einzelnen Betroffenen ertau- 

ben 

Forderungen an datenschutzgerechte Führung der 
Namenskarteien 

Wegen der bereits ın der Speicherung ın den zentralen Na- 
menskarteıen liegenden Gefährdung für die Betroffenen 
sınd dıe Datenschutzbeauftragten der Ansicht, daß „die Eın- 

rıchtung des Namensverzeichnisses noch starker auf dıe 
Funktion des Hiılfsmittels der Aktenfuhrung ausgerichtet 
werden‘ sollte Dıe Datenschutzbeauftragten begrüßen dıe 
ınsoweit gleıchlautende Entschließung der ORGSTA ın Bad 
Dürkheim anläßlich der Sıtzung vom 15 bıs 17. Oktober 
1980. Alıf dieser Grundlage geben dıe Datenschutzbeauf- 

tragten folgendes zu bedenken 

Speicherung 

Über die zur Identifizierung der ım Namensverzeichnis ge- 
fuhrten Person unbedingt erforderlichen Daten und das 
staatsanwaltschaftliche Aktenzeichen hınaus dürfen nur sol- 
che Daten gespeichert werden, die ebenfalls zur rechtmäßi- 
gen Aufgabenerfullung erforderlich sınd. Auch hierber ıst 
der Grundsatz der Verhältnismaßigkeit zu beachten Die 
Speicherung des Namens des Anzeıgenerstatters beispiels- 

weısebegegnet — vonden UJs-Sachenabgesehen — erheblı- 
chen Bedenken Wırd der Tatvorwurf gespeichert, kann den 
schutzwurdigen Belangen des Betroffenen dadurch Rech- 
nung getragen werden, daß die Auskunftserteilung aus der 
Karteı untersagt und dte Karteı nıcht als Entscheidungs- 
grundlage herangezogen wırd. Andernfalls ist Sorge dafur 
zu tragen, daß dıe dıesbezuglichen Eintragungen entspre- 
chend einem geanderten Erkenntnisstand der Staatsan- 
waltschaft berichtigt werden. Wird ein Verfahren nach $ 170   

fen ınwieweit diese Tatsachen entweder ausdruckhch ın 
den zentralen Namenskarteien vermerkt oder aber dıe ent- 
sprechenden Eıntragungen geloscht werden Je belasten- 
der Eintragungen fur den Betroffenen sınd, desto mehr muß 
darauf geachtet werden, daß dıe Eintragungen rıchtig sınd 
Wird beispielsweise neben dem Tatvorwurf die Tatsache der 
Anklageerhebung niedergelegt, muß der Freispruch eınge- 
tragen werden Dies gılt zumal dann, wenn dıe zentralen Na- 
menskarteien nıcht ausschließlich ınternen Zwecken der 
Staatsanwaltschaft dıenen. Eine Speicherung von uber den 
Aktenınhalt hinausgehenden Daten durfte, weıl mit dem 
Zweck der zentralen Namenskarteı nıcht vereinbar unzulas- 
sıg sein. Damit verbietet sıch auch dıe Verbindung automatı- 
sıerter Namensdateien etwa mıt polizeilichen Datenbanken,» 
zu einem gemeinsamen System \ 

Übermittlung 

Aus der Funktion der zentralen Namenskarteı. als Hılfsmittel 
der Aktenfuhrung zu dienen, ergibt sıch bereits eine weıtge- 
hende Beschrankung der Übermittlung Fur dıe Beurteilung 
von Datenubermittlungen an Behorden gılt, daß den zentra- 
len Namenskarteıen nıcht dıe Aufgabe eınes Ersatzzentral- 
regısters zukommen darf Dies gılt auch fur dıe Polızei. so- 
weıt sie nıcht ın eınem konkreten Ermittlungsverfahren tatıg 
ist Soweit Behorden auf Grund der ihnen zugewiesenen 
Aufgaben eınen Auskunftsanspruch gegenuber dem Bun- 
deszentralregister haben, mussen sie diesen geltend ma- 
chen Eınen Auskunftsanspruch aus der zentralen Namens- 
karteı rechtfertigt jener nıcht Gleiches gilt. wenn Behorden 
eın Einsichtsrecht ın bestimmte Strafakten haben Eine un- 
mittelbare Auskunft aus der zentralen Namenskarteı ıst -— 
beschränkt auf das Aktenzeichen - nur den Behorden zu 
erteilen, die dieses Aktenzeichen benötigen, um zu einem 
anhangıgen Strafverfahren weıtere Unterlagen gezielt nach- 
reıchen zu konnen, oder dıeses Aktenzeichen aus anderen 
Gründen zur rechtmäßigen Aufgabenerfullung benotigen 
Privaten Dritten ıst ohne Einwilligung des Betroffenen keıne 
Auskunft aus den zentralen Namenskarteien zu erteilen Sıe 
sınd gegebenenfalls auf die Akteneinsicht zu verweisen 

Soweit Auszüge aus der zentralen Namenskarteı zur Unter- 
rıchtung des sachbearbeitenden Staatsanwalts ın dıe Straf- 
akten eingelegt werden, sınd dıese Auszuge vor Weıterlei- 
tung an das Gericht oder an andere Behorden aus den Ak-, 

ten zu entfernen" 

Sperrung/Löschung 

Die Frist, ınnerhalb der die zentralen Namenskarteien zur 
gewohnlichen Sachbearbeitung zur Verfugung stehen, ıst 
erheblich zu verkürzen. Begrußenswerte Beispiele zeigen, 
daß eine Sperrung drei Jahre nach dem letzten Eıntrag, spä- 
testens nach sieben Jahren, eıner ordnungsgemaßen Auf- 
gabenerfüllung der Staatsanwaltschaft nıcht generell entge- 
gensteht Eventuell sind fur Sperrung und Loschung unter 
Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhaltntsmaßigkeit 

zeitlich abgestufte Fristen entsprechend der Schwere der 
ım Einzelfall zur Last gelegten Straftat und des weiteren 

strafrechtlich relevanten Verhaltens des einzelnen zu erwa- 
gen Im übrigen kann dıe Tatsache eıner Verfahrenseinstel- 
lung oder eınes Freispruchs ım Einzelfall die sofortige Lo- 
schung oder zumindest Sperrung der Daten des Betroffe- 
nen erforderlich machen, um beispielsweise schutzwurdige 
Belange Unschuldiger zu wahren.
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Entscheidungsgrundiage 

Die zentralen Namenskarteıen konnen allenfalls eın mehr 
oder weniger unvolistandıges Abbild der Strafakten sem In 
dreser naturnotwendigen Verkurzung des Aktenınhaltes 
liegt dıe Gefahr, daß aus den ın der zentralen Namenskarteı 
nıedergelegten Daten falsche Schlusse gezogen werden. 
Um derartige mogliche Belastungen fur dıe Betroffenen zu 
vermesden, durfen die aus den zentralen Namenskarteıen 
gewonnenen Informationen nıcht Grundlage fur Entschei- 
dungen seın Entscheidungen, jedenfalls solche zum Nach- 
teıl eines Betroffenen, sınd auch kunftig ausschließlich auf 
die Strafakten zu stützen, fur deren Fuhrung dıe zentralen 
Namenskarteien nur Hilfsmittel sein sollen 

Technische und organisatorische Maßnahmen 

Die Ausgestaltung der zentralen Namenskarteien oblıegt 
den Landesjustizverwaltungen Es kann nıcht Aufgabe der 
Datenschutzbeauftragten sein, nur eine einzige bestimmte 
Konzeption als mıt dem Datenschutz vereinbar zu fordern 
Eın umfangreicherer Datenbestand und eıne wenn auch nur 
gegregpt zugelassene Übermittlung aus den Zentraldateren 
bedeufen höhere Gefährdungen fur dıe schutzwürdıgen Be- 
lange der Betroffenen. Ihnen muß durch entsprechend wırk-   

samere technische und organısatorısche Maßnahmen be- 
gegnet werden. Vorkehrungen gegen Auskunfte an Unbe- 
fugte, unbefugten Zugriff und unzulassıge Datenermittlun- 
gen sınd notwendig Außerdem muß sıchergestelit seın. daß 
Loschungen auf Karteikarten zur Unlesbarkeit der betroffe- 
nen Daten fuhren Die Datenschutzbeauftragten begrußen. 
daß auch ın diesem Bereich ın der staatsanwaltschaftlichen 
Praxis bereits eın Bemuhen um den Datenschutz zu erken- 
nen ıst Die erfreulichen Ansätze sınd jedoch auf alle Staats- 
anwaltschaften auszudehnen 

Die Datenschutzbeauftragten fordern die Landesjustizver- 
waltungen daher auf, entsprechend der eıngangs zitierten 
Entschließung der ORGSTA, dıe Einrichtung der zentralen 
Namensverzeichnisse noch starker auf die Funktion des 
Hilfsmittels der Aktenfuhrung auszurichten und auch beı de- 
ren Fuhrung dıe Belange des Datenschutzes nachhaltıg zu 
berucksichtigen. Sie bitten die Landesjustizverwaltungen 
um Unterrichtung uber das auf diesem Gebiet bisher Veran- 
laßte sowie die vorgesehenen weıteren Maßnahmen 

Daruber hinaus mussen auch dıe ın den Aufbewahrungsbe- 
stimmungen der Justizverwaltungen getroffenen Frıistenr 
gelungen fur die Aufbewahrung von Strafakten deutlich ver- 
kurzt werden 

Anhang 3 

Rechtliche Grundlagen des Datenschutzes 
in Bayern 

31 Vorschriften 

Fur alle bayerıschen Behorden gılt das Bayer. Datenschutz- 
gesetz (BayDSG, BayGVBl 1978 S 165), Ausnahme: Soweit 
sıe am Wettbewerb teilnehmen (Art 22 BayDSG) oder So- 

zıalleıstungstrager sınd ($ 35 SGB I, $ 79 SGB X). 

Fur Bundesbehorden gılt das Bundesdatenschutzgesetz, 
2 Abschnitt (BDSG, Bundesgesetzblatt IS 201). 

Fur die Privatwırtschaft gilt ebenfalls das Bundesdaten- 
schutzgesetz, 3 bzw 4 Abschnitt Das BayDSG legt ınso- 
weit nur noch dıe zustandıgen Aufsichtsbehorden fest 

Neben den Datenschutzgesetzen sındaber auch eine Vielzahl 
von Gesetzen zu beachten, dıe das Personlichkeitsrecht 
bzw eynzelne Geheimnisse schützen Als Beispiel seien 
& 35 des Sozialgesetzbuches | (Sozıalgeheımnis), & 203 
StGB (u a arztliche Schweigepflicht), $ 30 Abgabenord- 
nung (Steuergeheimnis) und Art. 30 des Bayer. Verwal- 
tungsverfahrensgesetzes (Amtsverschwiegenheit) genannt. 
Außerdem gıbt es spezielle Datenschutzvorschriften, wıe 
Art. 13 des Bayer Krankenhausgesetzes vom 21 Juli 1974 
über dıe Behandlung von Patientendaten (GVBi S. 256). 

1980 sınd als sog. bereichsspezifische Datenschutzbestim- 
mungen das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Per- 
sonalausweise vom 6 März 1980 (BGBi I S. 270), das Mel- 

derechtsrahmengesetz vom 16 August 1980 (BGBl I S 
1429) sowie das Zehnte Buch Sozialgesetzbuch - SGB X — 
vom 18. August 1980 (BGBl | S. 1469) erlassen worden Vor- 
aussichtlich 1982 wird eın neues Landesmeldegesetz verab- 
schiedet werden 

Spezielle Schutznormen gehen dem Bayerischen bzw. dem 
Bundesdatenschutzgesetz vor. BayDSG und BDSG sind 
Auffanggesetze, dıe einen Mindeststandard an Datenschutz 
gewahrleisten   

Der Gesetzgeber ıst davon ausgegangen, daß besonders 

empfindliche Bereiche durch spezielle Datenschutzregelun- 
gen angemessener geregelt werden konnen und mussen 

Fur dıe Anwendung des BayDSG sınd folgende Ausfuh- 
rungsbestimmungen erlassen worden 

-— Die Bekanntmachung zum Vollzug des BayDSG vom 

12 September 1978 (MABI S. 688 ff ), erganzt durch Be- 
kanntmachung vom 4 September 1979 (MABI S 527 und 

KMBI I 1980 S. 39) 

— Die Bekanntmachung zum Vollzug des BayDSG vom 

4. September 1979 (MABI S. 527), durch die die Vollzugs- 
bekanntmachung zum BDSG vom 30 Januar 1979 (MABI 

S. 22) über die Maßnahmen zur Datensicherung fur ent- 
sprechend anwendbar erklart wurde (siehe auch KMBi f 
1980 S. 39) 

— Die Verordnung über das Datenschutzregister vom 
23 November 1978 (Datenschutzregisterverordnung - 

DSRegV - GVBI S 783) Sıe legt den Inhalt des Daten- 
schutzregisters fest, regelt dıe Einsicht ın das Regıster, 
beschränkt dıe Meldepflicht der speichernden Stellen 
und bestimmt den Umfang der jahrlıchen Veroffentli- 
chung aus dem Regıster. 

- Die Kostenordnung für die Tatigkeit des Technischen 
Überwachungsvereins Bayern e V. beim Vollzug der Da- 
tenschutzgesetze vom 16. August 1979 (Datenschutz- 
kostenordnung - DSchKO -, GVBI S 287) Nach Art. 32 
BayDSG begutachtet der TUV technische Fragen als 
Sachverständiger fur die Aufsichtsbehörden uber dıe Prı- 
vatwırtschaft. 

— Die Bekanntmachung des Bayer. Staatsministeriums des 

Innern vom 14. Juli 1978 zum Vollzug des Bayer Melde-
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gesetzes (MABI S 553), geandert durch Bekanntmachung 

vom 11 September 1978 {MABi $ 650), uber die Auswir- 
kungen des Datenschutzrechts auf das Melderecht - ınsbe- 

sondere dıe Erteilung von Auskunften aus dem Melderegı- 
ster (Anderung des Meldegesetzes und der Ausführungs- 

vorschriften voraussichtlich ım Laufe des Jahres 1982) 

- Die Bekanntmachung des Bayer Staatsministertums fur 

Unterricht und Kultus vom 23 November 1978 mıt erlau- 

ternden Hinweisen zum Vollzug der Datenschutzregıster- 

verordnung (KMBi 121/78. S. 585). 

- Die Bekanntmachung des Bayer Staatsministeriums fur 

Unterricht und Kultus vom 9 Aprıl 1979 mit erläuternden 

Hinweisen fur dte Schulen zum Vollzug des Bayerischen 

Datenschutzgesetzes (KMBi 9/79, S 187) 

- Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift des Bayer Staats- 
ministeriums fur Wirtschaft und Verkehr fur dıe Behand- 

lung von Anzeigen nach den 8$ 14 und 55 c der Gewer- 

beordnung vom 2 Januar 1980 (WVMBI S 1) Dort wırd 

unter Nr 6 dıe Anwendung des Datenschutzgesetzes auf 

dıe‘®ammiung der Gewerbeanzeigen — besonders dıe 
Erteilung von Auskunften uber Gewerbetreibende - ge- 

regelt 

- Die Bekanntmachung des Bayer Staatsministeriums fur 

Arbeit und Sozialordnung zum Vollzug des $ 139 b   

Abs 1 Satz 3 der Gewerbeordnung (GewO) - Wahrung der 

Geheimhaltungspflicht bei Gewerbeaufsichtsamtern - vom 

7 November 1980 (AMBI S 282) 

- Die Bekanntmachung vom 29 Aprıl 1980 zum Vollzug da- 

tenschutzrechtlicher Vorschriften ım Geschaftsbereich 

des Bayer Staatsministerrums fur Ernahrung Landwırt- 

schaft und Forsten {LMB! 7/80. S 51) 

Zum Vollzug des BDSG wırd auf folgende Bestimmungen 

hingewiesen 

- Vollzugsbekanntmachung des Bayer Staatsministeriums 

des Innern vom 12 Julı 1978 (MABI S 451). geandert 

durch Bekanntmachung vom 27 Marz 1981 (MABI 

S 150), zu wichtigen Anwendungsfragen 

- Vollzugsbekanntmachung des Bayer Staatsministerıums 

des Innern vom 30 Januar 1979 MABI S 22) uber Maß- 

nahmen zur Datensıcherung 

32 Inhalt der Datenschutzgesetze 

Sıehe hierzu Broschure „Datenschutzrecht mıt dem Text” 

des Bayer und des Bundesdatenschutzgesetzes und der 

Datenschutzregisterverordnung. Im 1 und 2 Tatıgkeitsbe- 

rıcht finden sıch außerdem Ausfuhrungen zum wesentlichen 

Inhalt der Datenschutzgesetze 

Anschriften der Datenschutz-Kontrolie 

Die Einhaltung der Datenschutzvorschriften wird von fol- 
genden Stellen kontrolliert, an dıe sıch jedermann wenden 

kann. 

Öffentlicher Bereich (Behörden): 

1 Der Landesbeauftragte fur den Datenschutz 

Dr Konrad Stollreither 

Wagmullerstr 18/1, 8000 Munchen 22, 

Teils 89/2 37 03-341 

Kontrolle beı Bayer Landesbehorden, wie zB Ge- 

meınde oder Stadtverwaltung, Landratsamt, Fınanzamt, 

Polızei, Allgerneine Ortskrankenkasse 

2 Der Bundesbeauftragte fur den Datenschutz 

Prof Dr Hans-Peter Bull 
Stephan-Lochner-Str 2, 5300 Bonn 2. 

Tel 02 21/37 50 91-98 

Kontrolle des Datenschutzes bei Behörden des Bundes, 

wıe z.B. Kreiswehrersatzamt, Arbeitsamt, Post 

Nichtöftentlicher Bereich (Privatwirtschaft): 

Regıonal zustandıge Regierung von 
Aufsichtsbehorden: Oberbayern 

Maxımilianstr. 39 

8000 Munchen 22 
(Tel 089/21 76-230 oder 388)   

Anhang 4 

Regierung von Regierung der 
Niederbayern Oberpfalz 
Regıerungsplatz 50 Emmeransplatz 8/9 
8300 Landshut 8400 Regensburg 
(Tel 0871/8221) {Tel 0941/5641) 

Regierung von Regierung von 
Oberfranken Mittelfranken 
Ludwigstr 20 Schloß 
8580 Bayreuth 8800 Ansbach 
(Tel 0921/6041) (Tel 0981/531) r 

Regterung von Regierung von 

Unterfranken Schwaben 
Peterplatz 9 Fronhof 10 
8700 Würzburg 8900 Augsburg 
(Teil. 0931/3801) (Tel 0821/31051) 

Oberste Aufsichtsbehorde‘ Bayer Staatsministerium 
des Innern 
Odeonsplatz 3 
8000 Munchen 22 
(Tel. 089/2 1921) 

Kontrolie des Datenschutzes beı privaten Stellen ın Bayern, 
wıe z.B. Banken, Versicherungen, Fırmen, Auskunfteıen, 

Kreditschutzeinrichtungen
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Anhang 5 
Stichwortverzeichnis 

zum 4 Tatigkeitsbericht des 
Bayerischen Landesbeauftragten fur den Datenschutz 

Hınweis Eın Stichwortverzeichnis zu den ersten 
drer Tatıgkeitsberichten findet sıch ım Anhang 6 

{römische Ziffer = Tatigkeitsbericht 

arabısche Ziffer = Seitennummer) 

A Fortbildungsveranstaltungen IV/46 
Fragebogen Iv/22 Abgeordnete IV/26 

Adoptionsvermittiungsstellen 1V/31 Freie Wohlfahrtspflege 1732 
Arztlıche Schweigepflicht 1V/38 Freigabe Ivra3 
Aktenaussonderung 1v/21 
Aktenfuhrung der Polizeı 1v/20 G 

Amtsgericht [127 ebuhreneinzugszentrale (GEZ v 
Anonymisierung IV/34, 38 ans entrale | ) vs 

Anschriftenubermittlung IV/34 Gemeinden v7 

Anstalt für Kommunale Daten- Gesundheitsbefragung 1V739 » 
verarbeitung IV/49 Gesundheitskarten an Schulen IV/34 \ 

Archttektenliste IV/42 Grenzkontrolle 1v/23 
Archive - Zwischenlagerung Nie Grenzpolizeı 1V/24 

Archivgesetz 4 Archıvwasen 1742 Grundstuckskartet Iv/17 

Aufbewahrung von Personal- 
unterlagen IV/36 H 
Aufbewahrung von Schulerkarteıen |IV/35 Haftpflichtversichereranfrage IV/22 
Auskunftsanspruch 1V/38 Hauptverhandiung 1vV/29 

Auskunftsersuchen Iv/27 Heıl- und Pflegeanstalt Iv/15 
Auskunftssystem Kommunales 
Finanzwesen IV/49 ı 

B Interner Datenschutzbeauftragter INV/3O 

Bayer Landesmeldegesetz IV/13 K 
Bayerischer Rundfunk IV/S1 
Befristung IV/38 Kabelpılotprojekt Iv/10 
Beirat IV/5 Kindliche Zeugen Iv/22 
Bildschirmtext Iv/10 Kommunalabgaben IV/16 
Bitdungsforschung 1V/33 Kommunalbehorden IV/48 
Bodennutzungserhebung IvP18, 41 Kommunale Rechenzentren Iv/47 
Bundeszentralregister 1V/33 Kommunale Sozıalleistungs- 

verwaltung IV/30 
D Kontrollzustandigkeit des 

Landesbeauftragten IV/7 
Datenubermittlung auf Postkarten IV/45 Krankenhausaufenthalt 1v/31 
Datenerhebung an Schulen 1V734 Krankenhäuser 1V/48 
Datenfernverarbeitung IV/50 Krankenkassen 1V/49 

Datenschutzmaßnahmen Krebsregistergesetz 1v/37 
techn„und org IV/46, 47 Krıiminalpolizeiliche Sammlungen 1v719 r 
Datenschutzregister IV/44 Kriminologische Zentralstelle 1V/24 
Datenschutzvorschriften Übersicht IV/55 
Datensicherung Iv/8, 50 L 
Datensıcherungsmaßnahmen 1IV/9, 51 
Datensperrung IvA15 Landesversicherungsanstalt Iv/49 

Landratsämter IV/17,48 
E Lohnsteuerkarten IV/16, 18 

Lohnsteuerkartenkarteı IV/18 
Einwilligung des Patienten 1V/38 
Epıidemiologısche Forschung 1V/39 
Erkennungsdienstliche Behandtung IV/21 M 
Erkennungsdienstliche Unterlagen 1V/21 Meldebehörden IV/40 
Erziehungs- und Unterrichtswesen Meldepflicht Iv/15 
Gesetzentwurf 1V/33 Mitteilungen in Strafsachen IV/25 

F N 

Fernwartung IV/50 Nachlaßsachen Iv/28 
Formular „Suchtkranke“ IV/32 Nachweisregister IV/38 
Forschung 1V/37 Namenslisten IV/36 

!
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Neue Medien Iv/10 Sozıalwıssenschaftliche Forschung IV/40 
Neue Medien Betriebszentraien 10 Speicherung auf Mikrofiche 1V/51 

Neue Medıen Datenschutz- Staatsanwaltschaft IV/25. 26. 54 

forderungen Iv/11 Statistikgeheimnis Iv/40 
Neue Medten Gesetzgebungs- Statıstik und Planung Grundsatze IV/AO 

kompetenz Ivir2 Statistik und Planung beı den 
Novellierung der Datenschutz- Kommunen IV/40 
gesetze IV/7 Statistische Eınzelangaben 1V/41 

Sterbefallanzeige iv/18 

o Steuerunterlagen Iv/19 

Studentenwohnheimbewerber IV/36 
Onlıne IV/50, 53 Stadte IV 
Ordnungswidrigkeiten IV/41 Suchtkranke 731 

P T 

Patientenverwaltung IV148 Technische Prufungen IV/9 
Personaldatensysteme 1V/52 
Personalunterlagen IV/36 
Personenstandsaufnahme Iv/17 u 
Postkarten IV/45 Universitat 1V/39 
Prufungen beı Kommunalbehorden IV/48 
Prüfuffßen beı Landratsamtern IV/48 v 

Prüfungen beı kommunalen Rechen- 
zentren 1V/47 Veroffentlichung IV/45 

Prufungen ım medizinıschen Bereich 1IV/48 Verfassungsschutz IV/23. 24 
Pressemitteilungen IV/26 Vernichtung 1v/49 

Verpflichtung auf das 

R Datengeheimnis IV/30 
Versand von Datentragern Iv/50 

Rasterfahndung IV/20, 22 Versand von Lohnsteuerkarten IV/16 
Relıgionsgesellschaften 1v/18 Verwaltungsgemeinschaften 1/17 
Rundfunk Iv/51 Verwertungsverbot des 
Rundfunkentscheidung des Bundeszentralregisters 1v/19 

BVerfG v 16 Junı 1981 Iv710 Viehzahlung 1/41 

Rundfunkgebuhren IV/18, 45 Volkszahlung 1V/41 
Vordrucke 1v/18 

s 

Schulerdateien IV/35 w 
Schulerfahrausweise IV/45 Wehrerfassung IV/36 

Schuldnerverzeichnis 1/27 Wirtschaftliche Verhaltnısse 1v/27 
Schulen IV/33, 34 Wissenschaftsfreiheit IV/37 
Schulgesundheitspflege 1V/33, 34 
Schulklassentreffen IV/34 z 
Sonderschule IV/35 
Sozialamt 1V/31 Zentraldateıen IV/25 

Sozialbericht „Suchtkranke‘“ 1/31 Zentrale Namenskarteıen der 
Sozıaldaten IV/30, 31. 32 Staatsanwaltschaften IV/54 

Sozialgesetzbuch - SGB X IV/29 Zentralstelle für Strafentlassene 1V/32 

Sozaalhılfeakten IV/42 Zweckbindung IV/38  
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Anhang 6 

Stichwortverzeichnis 

zum 1,2 und 3 Tatıgkeitsbericht des bayerıschen 
Landesbeauftragten fur den Datenschutz 

(römische Ziffer = Tatıgkeitsbericht 

arabische Ziffer = Seitennummer) 

A Bundeskindergeldgesetz 11718 
Bundessozialhilfegesetz 11718 

Abgangskontrolle 130 Bundesversorgungsgesetz 111/18 
Abıturentenbefragung 11/21, 22 
Abschleppunternehmen 11/14 
Absolventen 11722 D 
Adreßbucher 1/24 Dateıbegriff 179, 1713 
Adreßbuchverlage 111, 1118 Daten 1177, 12, 13 
Adreßdaten 111 Datenübermittlung 1/8,1718 21, 23, 11/13 
Adrema-Platteien 1/27 Datenubermittlung Erforderlichkeit 11/14 
ADV-Benutzer-Arbeitskreis 11/33 Datenabgleich 11/14 
Anderungsgesetz zum Melde- Datenerhebung 1/8, 147, 14, 22, 111/21 
gesetz 11/10 Datengeheimnis 111/18. 19 
Akterfbernichter 11/33 Datenlöschung 1/10 ” 

Aktenversand 11/17 Datensammlungen 1/10 
Amt fur Ausbildungsforderung 11/18 Datenschutz Neue Medıen 111/26 
Anrufung Landesbeauftragten 1/5 Datenschutzbeauftragte W/S 
Art. 15 BayDSG 11/8 Datenschutzbeauftragte Interne 11/5, 11718 

Art. 26 BayDSG 179, 11/8 Datenschutzkontrolle Neue Medıen 11/26 
Art.8 Abs. 1 BayDSG 1/15 Datenschutzrecht 1/5 
Aufbau Datenschutzregister v6, IV 1} datenschutzrechtliche Freigabe 11/8 
Aufbewahrung 1727 Datenschutzregister 16, 11/13, 12, 11/4, 19 
Aufgaben des Landesbeauftragten 1/3 Datensicherung 1/5, 1/8, 15 
Auftragsdatenverarbeitung IV 26, 11/8 Datensicherung Neue Medıen 11/26 

Ausbildungsforderung 1/18 Datensicherungsmaßnahmen 11/30, 31 
Auskunft 1/24, 1145 Datenspeicherung Erforderlichkeit 11/4 
Auskunft Art 8Abs 1 BayDSG 11/15 Datentrager 1/27 
Auskunft Sıcherheitsbereich 11719 Datenveroffentlichung 1/22 
Auskunfteien 1/14 Datenverarbeitung 5.8.16 
Auskunftssperre 1712 Datenverarbeitung Begriff 1715 
Auskunftsverweigerung 11129 Datenverarbeitung ım Auftrag 1/8 

Datenverarbeitungsprogramm 1/9, 11/32 
Datenweitergabe 22 

B dienstliche Telefongesprache 11/23 
Dienstprogramme 1/30 

Banken 1/12, 1/18 

Basısdokumentation 1/21 Direkt-Werbung 110 
Bauvorhaben 1/25 
BayDSG 1/5 E 
Bayer. Landeskrıminalamt 11/15 ed-Bogen 113 
Bayerıscher Rundfunk 1/28, 11/34 EDV-Organısatıon 1726 

BDSG 115 Effektivdaten 1728 
Beamtenlaufbahn Versicherung 11/23 Einsicht Sozsalhilfeunterlagen 17/19 
Behordenpersonal 124 Einsicht des DSB Verfassungs- 

Berral* 1/4, 11/5, 11/4 schutz . 11/15 r 

Beratung offentliche Verwaltung v6, 177 Einsichtnahme Studentenkarteen 11/21 
Beratung Staatsburger VE Einwilligung 8 
bereichsspezifische Regelung 1/5 Einwilligung Speicherung Neue 
Bereinigung der Sammlung 11711 Medien 1/26 

Berufsgenossenschaft 18 Einwohnermeldewesen 110, 117 
Berufsgruppen va Entschadigung Strafverfolgungs- 
Berufsverbande 11/23 maßnahmen 117 

Bestellung Datenschutz- Erfahrungsaustausch 4711713 
beauftragter 11/18 Erfassungskarten 11/24 
Betriebssoftware-Systeme 1179 Erhebung des Namens 1/22 
Betriebszentrale 11/26 Erhebung von Daten IW7 

Betroffenen Begriff des 1/13 Ermachtigungsklausel 11/16 
Bewerber Beamtenlaufbahn 11/23 Erweiterte Auskunfte 11718 
Bezirk 1117/18 
Bibliotheken 1/16 F 
Bildschirmtext 1/25 
Breitbandkabeigesetz Aheınland- Fachhochschule 1/23, 11/31 

Pfalz 11/28 Fernmeldegeheimnis 11/26 
Breitbandkabelnetze 11/25 Fernsehsatellit 11/25  
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Fernwartungsdienst 

Fınanzamt 
Finanzverwaltung 

Formulare 
Forschung 
freie Entfaltung der Persönlichkeit 
Freigabe Art 26 Abs. 2 und 4 

BayDSG 

G 

Geburten 
Geheimdienste 
Gemeinde 
Gerichte 
Geschaftsstelle 
Geschaftsstellenpersonal 
Gesetzesvorhaben 
gespeicherte Daten 
gespeicherte Daten Sicherheits- 
bereich 
Gesunggentsamt 
Gesundheitsbereich 
Gesundheitsbogen 
Gesundheitskarten 
Gewerbekarteı 
Glaubwürdigkeit kındlıcher 

Zeugen 
Gleitzeiterfassungskarten 
Grenze 
Großrechenzentrum 
Grundeigentumer 
Grundsätze fur die Verarbeitung 
Grundstucksbewerber 
Gruppenauskünfte 
GUIDE 
Gutachtenverwaltung LKA 

H 

Hauseigentümer 
Hochschulbereich 
Hochschule 
Hochschulinstitute 
Hochschulstatistikgesetz 

Interne Datenschutzbeauftragte 
Intimsphare 

J 

Jubilaursdaten 
Jugendamt 
Jugendwohlfahrtsgesetz 
Justiz 

K 

Kabelfernsehen 
Kabeltext 
Karteıen 
Kernspeicherauszuge 
Kfz-Zulassungsstellen 
Kfz-Zulassungsdaten 
Kindergarten 
Kindergeldabgleich 
kındlıche Zeugen Glaubwurdigkeit 
Kommunalbehörden 
Konferenz Datenschutzbeauftragte 

Kontrolle 
Kontrolizuständigkeit 

11/9 
11717 
123 
v5 
11/26, 111/19 
11/16 

176, 1/9, 11/8 

11/10 
1/15 
1/18 
11/16 
v4 
1/4 
1/8 
1/5 

119 
11/18 
16 1/21, 11/18 
11/20 
11/20 
1/24 

1/14 
1/24 
111/13 
11/29 
1/12 
41/31 
11/26 
1/13, 11/18, 11710 
11/34 
11/15 

112 
1/22, 11/20 
11/19 
1/14, 11718 
11/22 

11/5, 11/18 
11/16 

1/13, 11/18 
11118 
11/18 
1/16 

11/25 
1/25 
1/27 
1/26 
1/14 
417 
111/21 
1/22 
111/14 
11431 
IYS 
v5 
17   

Kostenerhebung 
Kps 
Krankenhauser 
Kreditauskunfteien 
Kreditinstitute 
Kreditschutzeinrichtungen 
Kriminalpohizeiliche Daten- 
sammlungen 
Krıminalpohzeiliche Sammlung 
KS-Richtlinien 
Kunsturhebergesetz 

L 

Landesbeauftragten Anrufung 
Landesbeauftragter fur den 
Datenschutz 
Landesgesetz Breitbandkabel 
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